
301 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates X. GP. 

4. 12. 1963 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom über 
Aktiengesellschaften (Aktiengesetz 1963). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ERSTER TEIL. 

Allgemeine Vorschriften. 

§ 1; Begriff der Aktiengesell­
schaft. 

Die Aktiengesellschaft ist eine Gesellschaft mit 
eigener Rechtspersönlichkeit, deren Gesellschafter 
mit Einlagen auf das in Aktien zerlegte Grund­
kapital .beteiligt sind, ohne persönlich -für die 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu haften. 

§ 2. G r ü n der. 

(1) Die Aktionäre, die den Gesellschaftsvertrag 
(die Satzung) festgestellt haben, sind die Grün­
der der Gesellschaft: Bei der Stufengründung 
(§ 30) sind Gründer auch die Aktionäre, die 
Sacheinlagen machen, ohne sich an der Feststel­
lung der Satzung beteiligt zu haben. 

(2) An der Feststellung der Satzung müssen 
sich mindestens zwei Personen beteiligen, die 
Aktien übernehmen. 

§ 3. Die Akt i eng e s e 11 s c h a f tal s 
H a n deI s g e seIl s c h a f t. 

Die Aktiengesellschaft gilt als Handelsgesell­
schaft, auch wenn der Gegenstand des Unter­
nehmens nicht im Betrieb eines Handelsgewerbes 
besteht. 

§ 4. F i r m a. 

(1) Die Firma der Aktiengesellschaft ist dem 
Gegenstand des Unternehmens zu entnehmen. 
Von dieser Vorschrift darf aus wichtigem Grund 
abgewichen werden. Die Firma hat die Bezeich­
nung "Aktiengesellschaft" zu enthalteD;' 

(2) Führt die Aktiengesellschaft die Firma eines 
von ihr erworbenen Handelsgeschäfts gemäß den 
allgemeinen handelsrechtlichen Vorschriften fort, 
so muß sie die Bezeichnung "Aktiengesellschaft" 
in die Firma aufnehmen. 

§ 5. Si t z. 

Als Sitz der Aktiengesellschaft ist der Ort, 
wo die Gesellschaft einen Betrieb hat, oder der 
Ort zu bestimmen, wo sich die Geschäftsleitung 
befindet oder die Verwaltung geführt wird. Von 
dieser Vorschrift darf aus wich tigern Grund 
abgewichen werden. 

§ 6. G run d kap i tal. 

(1) Das Grundkapital wird in Aktien zerlegt. 
(2) Das Grundkapital und die Aktien müssen 

auf einen in der geltenden Währung bestimmten 
Nennbetrag lauten. 

§ 7. Mi n des t n e n nb e t rag des 
G run d kap i tal s. 

Der Mindestnennbetrag des Grundkapitals 1st 
1,000.000. S. 

§ 8. N e n n b e t rag der Akt i e n. 

(1) Der Nennbetrag der Aktien hat auf 100, 
500, 1000 oder ein Vielfaches von 1000 S zu 
lauten. 

(2) Aktien über einen anderen Nennbetrag 
sind nichtig. Für den Schaden aus der Ausgabe 
sind die Ausgeber den Besitzern als Gesamt­
schuldner verantwortlich. 

(3) Die Aktien sind unteilbar. 
(4) Diese Vorschriften gelten auch für Anteil­

scheine, die den Aktionären vor der Ausgabe 
der Aktien erteilt werden (Zwischenscheine). 

§ 9. Aus gab e b e t rag der Akt i e,n. 

(1) Für einen geringeren Betrag als den Nenn­
betrag dürfen Aktien niCht ausgegeben werden. 

(2) Für einen höheren Betrag ist die Ausgabe 
zulässig. 

§ 10. In hab e r- und Na m e n s akt i e n. 
Zwischenscheine. 

(1) Die Aktien können auf den Inhaber oder 
auf Namen 'lauten. 

(2) Sie müssen auf· Namen lauten, wenn sie 
vor der vollen Leistung des Nennbetrags oder 

301 der Beilagen X. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 80

www.parlament.gv.at



2 301 der Beilagen 

des höheren Ausgabebetrags ausgegeben werden; 
der Betrag der Teilleistungen ist in der Aktie 
anzugeben. 

(3) Wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, 
so sind die Aktien als'lnhaberaktien auszustellen. 

(4) Die Satzung kann bestimmen, daß auf 
Verlangen eines Aktionärs seine Namensakti~ 
in eine Inhaberaktie oder seine Inhaberaktie in 
eine Namensaktie umzuwandeln ist. 

(5) Zwischenscheine müssen auf Namen lauten. 
(6) Zwischenscheineauf den Inhaber sind 

nichtig. Für den Schaden aus der Ausgabe sind 
die Ausgeber den Besitzern als Gesamtschuldner 
verantwortlich. 

§ 11. Akt i e n b e s 0 n der erG a t tun g. 

Einzelne Gattungen von Aktien können ver­
schiedene Rechte haben, namentlich bei der Ver­
teilung des Gewinns und des Gesellschaftsver­
mögens. 

§ 12. Stimmrecht. Keine Mehr­
s tim m r e c h t s akt i e n. 

(1) Jede Aktie gewährt das Stimmrecht. Vor­
zugsaktien können nach den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes als Aktien ohne Stim111red1t aus­
gegeben werden. . 

(2) Mehrstimmrechtsaktien sind unzulässig. 

§ 13. U n t erz eie h nun g der Akt i e n. 

Zur Unterzeichnung von Aktien und Zwi­
schenscheinen genügt eine vervielfältigte Unter­
schrift. Die Gültigkeit der Unterzeichnung kann 
von der Beachtung einer besonderen Form ab­
hängig gemacht werden. Die Formvorschrift 
muß iIl; der Urkunde enthalten sein. 

§ 14. Gericht. 

über Angelegenheiten, die in diesem Bundes­
gesetz dem Gericht zugewiesen sind, verhandelt 
und entscheidet, sofern es sich nicht um bürger­
liche Rechtsstreitigkeiten handelt, die dem Pro- . 
zeßgericht zugewiesen sind, der für den Sitz der 
Gesellschaft zuständige, zur Ausübung der Ge­
richtsbarkeit in Handelssachen berufene Gerichts­
hof erster Instanz im Verfahren außer Streit­
sachen. 

§ 15. Wes end es· K 0 n zer n s und des 
K 0 n zer nun t ern e h m e n s. 

(1) Sind rechtlich selbständige Unterneh111un­
gen zu wirtschaftlichen Zwecken unter einheit­
licher Leitung zusammengefaßt, so bilden sie 
einen Konzern; die einzelnen Unternehmungen 
sind Konzernunternehmungen. 

(2) Steht ein rechtlich selbständiges Unter­
nehmen auf Grund von Beteiligungen oder sonst 

. unmittelbar oder mittelbar unter dem beherr­
schenden Einfluß eines anderen Unternehmens, 

so gelten das· herrschende und das abhängige 
Unternehmen zusammen als Konzern und ein­
zeln als Konzernunternehmen. 

ZWEITER TEIL. 
Gründung der Gesellschaft. 

§ 16. Fes t s tell u n g der S atz u n g. 

(1) Die Satzung muß durch notarieile Beur­
kundung festgestellt werden. Bevollmächtigte 
bedürfen einer öffentlich beglaubigten . Voll­
macht. 

(2) In der Urkunde sind der Nennbetrag, der 
Ausgabebetrag und, wenn mehrere Gattungen 
bestehen, die Gattung der Aktien anzugeben, die 
jeder Beteiligte übernimmt. 

§ 17. Inh,alt der Satzung. 

Die Satzung muß bestimmen: 
1. die Firma und den Sitz der Gesellschaft; 
2. den Gegenstand des Unternehmens; 
3. die Höhe des Grundkapitals; 
4. die Nennbeträge der einzelnen Aktien und, 

wenn mehrere Gattungen bestehen, die Gattung 
der einzelnen Aktien; 

5. dieoArt der Zusammensetzung des Vorstands 
(Zahl der Vorstandsmitglieder); 

6. die Form der Veröffentlichungen der Gesell­
schaft. 

§ 18~ Veröffentlichungen der 
Gesellschaft. 

Bestimmt das Gesetz oder die Satzung, daß 
eine Veröffentlichung der Gesellschaft durch die 
Bekanntmachungsblätter zu erfolgen hat, so ist 
sie in der "Wiener Zeitung" einzurücken. Da­
neben kann die Satzung andere Blätter als Be­
kanntmachungsblätter bezeichnen. 

§ 19. So nd e r vor t eil e. G r ii nd u n g s­
auf wand. 

. (1) Jeder zugunsten einzelner Aktionäre be­
dungene besondere Vorteil muß in der Satzung 
unter Bezeichnung des Berechtigten festgesetzt 
werden. 

(2) Von dieser Festsetzung gesondert ist in der 
Satzung der Gesamtaufwand festzusetzen, der 
zu Lastender Gesellschaft an Aktionäre oder an 
andere Personen· als Entschädigung oder als Be­
lohnung für die Gründung oder ihre Vorbe­
reitung gewährt wird. 

(3)· Ohne diese Festsetzung sind solche' Abkom­
men und die Rechtshandlungen zu ihrer Aus­
führung der Gesellschaft gegenüber unwirksam. 
Nach Eintragung der Gesellschaft in das Han­
delsregister kann die Unwirksamkeit nicht durch 
Satzungsänderung geheilt werden. 
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§ 20. S ach ein lag e n. S ach übe r­
nahmen. 

(1) Sollen Aktionäre Einlagen machen, die 
nicht durch Einzahlung des Nennbetrags oder 
des höheren Ausgabebetrags der Aktien zu leisten 
sind (Sacheinlagen), oder soll die Gesellschaft 
vorhandene oder herzustellende Anlagen oder 
sonstige Vermögensgegenstände übernehmen 
(Sachübernahmen), so müssen in der Satzung 
festgesetzt werden der Gegenstand der Sachein­
lage oder der Sachübernahme, die Person, von 
der die Gesellschaft den Gegenstand erwirbt, und 
der Nennbetrag der bei der Sacheinlage zu ge­
währenden AktIen oder die bei der Sachüber­
nahme zu gewährende Vergütung. 

(2) Ohne diese Festsetzung sind Vereinbarungen 
über Sacheinlagen und Sachübernahmen und die 
Rechtshandlungen zu ihrer Ausführung der Ge­
sellschaft gegenüber unwirksam. Ist die Gesell­
schaft eingetragen, so wird die Gültigkeit der 
Satzung durch diese Unwirksamkeit nicht be­
rührt. Bei unwirksamer Vereinbarung einer Sach­
einlage bleibt der Aktionär verpflichtet, den 
Nennbetrag oder den höheren Ausgabebetrag 
der Aktie einzuzahlen. Nach Eintragung der 
Gesellschaft in das Handelsregister kann die Un­
wirksamkeit nicht durch Satzungsänderung ge-
heilt werden. . 

§ 21. E r r ich tun g der G e seil s c haft. 

Mit· der übernahme aller Aktien durch die 
Gründer ist, die Gesellschaft errichtet. 

§ ~2. N ach t r ä g I ich e Akt i e n übe r­
nah m e dur c h die G r ü n der. 

ühern~hmen die Gründer Aktien, die· sie bei 
der Feststellung der Satzung noch nicht über­
nommen haben, so bedarf es notarieller Beur­
kundung. In der Urkunde sind der Nennbetrag, 
der Ausgabebetrag und, wenn mehrere Gat­
tungen bestehen, die Gattung der von jedem 
Beteiligten übernommenen Aktien anzugeben. 

§ 23. E r s t e rAu f sie h t s rat und V 0 r­
stand. 

(1) Die Gründer haben den ersten Aufsichtsrat 
der Gesellschaft und die Abschlußprüfer für den 
ersten Jahresabschluß zu bestellen. Die Bestel­
lung bedarf notarieller Beurkundung. 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt den· ersten Vor­
stand. 

§ 24. G r ü n dun g s b e r ich t. 

(1) Die Gründer haben einen schriftlichen Be­
richt über den Hergang der Gründung zu er­
statten (Gründungsbericht). 

(2) Im Gründungsbericht sind die wesentlichen 
Umstände darzulegen, von denen die Angemes­
senheit der für eingelegte oder übernommene 

Gegenstände gewährten Leistungen abhängt; 
Dabei sind anzugeben die vorausgegangenen 
Rechtsgeschäfte, die auf den Erwerb durch die 
Gesellschaft hingezielt haben, ferner die An­
schaffungs- und Herstellungskosfen aus den 
letzten beiden Jahren und im Fall des übergangs 
eines Unternehmens auf die Gesellschaft der Be­
triebsertrag aus den letzten beiden Geschäfts­
jahren. 

(3) Im Gründungsbericht ist ferner anzugeben. 
ob und in welchem Umfang bei der Gründung 
für Rechnung eines Mitglieds des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats Aktien übernommen sind und 
ob und in welcher Weise ein Mitglied des V or­
stands oder des· Aufsichtsrats sich einen beson­
deren Vorteil oder für die Gründung oder ihre 
Vorbereitung eine Entschädigung oder Belohnung 
ausbedungen hat. 

§ 25. G r ü n dun g s p r ü fun g. 
A 11 g e m ein e s. 

" (1) Die Mitglieder des Vorstands und des Auf­
sichtsrats haben den Hergang der Gründung zu 
prüfen. 

(2) Außerdem hat eine Prüfung des Hergangs 
der Gründung durch einen oder mehrere Prüfer 
(Gründungsprüfer) stattzufinden, wenn 

1. ein Mitglied des Vorstands oder des Auf­
sichtsrats zu den Gründern gehört oder 

2. bei der Gründung für Rechnung· eines Mit­
glieds des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
Aktien übernommen sind oder 

3. ein Mitglied des Vorstands oder des Auf­
sichtsrats sich einen besonderen Vorteil oder für 
die Gründung oder ihre Vorbereitung eine Ent­
schädigung oder Belohnung ausbedungen hat 
oder 

4. eine Gründung mit Sacheinlagen oder Sach­
übernahmen (§ 20) vorliegt. 

(3) Die Gründungsprüfer bestellt das Gericht. 
(4) Als Gründungsprüfer dürfen nur beeidete 

Wirtschaftsprüfer, beeidete Buchprüfer, Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaften oder Buchprüfungs­
gesellschaften bestellt werden. 

(5) Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts­
rats sowie Angestellte der Gesellschaft dürfen 
nicht als Gründungsprüfer bestellt werden; 
gleiches gilt filr Personen und Prüfungsgesell­
schaften, auf deren Geschäftsführung die Grün­
der oder Personen, für deren Rechnung die 
Gründer Aktien übernommen haben, ·oder die 
Gesellschaft maßgebenden Einfluß haben. 

§ 26. U m fan g der G r ü n dun g s­
pr ü fun g. 

(1) Die Prüfung durch die ;Mitglieder des Vor­
stands und des Aufsichtsrats sowie die Prüfung 
durch die Gründungsprüfer haben sich namen.t­
lich darauf zu erstrecken: 
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1. ob die Angaben der Gründer über die über­
nahme der Aktien, über die Einlagen auf das 
Grundkapital und über die in den §§ 19 und 20 
vorgesehenen Festsetzungen richtig und vollstän-
dig sind;' . 

2. ob die für eingelegte oder übernommene 
Gegenstände gewährten Leistungen angemessen 
sind. 
. (2) über jede Prüfung ist unter Darlegung 

dieser Umstände schriftlich zu berichten. 
(3) Je ein Stück des Berichts der Gründungs­

prüfer ist dem Gericht und dem Vorstand ein­
zureichen. Jedermann kann den Bericht beim 
Gericht einsehen. 

§ 27. Me i nun g s ver s chi e den h e i t e n 
z w i s ehe n G r ü n der nun d G r ü n­
dun g s p r ü f ern. Aus 1 a gen und E n t-

loh nun g der G r ü n dun g s p r ü f e r. 

(1) Die Gründer sind v~rpflichtet, den Prüfern 
alle für die sorgfältige Erfüllung ihrer Prüfungs­
pflicht erforderlichen Aufklärungen und Nach­
weise zu geben. Bei Meinungsverschiedenheiten 

I zwischen den Gründern und den Gründungs­
prüfern über den Umfang der von den Gründern 
zu gewährenden Aufklärungen- und Nachweise 
entscheidet das Gericht; die Entscheidung ist un­
anfechtbar. Solange sich die Gründer weigern, 
der Entscheidung nachzukommen, wird der Prü­
fungsbericht nicht erstattet. 

(2) Die Gründungsprüfer haben Anspruch auf 
Ersatz der notwendigen baren Auslagen und auf 
angemessene Entlohnung für ihre Mühewaltung. 
Diese. Beträge bestimmt das Gericht unter Be­
dachtnahme auf die Honorarordnun-g (§ 17 
Abs. 2 des Wirtschaftstreuhänder-Kammer­
gesetzes, BGBl. Nr. 20/1948); gegen die Bestim­
mung .kann Rekurs ergriffen werden, gegen die 
Entscheidung des Gerichts zweiter Instanz ist 
der Rekurs ausgeschlossen. 

§ 28. A n m eId u n g der G e seIl s c h a f t. 

(1) Die Gesellschaft ist beim Gericht von sämt­
lichen Gründern und Mitgliedern des Vorstands 
und des Aufsichtsrats zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. 

(2) Die Anmeldung darf erst erfolgen, wenn 
auf jede. Aktie, soweit nicht Sacheinlagen verein­
bart sind, der eingeforderte Betrag ordnungs­
gemäß eingezahlt worden ist (§ 49 Abs. 3) und, 
soweit er nicht bereits zur Bezahlung der bei 
der Gründung angefallenen Abgaben, Gebühren 
und Kosten verwendet wurde, endgültig zur 
freien Verfügung des Vorstands steht. Der ein­
geforderte Betrag muß mindestens ein Viertel 
des Nennbetrags und bei Ausgabe der Aktien für 
einen höheren als den Nennbetrag auch den 
Mehrbetrag umfassen. 

§ 29. I n haI t der A n m eId u n g. 

(1) In der Anmeldung ist die Erklär~ng ab­
zugeben, daß die Voraussetzungen des § 28 
Abs. 2 erfüllt sind; dabei sind der Betrag, zu 
dem die Aktien ausgegeben werden, und der 
darauf eingezahlte Betrag anzugeben. Es ist 
nachzuweisen, daß der Vorstand in der Ver­
fügung über den. eingezahlten Betrag nicht, 
namentlich nicht durch Gegenforderungen, be­
schränkt ist. Der Nachweis ist im Fall der Ein­
zahlung. durch Gutschrift auf ein Bankkonto 
der Gesellschaft oder des Vorstands (§49 Abs.3) 
durch Vorlage einer schriftlicheJf Bestätigung der 
Bank zu führen; für die Richtigkeit der Bestäti­
gung ist die Bank der Gesellschaft verantwort­
lich. Sind von dem eingezahlten Betrag Abgaben, 
Gebühren und Kosten bezahlt worden, so ist 
dies nach Art und Höhe der Beträge nachzu­
welsen. 

(2) Der Anmeldung sind beizufügen: 
1. die Satzung und die Urkunden gemäß § 16 

Abs. 2 und § 22; 
2. im Fall der §§ 19 und 20 die Verträge, 

die den Festsetzungen zugrunde liegen oder zu 
ihrer Ausführung geschlossen sind, und eine Be­
rechnung des der Gesellschaft zur Last fallenden 
Gründungsaufwands; in der Berechnung sind die 
Vergütungen nach Art und Höhe und die Empfän­
ger einzeln anzuführen; 

3. die Urkunden über die Bestellung des Vor­
stands und des Aufsichtsrats; 

4. der Gründungsbericht und die" Prüfungs­
berichte der Mitglieder -des Vorstands und des 
Aufsichtsrats sowie der Gründungsprüfer nebst 
ihren urkundlichen Unterlagen; 

5. wenn es für den Gegenstand des Unter­
nehmens oder eine sonstige Satzungsbestimmung 
der behördlichen Genehmigung bedarf, die Ge­
nehmigungsur kunde. 

(3) Die Vorstandsmitglieder haben ihre Na­
mensunterschrift zur Aufbewahrung beim Ge­
richt zu zeichnen. 

(4) Die eingereichten Schriftstücke werden beim 
Gericht in Urschrift, Ausfertigung oder öffent­
lich beglaubigter Abschrift aufbewahrt. 

§ 30. S t u f eng r ü n dun g. 

(1) übernehmen die Aktionäre, die die Satzung 
festgestellt haben, nicht alle Aktien, so sind die 
folgenden besonderen Vorschriften einzuhalten. 

(2) Vor Erstattung des Gründungsberichts sind 
die nichtübernommenen Aktien zu zeichnen. 
Die Zeichnung geschieht durch eine schriftliche 
Erklärung (Zeichnungsschein), aus der die Be­
teiligung des Zeichners nach der Zahl, dem 
Nennbetrag und, wenn mehrere Gattungen be­
stehen, der Gattung der Aktien hervorgehen 
muß. Der Zeichnungsschein ist doppelt auszu­
stellen; er hat zu enthalten: 
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1. den Tag der Feststellung der Satzung; 
2. die im § 17 und in den §§ 19 und 20 vor­

gesehenen Festsetzungen und, wenn mehrere 
Gattungen bestehen, den Gesamtnennbetrag 
einer jeden Aktiengattung; 

3. den Namen, die Beschäftigung und den 
Wohnort der Gründer; 

4. den Ausgabebetrag der Aktien und den Be­
trag der festgesetzten Einzahlungen sowie den 
Umfang von Nebenverpflichtungen; 

5. den Zeitpunkt, in dem die Zeichnung un­
verbindlich wird, wenn nicht bis dahin die Er­
richtung der Gesellschaft beschlossen ist. 

(3) Zeichnungsscheine, die diese Angaben nicht 
vollständig oder die außer dem Vorbehalt im 
Abs. 2 Z. 5 Beschränkungen der Verpflichtung 
des Zeichners enhalten, sind nichtig. Auf die 
Unverbindlichkeit oder Nichtigkeit der Zeich­
nung kann sich der Zeichner nicht berufen, wenn 
die Gesellschaft im Handelsregister eingetragen 
ist und wenn er auf Grund einer den Erforder­
nissen des Abs. 2 Satz 2 entsprechenden Er­
klärung in der zur Beschlußfassung über die Er­
richtung der Gesellschaft berufenen Hauptver­
sammlung gestimmt oder später als Aktionär 
Recht,e ausgeübt oder Verpflichtungen erfüllt hat. 
Jede nicht im Zeichnungsschein enthaltene Be­
schränkung ist der Gesellschaft gegenüber un­
wirksam. 

(4) Den ersten Aufsichtsrat (§ 23) und die 
Abschlußprüfer für den ersten Jahresabschluß 
bestellt eine Hauptversammlung, die die Gründer 
nach der Zeichnung des Grundkapitals zu be­
rufen haben. 

(5) Der Anmeldung der Gesel!schaft zum Han­
delsregister sind außer den Urkunden nach § 29 
Abs. 2 die Doppelstücke der Zeichnungsschein.e 
und ein von den Gründern unterschriebenes Ver­
zeichnis aller Aktionäre beizufügen; das Ver­
zeichnis muß die auf jeden Aktionär entfallenden 
Aktien' und die auf die Aktien geleisteten Ein­
zahlungen angeben. 

(6) Nach der Anmeldung der Gesellschaft zum 
Handelsregister beruft das Gericht eine Haupt~ 
versammlung der in dem Vezeichnis aufgeführten 
Aktionäre zur Beschlußfassung über die Errich­
tung der Gesellschaft. 

(7) Der Richter leitet die Versammlung und 
beurkundet ihre Beschlüsse. 

(8) Der Vorstand und der Aufsichtsrat haben 
sich über die Ergebnisse der Gründungsprüfung 
auf Grund der B.erichte nach § 26 Abs. 2 und 
ihrer urkundlichen Grundla~en zu erklären. Bis 
zur Beschlußfassung kann jedes Mitglied des Vor­
stands und des Aufsichtsrats die Unterzeichnung 
der Anmeldung zurückziehen. 

(9) Für die Errichtung der Ges·ellschaft ist die 
Zustimmung von mindestens einem Viertel aller 

in dem Verzeichnis angeführten Aktionäre er­
forderlich, der Nennbetrag ihrer Aktien muß 
mindestens ein Viertel des gesamten Grund­
kapitals erreichen, Personen, denen Sondervor­
teile . oder Gründungsaufwand gewährt werden 
sollen (§ 19), die Sacheinlagen machen sollen oder 
von denen Vermögensgegenständ'e übernommen 
werden sollen (§ 20), können weder für sich noch 
für andere mitstimmen. " 

(10) Die Zustimmung aller erschienenen Ak­
tionäre ist nötig, wenn die im § 10 Abs . .3 und ~ 
und im § 17 bezeichneten Bestimmungen der 
Satzung geändert oder die in den §§ 19 und 20 
vorgesehenen Festsetzungen zu Lasten der 
Gesellschaft erweitert werden sollen; gleiches 
gilt," wenn die Dauer der Gesellschaft über die 
in der Satzung bestimmte Zeit verlängert 
oder die in der Satzung für Beschlüsse der 
Hauptversammlung vorgesehenen erschwerenden 
Erfordernisse beseitigt werden sollen.-

(11) Die Beschlußfassung ist zu vertagen, wenn 
es die Aktionäre mit einfacher Stimmenmehrheit 
v.erlangen .. 

(12) Soweit vorstehend nichts anderes bestimmt 
ist, wird vor der Eintragung der Gesellschaft bei 
Berufung und Beschlußfassung der Hauptver­
sammlungen nach den Vorsch,riften verfahren, die 
nach der Eintragung maßgebend sind. 

§ 31. P r ü fun g dur c h das Ger ich t. 

(1) Das Gericht hat zu prüfen, ob die Gesell­
schaft ordnungsgemäß errichtet und angemeldet 
ist. Ist dies nicht der Fall, so hat es die Eintragung 
abzulehnen. 

(2) Das Gericht hat die Eintragung auch ab­
zulehnen, wenn die Gründungsprüfer erklären 
oder wenn es offensichtlich ist, daß der Grün­
dungsbericht oder der Prüfungsbericht der Mit­
glieder des Vorstands und des Aufsichtsrats un­
richtig oder unvollständig ist oder den g,esetz­
lichen Vorschriften nicht entspricht oder daß die 
für eingelegte oder übernommene Gegenstände 
gewährten Leistungen unangemessen hoch sind. 
Es hat den Beteiligten vorher Gelegenheit zu 
geben, den Beanstandungen abzuhelfen. 

§ 32. I n hai t der Ein t rag u n g. 

(1) Bei der Eintragung der Gesellschaft sind 
die Firma und der Sitz der Gesellschaft, der 
Gegenstand des Unternehmens, die Höhe des 
Grundkapitals, der Tag der Feststellung . der 
Satzung und die Vorstandsmitglieder anzugeben. 

(2) Enthält die Satzung Bestimmungen über die 
Zeitdauer der Gesellschaft oder über die Befugnis 
der Vorstandsmitglieder oder der Abwickler zur 
Vertretung der Gesellschaft oder über das geneh­
migte Kapital, so sind auch diese Bestimmungen 
einzutragen. . 
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§ 33. Ver ö f f e n t I ich u n g der E i n­
t rag u n g. Ver ö f f e n t I ich u n g der E r­

ö ff nun g s b i I a n z. 

(1) In die Veröffentlichung der Eintragung, für 
die im Übrigen die allgemeinen handelsrecht­
lichen Vorsch(iften gelten, sind auch aufzu­
nehmen: 

1. die sonstigen in § 10 Abs. 3 und 4, §§ 17, 
18 Satz 2, §§ 19 und 20 vorgesehenen Fest­
setzungen; 

2. der Ausgabebetrag der Aktien; 
3. der Name, die Beschäftigung und der Wohn­

ort der Gründer und die Angabe, ob sie die 
sämtlichen Aktien übernommen haben; 

4. 4er Name, die Beschäftigung und der 
Wohnort der Mitglieder des ersten Aufsichts-

Gläubigers nicht, wenn die Schuldübernahme bin­
nen drei Monaten nach der Eintragung der Ge­
sellschaft vereinbart und dem Gläubiger von der 
Gesellschaft oder dem Schuldner mitgeteilt. 
wird. 

(3) Verpflichtungen aus Vereinbarungen über 
Sacheinlagen und Sachübernahmen können nicht 
übernommen werden. 

(4) Anteilsrechte dürfen vor der Eintragung der 
Gesellschaft nicht übertragen, Aktien oder Zwi­
schenscheine dürfen vorher nicht ausgegeben wer­
den. Die vorher ausgegebenen Aktien oder Zwi­
schenscheine sind nichtig; für den Schaden aus 
der Ausgabe sind die Ausgeber den Besitzern als 
Gesamtschuldner verantwortlich. 

rats. § 35. Er r ich tun gei n erZ w e i g n: i e d e r-
(2) Zugleich ist zu veröffentlichen, daß die mit las s u n g. 

der Anmeldung eingereichten Schriftstücke, na-
mentlich die Prüfungsberichte der Mitglieder des (1) Die 'Errichtung einer Zweigniederlassung 
Vorstands und des Aufsichtsrats sowie der Grün": hat der Vorstand beim Gericht des Sitzes der 
dungsprüfer, beim Gericht eingesehen werden Gesellschaft zur Eintragung in das Handels­
können. . register des Gerichts der Zweigniederlassung an-

zumelden; der Anmeldung ist eine öffentlich be-
(3) Liegt eine Gründung mit Sacheinlagen oder glaubigte Abschrift der Satzung beizufügen. Das 

Sachübernahmen (§ 20) vor, so hat der Vorstand Gericht des Sitzes hat die Anmeldung. unver­
unverzüglich nach der· Eintragung der Gesell- züglich mit einer beglaubigten Abschrift seiner 
schaft die Eröffnungsbilanz, für die im übrigen Eintragungen, soweit sie nicht ausschließlich die 
die allgemeinen handelsrechtlichen Vorschriften Verhältnisse ander-er Zweigniederlassungen be­
gelten, auf den Tag der Errichtung der Gesell- treffen, an das Gericht der Zweigniederlassung 
schaft (§ 21, § 30 Abs. 6) aufzustellen, nach weiterzugeben. 
ihrer Beschäftigung durch die Prüfer (§ 25 Abs. 2 
bis 5) dem Aufsichtsrat vorzulegen und inner- (2) Die Vorstandsmitglieder haben ihre Unter-
halb von drei Monaten nach der Eintragung der schrift zur Aufbewahrung beim Gerid1t der' 
Gesellschaft in den Bekanntmachungsblättern zu Zweigniederlassung zu zeichnen; gleiches gilt für 
veröffentlichen. Die Veröffentlichung ist zum Prokuristen, soweit sie nicht ausschließlich für 
Handelsregistler einzureichen. Wird ein Unter- den Betrieb einer anderen Zweigniederlassung be­
nehmen (Betrieb) auf Grund einer auf einen stellt sind. 
höchs~ens sechs Monate vor der Errichtung der' (3) ,Das Gericht der Zweigniederlassung hat zu 
Gesel1schaf~ liegenden Stichtag aufgestellten Bi- prüfen, ob die Zweigniederlassung errichtet ist 
lanz als Sacheinlage eingebracht, so kann die Er- und die allgemeinen handelsrechtlichen Vorschrif­
öffnungsbilanz auf diesen Stichtag aufgestellt wer- ten über die Ausschließlichkeit der Firma be­
den. Für die Zu veröffentlichende Eröffnungs- achtet sind. Ist dies der Fall, so hat es die Zweig­
bilanz gelten im übrigen die Vorschriften für niederlassung einzutragen und dabei die ihm mit­
den Jahresabschluß sinngemäß. geteilten Tatsachen nicht zu' prüfen, soweit sie 

§ 34. H a n deI n i m N a m end erG e s e 11-
s c h a f t vor der Ein t rag u n g. V e r­

bot ,e n e Akt i e n au s gab e. 

(1) Vor der Eintragung in das Handelsregister 
besteht die Aktiengesellschaft als solche nicht. 
Wird vorher im Namen der Ges-ellschaft gehan­
delt, so haften die Handelnden persönlich zur 
ungeteilten Hand (Gesamtsd1Uldner). 

(2) übernimmt die Gesellschaft eine vor ihrer 
Eintragung in ihrem Namen eingegangene Ver­
pflichtung durch Vertrag mit dem Schuldner in 
der Weise, daß sie an die Stelle des bisherigen 
Schuldners tritt, so bedarf es zur Wirksamkeit 
der Schuldübernahme der Zustimmung des 

im Handelsregister des Sitzes eingetrag·en sind. 
Die Eintragung hat die Angaben nach § 32 und 
den Ort der Zweigniederlassung zu enthalten; 
ist der Firma für die Zweigniederlassung ein Zu­
satz beigefügt, so ist auch dieser einzutragen. 

(4) In die Veröffentlichung der Eintragung sind 
außer deren Inhalt die sonstigen in § 10 Abs. 3 
und 4, §§ 17, 18 Satz 2 vorgesehenen Fest­
setzungen aufzunehmen. 

(5) Die Eintragung der Zweigniederlassung ist 
dem Gericht des Sitzes mitzuteilen und in dessen 
Register zu vermerken; ist der Firma für die 
Zweigniederlassung ein Zusatz beigefügt, so ist 
auch dieser zu vermerken. ber Vermerk wird 
nidn veröffentlicht. 
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(6) Die vorstehenden Vorschriften gelten sinn­
gemäß für die Aufhebung einer Zweignieder­
lassung. 

§ 36. B e h a n d I u n g b e s t ehe n der 
Z w e i g nie d e rl ass u n gen. 

(1) Ist eine Zweigniederlassung in das Han­
delsregister eingetragen, so sind alle Anmeldun­
gen, die die Niederlassung am Sitz der Gesell­
schaft oder eine eingetragene Zweigniederlas­
sung betreffen, beim Gericht des Sitzes zu bewir­
ken, es sind so viel Stücke einzureichen, wie 
Niederlassungen bestehen. 

(2) Das Gericht des Sitzes hat in der Ver­
öffentlichung -seiner Eintragung im "Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung" anzugeben, daß die gleiche 
Eintragung für die Zweigniederlassungen bei 
den namentlich zu bezeichnenden Gerichten der 
Zweigniederlassungen erfolgen wird; ist der 
Firma für eine Zweigniederlassung ein Zusatz 
beigefügt, so ist auch dieser anzugeben. 

(3) Das Gericht des Sitzes hat sodann seine 
Eintragung den Gericht~n der Zweignieder­
lassungen mitzuteilen. Die Gerichte der Zweig­
niederlassungen haben die Eintragung ohne 
Nachprüfung in ihr Handelsregister zu über­
nehmen. Die Eintragung im Register der Zweig­
niederlassung wird nicht bekanntgemacht. 

(4) Betrifft die Eintragung ausschließlich die 
Verhältnisse einzelner Zweigniederlassungen, so 
teilt sie das Gericht- des Sitzes nur den Ge­
richten der Zweigniederlassungen mit, deren 
Verhältnisse sie betrifft. 

(5) Abs. 1, 3 und 4 gelten sinngemäß für die 
Einreichung von Schriftstücken und die Zeich­
nung von Unterschriften. 

§ 37. Z w e i g nie der las s u n gen von 
G e seil s c h a f t e n mit aus I ä n d i­

sc he m Si t z. 

(1) Befindet sich der Sitz der Gesellschaft im 
Ausland, so ist die Gesellschaft zur Eintragung 
in das Handelsregister des Gerichts, in dessen 
Sprengel sie eine Zweigniederlassung besitzt, 
durch sämtliche Vorstandsmitglieder anzumel­
den. Der Anmeldung ist die Satzung in öffent­
lich beglaubigter Abschrift beizufügen. § 29 
Abs. 1 und 2 sind nicht anwendbar. 

(2) Bei der Anmeldung ist das Bestehen der 
Aktiengesellschaft als solcher und, wenn der 

-Gegenstand des Unterm,hmens oder die Aus­
übung einer Erwerbstätigkeit im Inland der be­
hördlich,en Genehmigung bedarf, auch diese 
nachzuweisen. In die Anmeldung sind die in 
§ 10 Abs. 3 und 4, §§ 17, 18 Satz 2 vorge­
sehenen Festsetzungen aufzunehmen. Der An­
meldung ist die für den Sitz der Gesellschaft 
ergangene gerichtliche Veröffentlichung beizu­
fügen. 

(3) Die Eintragung hat die Angaben nach § 32 
und den Ort der Zweigniederlassung zu ent­
halten; ist der Firma für die Zweigniederlassung 
ein Zusatz beigefügt, so ist auch dieser einzu­
tragen. 

(4) Im übrigen gelten für die Anmeldungen, 
Zeichnungen und Eintragungen sinngemäß die 
Vorschriften für Niederlassungen am Sitz der 
Gesellschaft. 

§ 38. Si t z v erle gun g. 

(1) Wird der Sitz der Gesellschaft im Inland 
verlegt, so ist die Verlegung beim Gericht des 
bisherigen Sitzes anzumelden. Dieses hat un­
verzüglich die Sitzverlegung dem Gericht des 
neuen Sitzes mitzuteilen. Der Mitteilung sind 
die Eintragungen für den bisherigen Sitz sowie 
die bei dem bisher zuständigen Gericht aufbe­
wahrten Urkunden beizufügen. 

(2) Das Gericht des neuen Sitzes hat zu 
prüf,en, ob die Sitzverlegung ordnungsgemäß 
beschlossen ist und die allgemeinen handels­
rechtlichen Vorschiften über die Ausschließlich­
keit der Firma beachtet sind. Ist dies der Fall, 
so hat es die Sitzverlegung einzutragen und hie­
bei die i4m mitgeteilten Eintragungen ohne 
weitere Nachprüfung in sein Handelsregister zu 
übernehmen. Mit der Eintragung wird die Sitz­
verlegung wirksam. Die Eintragung ist dem Ge­
richt des bisherigen Sitzes mitzuteilen. Dieses 
hat die erforderlich,en Löschungen vorzu­
nehmen. 

§ 39. Ver a n t w 0 r t I ich k e i t der 
G r ü n der. 

(1) Die Gründer sind der Gesellschaft als Ge­
samtschuldner verantwortlich für die Richtig­
keit und Vollständigkeit der Angaben, die zum 
Zwecke der Gründung der Gesellschaft über 
übernahme der Aktien, Einzahlung auf die 
Aktien, Verwendung eingezahlter Beträge, Son­
dervorteile, Gründungsaufwand, Sacheinlagen 
und Sachübernahmen gemacht worden sind; sie 
sind ferner dafür verantwortlich, daß eine zur 
Annahme von Einzahlungen auf das Grund­
kapital bestimmte Stelle (§ 49 Abs. 3) hiezu ge­
eignet ist, namentlich die eingezahlten Beträge 
zur freien Verfügung des Vorstands stehen. Sie 
haben, unbeschadet der Verpflichtung zum Er­
satz des sonst entstehenden Schadens, fehlende 
Einzahlungen zu leisten und eine Vergütung, die 
nicht unter den Gründungsaufwand aufgenom­
men ist, zu ersetzen. 

(2) Wird die Gesellschaft von Gründern durch 
Einlagen, 'Sachübernahmen oder Gründungsauf­
wand- vorsätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit 
geschädigt, so sind ihr alle Gründer als Gesamt­
schuldner zum Ersatz verpflichtet. 
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(3) Von dieSen Verpflichtungen ist ein Gründer 
befreit, wenn er die die Ersatzpflicht begrün­
denden Tatsachen weder kannte noch bei An­
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen Ge­
schäftsmanns kennen mußte. 

(4) Entsteht durch Zahlungsunfähigkeit eines 
Aktionärs der Gesellschaft ein Ausfall, so sind 
ihr zum Ersatz als Gesamtschuldner 'die Gründer 
verpflichtet, die die Beteiligung des Aktionärs 
in Kenntnis seiner Zahlungsunfähigkeit ange­
nommen haben. 

(5) Neben den Gründern sind in gleicher Weise 
. Personen verantwortlich, für deren Rechnung 

die Gründer Aktien übernommen haben. Sie 
können sich auf ihre eigene Unkenntnis nicht 
wegen solcher Umstände berufen, die ein für 
ihre Rechnung handelnder Gründer kannte oder 
kennen mußte. 

§ 40. Ver a n t w 0 r t I ich k e i t a n der e r 
Per s 0 n c n n e ben den G r ü n der n. 

Als Gesamtschuldner mit den Gründern und 
den Personen, für deren Rechnung die Gründer 
Aktien übernommen haben, ist der Gesellschaft 
zum Schadenersatz verpflichtet: 

1. wer bei Empfang einer vorschriftswidrig 
in den Gründungsaufwand nicht' aufgenom­
menen Vergütung wußte oder den Umständen 
nach annehmen mußte, daß die Verheimlichung 
beabsichtigt oder erfolgt war, oder wer zur Ver­
heimlichung wissentlich mi~gewirkt hat, 

2 .. wer im Fall einer vorsätzlichen oder grob­
fahrlässigen Schädigung der Gesellschaft durch 
Einlagen oder Sachübernahmen an der Schädi­
gung wissentlich mitgewirkt hat, 

3. wer vor Eintragung der Gesellschaft in das 
Handelsregister oder in den ersten zwei Jahren 
nach der Eintragung die Aktien öffentlich an­
kündigt, um sie in den Verkehr einzuführen, 
wenn er die Unrichtigkeit oder Unvollständig­
keit der Angaben, die zum Zwecke der Gründung 
der Gesellschaft gemacht worden sind (§ 39 
Abs. 1), oder die Schädigung der Gesellschaft 
durch Einlagen oder Sachübernahmen kannte 
oder bei Anwendung der Sorgfalt eines ordent­
lichen Geschäftsmanns kennen mußte. 

§ 41. Ver a n t w 0 r t I ich k e i t des V 0 r­
s t a n d s und des Auf sie h t s rat s. 

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts­
rats, die bei der Gründung ihre So~gfaltspflicht 
außer acht lassen, sind der Gesellschaft für den 
ihr daraus entstehenden Schaden als Gesamt­
schuldner verantwortlich; sie sind dafür verant­
wortlich, daß eine zur Annahme von Einzah­
lungen auf die Aktien bestimmte St'elle (§ 49 
Abs. 3) hiezu geeignet ist, namentlich die ein­
gezahlten Beträge zur freien Verfügung des Vor-
stands stehen. . 

§ 42. Ver a n t w 0 r tl ich k e i t der G r ü n·· 
dun g s p r ü f e r. 

(1) Die Gründungsprüfer, ihre Gehilfen und die 
bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen Ver­
treter einer Prüfungsgesellschaft sind zur gewis­
senhaften und unparteiischen Prüfung und zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. Sie dürfen nicht 
unbefugt Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
verwerten, die sie bei der Wahrnehmung ihrer 
Obliegenheiten erfahren haben. Wer seine Ob­
liegenheiten verletzt, ist der Gesellschaft zum 
Ersatz des daraus entstehenden Schadens ver­
pflichtet, mehrere Personen haften als Gesamt­
schuldner. 

(2) Die Ersatzpflicht von Personen, die fahr­
lässig gehandelt haben, beschränkt sich auf 
250.000 S für eine Prüfung; dies gilt auch dann, 
wenn an der Prüfung mehrere Personen beteiligt 
gewesen oder mehrere zum Ersatz verpflichtende 
Handlungen begangen worden sind, und ohne 
RücksIcht darauf, ob andere Beteiligte vorsätz­
lich gehandelt haben. 

(3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit be­
steht, wenn eine Prüfungsgesellschaft Gründungs­
prüfer ist, auch gegenüber dem Aufsichtsrat und 
den Mitgliedern des Aufsichtsrats der Prüfungs­
gesellschaft. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
der Prüfungsgesellschaft und sein Stellvertreter 
dürfen jedoch die von der Prüfungsgesellschaft 
erstatteten Berichte einsehen, die dabei erlangten 
Kenntnisse aber nur verwerten, soweit es die 
Erfüllung der überwachungspflicht des Auf­
sichtsrats fordert. 

(4) Die Ersatzpflicht nach diesen Vorschriften 
kann durch Vertrag weder ausgeschlossen noch 
beschränkt werden. 

§ 43. Verzicht und V,ergleich. 

Die Gesellschaft kann auf Ersatzansprüche 
gegen die Gründer, .die neben diesen haftenden 
Personen und gegen die Mitglieder des Vorstands 
und des Aufsichtsrats (§§ 39 bis 41) erst nach 
fünf Jahren seit der Eintragung der Gesellschaft 
in das Handelsregister und nur dann verzichten 
oder sich darüber vergleichen, wenn die Haupt­
versammlung zustimmt und nicht eine Minder­
heit, deren Anteile den fünften Teil des Grund­
kapitals erreidlen, widerspricht. Die zeitliche Be­
schränkung gilt nicht, wenn der Ersatzpflichtige 
zahlungsunfähig ist und sich zur Abwendung 
oder Beseitigung des Konkurses mit seinen Gläu­
bigern vergleicht. 

§ 44. Ver jäh run g der E r s a t z­
ansprüche. 

Ersatzansprüche der GesellSchaft nach den 
§§ 39 bis 42 verjähren in fünf Jahren seit der 
Eintragung . der Gesellschaft in das Handels­
register. 
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N ach g r ü n dun g. 

§ 45. (1) Verträge der Gesellschaft, nach denen 
sie vorhandene oder herzustellende Anlagen oder 
sonstige Vermögensgegenstände für eine den 
zehnten Teil des Grundkapitals übersteigende 
Vergütung erwerben soll, bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Zustimmung der Hauptver­
sammlung und der Eintragung in das Handels­
register, wenn sie in den ersten zwei Jahren seit 
der Eintragung der Gesellschaft in das Handels­
register geschlossen werden; ohne die Zustim­
mung der Hauptversammlung oder die Ein­
tragung im Handelsregister sind auch die Rechts­
handlungen zu ihrer Ausführung unwirksam. 

(2) Vor der Beschlußfassung der Hauptver­
sammlung hat der Aufsichtsrat den Vertrag zu 
prüfen und einen schriftlichen Bericht zu er­
statten (Nachgründungsbericht). Für den Nach­
gründungsbericht gilt sinngemäß § 24 Abs. 2 
und 3 über den Gründungsbericht. 

(3) Außerdem hat vor der Beschlußfassung eine 
Prüfung durch einen oder mehrere Gründungs­
prüfer stattzufinden. § 25 Abs. 3 bis 5, §§ 26, 27 
über die Gründungsprüfung gelten sinngemäß. 

(4) Der Beschluß der Hauptversammlung be­
darf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel 
des bei der Beschlußfassung vertretenen Grund­
kapitals umfaßt; wird der Vertrag im ersten 
Jahre nach der Eintragung der Gesellschaft in 
das Handelsregister geschlossen, so müssen 
außerdem die Anteile der zustimmenden Mehr­
heit mindestens ein Viertel des gesamten Grund­
kapitals erreichen. Die Satzung kann diese Mehr­
heit durch eine größere Kapitalmehrheit ersetzen 
und noch andere Erfordernisse aufstellen. 

§ 46.' (1) Nach Zustimmung der Hauptver­
sammlung hat der Vorstand den Vertrag in Ur­
schrift, Ausfertigung oder öffentlidl beglaubigter 
Abschrift mit dem Nachgründungsbericht und 
dem Bericht der Gründungsprüfer nebst den ur­
kundlichen Grundlagen zur Eintragung in das 
Handelsregister einzureichen. 

(2) Bestehen gegen die Eintragung Bedenken, 
weil die Gründungsprüfer erklären oder weil es 
offensichtlich ist, daß der Nachgründungsbericht 
unrichtig oder unvollständig ist oder den gesetz­
lichen Vorschriften nicht entspricht oder daß die 
für die zu erwerbenden Vermögensgegenstände 
gewährte Vergütung unangemessen hoch ist, so 
hat das Gericht die Eintragung abzulehnen. Es 
hat der Gesellschaft vorher Gelegenheit zu geben, 
den Beanstandungen abzuhelfen. 

(3) Bei der Eintragung genügt die Bezugnahme 
auf die eingereichten Urkunden. In die Bekannt­
machung der Eintragung sind aufzunehmen der 
Tag des Vertragsabschlusses und der Zustimmung 
der Hauptversammlung sowie der zu erwerbende 
Vermögensgegenstand, die Person, von der die 
Gesellschaft ihn erwirbt, und die zu gewährende 
Vergütung. . 

(4) Vorstehende Bestimmungen (§ 45, § 46 
Abs. 1 bis 3) gelten nicht, wenn der Erwerb der 
Vermögensgegenstände' den Gegenstand des Un­
ternehmens bildet oder wenn sie in der Zwangs­
vollstreckung. erworben werden. 

(5) Die Wirksamkeit eines Vertrags nach § 45 
Abs. 1 wird, gleichviel ob er vor oder nach Ab­
lauf von zwei Jahren seit der Eintragung der 
Gesellschaft in das Handelsregister geschlossen 
ist, nicht dadurch ausgeschlossen, daß eine Ver­
einbarung der Gründer über denselben Gegen­
stand nach § 20 Abs. 2 der Gesellschaft gegen­
über unwirksam ist. 

§ 47. Er s a t za n s p r ü ehe bei der 
N ach g r ü n dun g. 

Für die Nachgründung gelten die§§ 39, 40,· 
42 bis 44 über die Ersatzan,sprüche der Gesell­
schaft. An die Stelle der Gründer treten die 
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats; 
sie haben die Sorgfalt eines ordentlichen und ge­
wissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. 

DRITTER TEIL. 
Rechtsverhältnisse der Gesellschaft 

und der Gesellschafter. 

§ 48. H a f tun g für die Ver bin d I i c h­
k e i t end e r Akt i eng e seIl s c h a f t. 

Für die Verbindlichkeiten der Aktiengesell­
schaft haftet den Gläubigern nur das Gesell-
schaftsvermögen. . 

§ 49. Hau p t ver p f I ich tun g der 
A k ti 0 n ä r e. 

(1) Die Verpflirotung der Aktionäre zur Lei­
stung der Einlagen wird durch den Nennbetrag 
oder den höheren Ausgabebetrag der Aktien be­
grenzt. 

(2) Soweit nicht in der Satzung Sadleinlagen 
bedungen sind, haben die Aktionäre den Nenn­
betrag oder den höheren Ausgabebetrag der 
Aktien einzuzahlen. 

(3) Der vor der Anmeldung der Gesellschaf,t 
eingeforderte Betrag (§ 28 Abs. 2) kann nur in 
gesetzlichen Zahlungsmitteln oder durch Gut­
schrift auf ein Bankkonto im Inland oder Post­
scheckkonto der Gesellsroaft oder des Vorstands 
zu seiner freien Verfügung eingezahlt werden. 
Forderungen des Vorstands aus diesen Einzah­
lungen gegen Banken oder das österreiroische 
Postsparkassenamt gelten als Forderungen der 
Gesellschaft. 

§ 50. N e ben ver p f 1 ich tun gen der 
Akt ion ä r e. 

(1) Ist die übertragung der Aktien an die Zu­
stimmung der Gesellschaft gebunden, so kann 
die Satzung Aktionären die Verpflichtung auf­
erlegen, neben' den Einlagen auf das Grund-
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kapital wiederkehrende, nicht in Geld bestehende 
Leistungen zu erbringen. Die Verpflichtung und 
der Umfang der Leistungen sind in den Aktien 
und Zwischenscheinen anzugeben. 

(2) Die Satzung kann Vertragsstrafen festsetzen 
für den Fall, daß die Verpflichtung nicht oder 
nicht gehörig erfüllt wird. 

§ 51. Akt jen übe r nah me für Re c h­
nung der Gesellschaft oder durch 

e j n ab h ä n gig e s U nt ern e hm e n. 

(1) Wer als Gründer oder Zeichner oder in 
Ausübung eines Bezugsrechts nach § 165 eine 
Aktie für Rechnung der Gesellschaft oder eines 
abhängigen Unternehmens übernommen hat, 

okann sich nicht darauf berufen, daß er die Aktie 

§ 54. K ein e Ver z ins u n g der 
Ein lag e n. 

(1) Unter die Aktionäre darf nur der aus der 
Jahresbilanz sich ergebende Reingewinn verteilt 
werden; Zinsen dürfen ihnen weder zugesagt 
noch ausgezahlt werden. 

(2) Für den Zeitraum, den die Vorbereitung 
des Unternehmens bis zum Anfang des vollen 
Betriebs erfordert, können den Aktionären Zin­
sen von bestimmter Höhe zugesagt werden; die 
Satzung muß den Zeitpunkt bezeichnen, mit dem 
die Entrichtung von Zinsen spätestens aufhört. 

§ 55. Ver g ü tun g von Ne be n­
leistungen. 

nicht für eigene Rechnung übernommen hat. Er Für wiederkehrende Leistungen, zu denen die 
haftet ohne Rücksicht auf Vereinbarungen mit· Aktionäre nach der Satzung neben den Einlagen 
der Gesellschaft oder dem abhängigen Unter- auf das Grundkapital verpflichtet sind, darf eine 
nehmen auf die volle Einlage. Bevor er die Aktie den Wert der Leistuugen nicht übersteigende Ver­
für eigene Rechnung übernommen hat, stehen gütung ohne Rücksicht darauf gezahlt werden, 
ihm keine Rechte aus der Aktie zu. ob die Jahresbilanz einen Reingewinn ergibt. 

(2) Ein abhängiges Unternehmen darf als 
Gründer oder Zeichner oder in Ausübung eines 
Bezugsrechts nach § 165 eine Aktie der herr­
schenden Gesellschaft nicht übernehmen. Die 
Wirksamkeit einer solchen übernahme wird 
durch einen Verstoß gegen diese Vorschrift nicht 
berührt. 

§ 52. K ein e R ü c k z a h 1 u n g der 
Ein lag e n. 

Den Aktionären dürfen die Einlagen nicht zu­
rückgezahlt werden; sie haben, solange die Ge­
sellschaft besteht, nur Anspruch auf den Rein­
gewinn, der sich aus der Jahresbilanz ergibt, 
soweit er nicht nach Gesetz oder Satzung von 
der Verteilung ausgeschlossen ist. Als Rück­
zahlung von Einlagen gilt nicht die Zahlung des 
Erwerbspreises beim zulässigen Erwerb eigener 
Aktien (§§ 65, 66). 

§ 53. G e w i n n b e t eil i gun g der 
Akt ion ä r e. 

(1) Die Anteile am Gewinn bestimmen sich 
nach dem Verhältnis der Aktiennennbeträge. 

(2) Sind die Einlagen auf das Grundkapital 
nicht auf alle Aktien in demselben Verhältnis 
gelei~tet, so erhalten die Aktionäre aus dem ver­
teilbaren Gewinn vorweg einen Betrag von vier 
vom Hundert der geleisteten Einlagen; reicht 
der Gewinn dazu nicht aus, so bestimmt sich der 
Betrag nach einem entsprechend niedrigeren 
Satz. Einlagen, die im Laufe des Geschäftsjahres 
geleistet wurden, werden nach dem Verhältnis 
der Zeit berücksichtigt, die seit der Leistung ver­
strichen ist. 

(3) Die Satzung kann eine andere Art der Ge-
winnverteilung bestimmen. . 

§ 56. H a f tun g der Akt ion ä r e bei m 
E m p fan g ver bot e n erZ a h 1 u n gen. 

(1) Die Aktionäre haften den Gläubigern f)ir 
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft, soweit sie 
en tgegen den Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
Zahlungen von der Gesellschaft empfangen 
haben. Dies gilt nicht, soweit sie Beträge in 
gutem Glauben alS Gewinnanteile oder Zinsen 
bezogen haben. 

(2) Ist über das Vermögen der Gesellschaft der 
Konkurs eröffnet, so übt während dessen Dauer 
der Masseverwalter das Recht der GeseUschafts­
gläubiger gegen die Aktionäre (Abs. 1) aus. 

(3) Die Gesellschaft kann Beträge nicht zurück­
fordern, die Aktionäre in gutem Glauben als Ge­
winnanteile oder Zinsen bezogen haben. 

(4) Die Ansprüche nach diese~ Vorschriften 
verjähren in fünf Jahren seit dem Empfang der 
Zahlung. 

§ 57. F 0 1 gen nie h t r e c h t z ei t i ger 
Ein z a h I un g. 

(1) Wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, 
sind die Aktionäre zur Einzahlung so aufzu­
fordern, wie es die Satzung für Veröffentlichun­
gen der Gesellschaft vorsieht. 

(2) Aktionäre, die den eingeforderten Betrag 
nicht rechtzeitig einzahlen, haben ihn vom Ein­
tritt der Fälligkeit an mit dem jeweils für beider­
seitige Handelsgeschäfte geltenden Zinsfuß zu 
verzinsen. Weitere Schadenersatzansprüche sind 
nicht ausgeschlossen. 

(3) Für den Fall nicht rechtzeitiger Einzahlung 
kann die Satzung Vertragsstrafen festsetzen. 
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§ 58. Aus s chi u ß sä u m i ger Akt i 0- § 60. K ein e 13 e f r e i u n g der Akt i 0-

näre. näre von ihren Leistungspflich-

(1) Aktionären, die den eingeforderten Betrag 
nicht r,echtzeitig einzahlen, kann eine Nachfrist 
mit der Androhung gesetzt werden, daß sie nach 
Fristablauf ihrer Aktien und der geleisteten Ein­
zahlungen für verlustig erklärt werden. 

(2) Die Nachfrist muß dreimal in den Bekannt­
machungsblättern veröffentlicht werden; die 
erste Veröffentlichung muß ,mindestens drei 

, Monate, die letzte mindestens einen Monat vor 
Fristablauf ergehen. Ist die übertragung der 
Aktien an die Zustimmung der Gesellschaft ge­
bunden, so genügt an Stelle der Veröffentlichun­
gen die einmalige Einzelaufforderung an die säu-' 
migen Aktionäre; dabei muß eine Nachfrist ge­
währt werden, die mindestens einen Monat seit 
dem Empfang der Aufforderung beträgt. 

(3) Aktionäre, die den eingeforderten Betrag 
trotzdem nicht zahlen, werden durch Veröffent­
lichung in den B,ekanntmachungsblättern ihrer 
Aktien und der geleisteten Einzahlungen zu­
gunsten der Gesellschaft für verlustig erklärt. 

(4) An Stelle der alten Urkunden werden neue 
ausgegeben; diese haben außer den geleisteten 
Teilzahlungen den rückständigen :Betrag anzu­
geben. Für den Ausfall der Gesellschaft an die­
sem Betrag oder an den später eingeforderten 
Beträgen haftet ihr der ausgeschlossene Aktio­
när. 

§ 59. Z a h I u n g s p f I ich t der V 0 r­
m än n e r. 

(1) Jeder im Aktienbuch verzeichnete Vormann 
des ausgeschlossenen Aktionärs ist der Gesell­
schaft zur Zahlung des rückständigen Betrags 
.verpflichtet, soweit dieser von seinen Nachmän­
nern nicht zu erlangen ist. Von der Zahlungs­
aufforderung an einen früheren Aktionär hat 
die Gesellschaft seinen unmittelbaren Vormann 
zu benachrichtigen. Es wird vermutet, daß die 
Zahlung nicht zu erlangen ist, wenn sie nicht 
innerhalb eines Monats seit der Zahlungsauffor­
derung und der Benachrich'tigung des Vormanns 
eingegangen ist. Gegen Zahlung des rückstän­
digen B,etrags wird 'die neue Urkunde ausgehän­
digt. 

(2) Jeder Vormann ist nur zur Zahlung der 
Beträge verpflichtet, die binnen zwei Jahren ein­
gefordert werden; die Frist beginnt, mit dem 
Tage, an dem die übertragung der Aktie zum 
Aktienbuch der Gesellschaft angemeldet wird. 

(3) Ist die Zahlung des rückständigen Betrags 
von Vormännern nicht zu ~rlangen, so hat die 
Gesellschaft die Aktie zum Börsenpreis durch 
Vermittlung eines Börsensensals und beim Feh­
len eines Börsenpreises durch öffentliche Verstei­
gerung zu verkaufen. Im übrigen gilt § 179 
Abs. 3 sinngemäß. 

te n. 

Die Aktionäre und ihre Vormänner können 
von ihren Leistungspflichten nach den §§ 49 und 
59 nicht befreit werden, sie können gegen diese 
Pflichten eine Forderung an die Gesellschaft 
nicht aufrechnen. 

Buchung und übertragung der 
N a m e n s akt i e. 

§,61. (1) Namensaktien sind unter Bezeich­
nung des Inhabers nach Namen, Beschäftigung 
und Wohnort in das Aktienbuch der Gesell­
schaft einzutragen. 

(2) Sie können durch Indossament übertragen 
werden; für die Form des Indossaments, den 
Rechtsausweis des Inhabers und seine Verpflich­
tung zur Herausgabe gelten sinngemäß Arti­
kel 12, 13 und 16 des Wechselgesetzes 1955, 
BGB!. Nr. 49. 

(3) Die übertragung der Namensaktie ist der 
Gesellschaft zu melden, die Aktie ist vorzulegen 
und der übergang nachzuweisen. Die Gesell­
schaft vermerkt den übergang im Aktienbuch. 

(4) Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Ord­
nungsmäßigkeit der Reihe der Indossamente und 
der Abtretungserklärungen, aber nicht die Un­
terschriften zu prüfen. 

(5) Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als 
Aktionär nur, wer als solcher im Aktienbuch 
eingetragen ist. 

(6) Diese Vorschriften gelten sinngemäß für 
Zwischenscheine. 

§ 62. (1) Die Satzung kann die übertragung 
von Namensaktien an die Zustimmung der Ge­
sellschaft .binden. Die Zustimmung gibt der Vor­
stand, wenn die Satzung nichts anderes be­
stimmt. Die Zustimmung darf nur aus wichtigem 
Grund verweigert werden. 

(2) Ist nach der Satzung die Zustimmung der 
Gesellschaft zur übertragung der Aktien not~ 
wendig, so ist, falls die Zustimmung versagt 
wird, dem Aktionär bei Nachweis der Einzah­
lung des auf die Einlage eingeforderten Betrags 
vom Gericht die übertragung der Aktie zu ge­
statten, wenn kein wichtiger Grund für die 
Verweigerung der Zustimmung vorliegt und die 
übertragung ohne Schädigung der Gesellschaft, 
der übrigen Aktionäre und der Gläubiger erfol­
gen kann. Das Gericht hat vor der Entscheidung 
den Vorstand zu hören. Ungeachtet der erteilten 
Zustimmung des Gerichts zur übertragung 
kann diese dennoch nicht wirksam stattfinden, 
wenn die Gesellschaft innerhalb eines Monats 
nach Rechtskraft der Entscheidung dem Aktio­
när durch eingeschriebenen Brief mitteilt, daß 
sie die übertragung der Aktie zu den gleichen 
Bedingungen an einen anderen von ihr bezeich­
neten Erwerber gestatte. 
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(3) Beim Verkauf einer nur mit Zustimmung I schweren Schadens von der Gesellschaft notwen­
der Ges·ellschaft übertragbaren Aktie im Exeku- dig ist. Der Gesamtnennbetrag dieser Aktien 
tionsverfahren hat das Exekutionsgericht den i darf zusammen mit dem Betrag anderer eigener 
Börsenpreis, beim Fehlen eines solchen den Ver- Aktien, die die Gesellschaft bereits zur Abwen­
kaufswert der Aktie festzustellen und von der dung eines schweren Schadens erworben hat und 
Bewilligung des Verkaufs auch die Gesellschaft noCh besitzt, zehn vom Hundert des Grund­
sowie alle Gläubiger, die bis dahin die gericht- kapitals nicht übersteigen. Sonst darf die Aktien­
liche Pfändung der Aktie erwirkt haben, 'unter gesellschaft eigene Aktien nur erwerben, wenn 
Bekanntgabe des festgestellten Wertes zu benach- auf sie der Nennbetrag oder der höhere Aus­
richtigen. Die Feststellung des Wertes der Aktie gabebetrag voll geleistet ist und wenn 
hat zu unterbleiben, wenn zwischen dem betrei- 1. der Erwerb' unentgeltlich geschieht oder 
benden Gläubiger, dem Verpflichteten und der 2. die Gesellschaft mit dem Erwerb eine Ein-
Ges.eUschaft eine Einigung "über den übernahms- kaufskommission ausführt. 
preis zustandekommt. Wird die Aktie nicht (2) Der Erwerb eigener Aktien unterliegt den 
innerhalb vierzehn Tagen nach Benachrichtigung Beschränkungen des Abs. 1 nicht, wenn er auf 
der Gesellschaft durch einen von der Gesellschaft Grund eines Heschlusses der Hauptversammlung 
zugelasse~en Käufer g~gen Bez.ahlung eines ~en zur Einziehung nach den Vorschriften über die 
Wert (übernahmspreis) erreIchenden PreIses Herabsetzung des Grundkapitals gesChieht. 
über.nommen, so erfolgt d~r Verkauf nach d~n (3) Die Wirksamkeit des Erwerbs eigener 
Bestl!?mungen der Exeku.tlO.nsor~nung;. zu dIe- Aktien wird durch einen Verstoß gegen Abs. 1 
ser Ubertragung ~er AktIe 1St. dIe Zustimmung und 2 nicht berührt, es sei denn, daß auf sie der 
der Gesellschaft nIcht erforderlIch. Ausgabebetrag noch nicht voll geleistet ist. Ein 

(1) Diese Vorschriften gelten sinngemäß für schuldrechtliches Geschäft über den Erwerb ei ge-
Zwischenscheine. ner Aktien ist nichtig, soweit der Erwerb gegen 

Abs. 1 und 2 verstößt. 
§ 63. R e c h t s gern ein s c h a f t a n eIn e r 

Akt i e. 

(1) Steht eine Aktie mehreren Berechtigten zu, 
so können sie die Rechte aus der Aktie nur durch 
einen gemeinschaftlichen Vertreter ausüben. 

(2) Für die Leistungen auf die Aktie haften sie 
als Gesamtschuldner. 

(3) Hat die Gesellschaft eine Willenserklärung 
dem Aktionär gegenüber abzugeben, so genügt, 
wenn die Berechtigten keinen gemeinschaftlichen 
Vertreter haben, die Abgabe der Erklärung 
gegenüber einem Berechtigten. Dies gilt gegen­
über mehreren erbserklärten Erben nur dann, 
wenn ihnen die Besorgung und Verwaltung der 
Verlassenschaft überlassen wurde. 

§ 64. B e r e c h nun g der Akt i e n­
b e si t z z e i t. 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie 
davon abhängig, daß der Aktionär während 
eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie 
gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch 
auf übereignung gegen eine Bank gleich. Die 
Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem 
Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unent­
geltlich von seinem Treuhänder, als Gesamt­
rechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer 
Gemeinschaft oder im Zuge einer durch die Ver­
sicherungsaufsichtsbehärde genehmigten Ver­
mögensübertragung erworben hat. 

E r wer bei gen e r Akt i e n. 

§ 65. (1) Die Aktiengesellschaft darf eigene 
Aktien erwerben, wenn es zur Abwendung eines 

(4) Dem Erwerb eigener Aktien steht es gleich, 
wenn eigene Aktien als Pfand genommen wer­
den. 

(5) Aus eigenen Aktien stehen der Gesellschaft 
keine Rechte zu. Gleiches gilt für Aktien, die ein 
anderer für Rechnung der Gesellschaft erwor­
ben hat. 

§ 66. (1) Ein abhängiges Unternehmen darf an 
,Aktien der herrschenden Gesellschaft nur nach 
den vorstehenden Vorschriften (§ 65) Eigentum 
oder Pfandrecht erwerben. 

(2) Ein Rechtsgeschäft zwischen der Gesell­
schaft oder einem abhängigen Unternehmen und· 
einem anderen, wonach dies.er berechtigt oder 
verpflichtet sein soll, eigene Aktien der Gesell­
schaft für Rechnung der Gesellschaft oder des 
abhängigen Unternehmens zu erwerben oder als 
Pfand zu nehmen, ist nichtig, soweit der Erwerb 
des Eigentums oder des Pfandr·echts an den 
Aktien durch die Gesellschaft oder das abhängige 
Unternehmen gegen Abs. 1 oder § 65 Abs. 1, 2 
und 4 verstößt. 

§ 67. Kr a f tl 0 s e r k 1 ä run g v 0 n,A k t i e n 
dur c h die G e seIl s c h' a f t. 

(1) Ist der Inhalt von Aktienutkunden durch 
eine Veränderung der rechtlichen Verhältnisse 
unrichtig geworden, so kann die Gesellschaft 
die Aktien, die trotz Aufforderung nicht zur 
Berichtigung oder ~um Umtausch bei ihr ein­
gereicht sind, mit Genehmigung des Gerichts für 
kraftlos erklären. Beruht die Unrichtigkeit auf 
einer· Knderung des Nennbetrags der Aktien, so 
können sie nur dann für kraftlos erklär~ werden, 
wenn der Nennbetrag zur Herabs,et~ung des 
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Grundkapitals herabgesetzt ist. Namensaktien 
können nicht .deshalb für kraftlos erklärt wer­
den, weil die Bezeichnung des Aktionärs unrich­
tig geworden ist. Das Gericht hat die Genehmi­
gung zu. erteilen, wenn. die Kraftloserklärung 
den gesetzlichen Vorschriften entspricht. 

(2) Die Aufforderung zur Einreichung der 
Aktien hat die Kraftloserklärung anzudrohen 
und auf die Genehmigung des Gerichts hinzu­
weisen. Die Kraftloserklärung kann nur erfol­
gen, wenn die Aufforderung nach § 58 Abs. 2 
veröffentlicht worden ist. Sie geschieht durch 
Veröffentlichung in den Bekanntmachungsblät­
tern. 

(3) An Stelle der für kraftlos erklärten Aktien 
sind neue Aktien auszugeben und dem Berech­
tigten auszuhändigen oder, wenn ein Recht zur 
Hinterlegung besteht, zu hinterlegen. Die Aus­
händigung oder Hinterlegung ist dem Gericht 
anzuzeigen. 

(4) Soweit zur Herabsetzung des Grundkapi­
tals Aktien zusammengelegt werden, gilt § 179. 

§ 68. Neu e U r k und e n anS tell e b e­
schädigter oder verunstalteter 

Akt ie n 0 der Z w i s ehe n s ehe i n e. 

Ist eine Aktie oder ein Zwischensch·ein infolge 
einer Beschädigung oder einer Verunstaltung 
zum Umlauf nicht mehr geeignet, so kann der 
Berechtigte, wenn der wesentliche Jnhalt und 
die Unterscheidungsmerkmale der Urkunde noch 
mit Sicherheit erkennbar sind, von der Gesell­
schaft die Erteilung einer neuen Urkunde gegen 
Aushändigung der alten verlangen. Die Kosten 
hat er zu tragen und vorzuschießen. 

§ 69. N e.u e G e w i n n a n t ei 1 s ehe i n e. 

Neue Gewinnanteilscheine dürfen an den In­
haber des Erneuerungsscheins nicht ausgegeben 
werden, wenn der Besitzer der Aktie oder des 
Zwischenscheins der Ausgabe widerspricht. In 
diesem Fall sind die Scheine dem Besitzer der 
Aktie oder des Zwischenscheins auszuhändigen, 
wenn er die Haupturkunde vorlegt. 

VIERTER TEIL. 
Verfassung der Aktiengesellsmaft. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Vorstand. 

§ 70. Lei tun g der Akt i eng e s e 11-
. sc h a f t. 

(1) Der Vorstand hat unter eigener Verant­
wortung die Gesellschaft so zu leiten, wie das 
Wohl des Unternehmens unter Berücksichtigung 
der Interessen der Aktionäre und der Arbeit­
nehmer sowie des öffentlichen Interesses es er­
fordert. 

(2) Der Vorstand kann aus einer oder mehre­
ren Personen bestehen. Ist ein Vorstandsmitglied 

zum Vorsitzenden des Vorstands ernannt, so 
gibt, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, 
seine Stimme bei Stimmengleichheit den Aus­
schlag .. 

§ 71. Ver t r e tun g der Akt i eng e s e 11-
schaft .. 

(1) Die Aktiengesellschaft wird durch den 
Vorstand gerichtlich und außergerichtlich ver­
treten. 

(2) Besteht der Vorstand aus mehreren Per­
sonen, so sind, wenn die Satzung nichts anderes 
bestimmt, sämtliche Vorstandsmitglieder nur 
gemeinschaftlich zur Abgabe von Willenserklä­
rungen und ZUr Zeichnung für die Gesellschaft 
befugt. Der Vorstand kann einzelne V orstands­
mitglieder zur Vornahme bestimmter Geschäfte 
oder bestimmter Arten von Geschäften ermäch­
tigen. Ist eine Willenserklärung der Gesellschaft 
gegenüber abzugeben, so genügt die' Abgabe 
gegenüber einem Vorstandsmitglied. 

(a) Die Satzung kann, wenn der Vorstand aus 
mehreren Personen besteht, auch bestimmen, 
daß einzelne von diesen an'ein oder in Gemein­
schaft mit einem Prokuristen zur Vertretung 
der Gesellschaft befugt sind; es muß aber in 
jedem Fall die Möglichkeit bestehen, daß die 
Gesellschaft vom Vorstand auch ohne die Mitwir­
kung eines Prokuristen vertreten werden kann. 
Gleiches kann der Aufsichtsrat bestimmen, wenn 
die Satzung ihn hiezu ermächtigt hat. Abs. 2 
Satz 2 und 3 gilt in diesen Fällen sinngemäß. 

§ 72. Z eie h nun g des Vor s t a n d s. 

Der Vorstand hat in der Weise' zu zeichnen, 
daß die Zeichnenden zu der Firma der Gesell­
schaft oder zu der Benennung des Vorstands 
ihre Namensunterschrift hinzufü'gen. 

§ 73. 
der 

Änderung des Vorstands und 
Vertretungsbefugnis seiner 

Mit g 1 i e der. 

(1) Jede Änderung des Vorstands oder der 
Vertretungs befugnis eines V orstandsmi tglieds 
sowie eine Anordnung des Aufsichtsrats nach 
§ 71 Abs. 3 Satz 2 hat der Vorstand zur Ein­
tragung in das Handelsregister anzumelden. 

(2) Der Anmeldung sind die Urkunden über 
die Änderung oder Anordnung in Urschrift 
oder öffentlich beglaubigter Abschrift für das 
Gericht des Sitzes der Gesells·chaft beizufügen . 

(3) Die neuen Vorstandsmitglieder haben ihre 
Unterschrift zur Aufbewahrung beim Gericht 
zu zeichnen. 

§74. Beschränkung der Vertre: 
tun g s b e f u g n i s. 

(1) Der Vorstand ist der Gesellschaft geg,en­
über verpflichtet, 'die Beschränkungen einzu-
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halten, die die Satzung oder der Aufsichtsrat 
für den Umfang seiner Vertretungsbefugnis 
festgesetzt hat oder die sich aus einem Beschluß 
der Hauptversammlung nach § 103 ergeben. 

(2) Dritten gegenüber ist eine Beschränkung 
der Vertretungsbefugnis des Vorstands unwirk-
sam. 

nahme von Abschreibungen und Wertberichti­
gungen, nach Bildung von Rücklagen und Rück­
stellungen sowie nach Absetzung der aufgelösten 
Rücklagen ergibt. Entgegenstehende Festsetzun­
gen sind nichtig. Der Aufsichtsrat kann, wenn 
es die Billigkeit verlangt, für das einzelne 
Geschäftsjahr zulassen, daß der Teil des Gewinns, 
der 1lur Bildung freier Rücklagen verwendet 

§ 75. B e s tell u n gun d A b ,b er u fun g werden soll, nicht abgesetzt wird. 

des Vor s t a n d s. § 78 Gd" f ;. d" B " • run satze ur le ezuge 
(1) Vor~~andsmitg.~ieder bestellt der ~UfSichtS-1 der Vor s t a n d s mit g 1 i e der. 

rat auf hochstens funf Jahre. Wenn die Bestel- ( ) D' A f'ch I, h d f" d ß 
lung eines Vorstandsmitglieds auf eine . 1 er u SI tsrat at a ur z~ s~rgen, a. 
b t · t I" Z 't f b t' t Ze't die Gesamtbezüge der VorstandsmItglIeder (Ge-es Imm e angere el, au un es Imm e I .. . f . d 
oder ohne Zeitangabe erfolgt, ist sie fünf Jahre hälte~, Gewmnb~telbgungen, Au wa~ . sent-

. k E' '00 h lt B t 11 . t zu schädigungen, VersIcherungsentgelte, ProvlSlonen 
wl .. lr. sa~. binde fWI. d,erch° e 'hes e uWn,gk ls k '-t I und Nebenleistungen jeder Art) in einem ange-
asslg; sie e ar Je 0 zu I rer Ir sam el , ' f 'b d . 1 

der schriftlichen Bestätigung durch den Vor- messenen Verhalt~ls ~u den Au ga en ,es emze-
sitzenden des Aufsichtsrats. Diese Vorschriften nen VorstaI?:dsmltglIed~ un~ z~r La~.e d.~r 
gelten sinngemäß für den Anstellungsvertrag. Gesellschaft stehen. DIes gilt smngemaß fur 

Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge und Lei-
(2) Ein~ juristische Person oder eine Personen­

gesellschaft (Offene Handelsgesellschaft, Kom­
manditgesellschaft) bnn nicht zum Vorstands­
mitglied bestellt werden. 

(3) Werden mehrere Personen zu V orstands­
mitgliedern bestellt, so kann der Aufsichtsrat 
ein Mitglied zum Vorsitzenden des Vorstands 
ernennen. 

(4) Der Aufsichtsrat kann die Bestellung zum 
Vorstandsmitglied und die Ernennung zum 
Vorsitzenden des Vorstands widerrufen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher Grund 
ist namentlich grobe Pflichtverletzung, Unfähig­
keit Zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung 
oder Entziehung des Vertrauens 'durch die 
Hauptversammlung, es sei denn, daß das Ver­
trauen aus offenbar unsachlichen Gründen ent­
zogen worden ist. Dies gilt auch für den vom 
ersten Aufsichtsrat bestellten Vorstand, Der 
Widerruf ist wirksam, solange nicht über seine 
Unwirksamkeit rechtskräftig entschieden ist. 
Ansprüche ,aus dem Anstellungsvertrag werden 
hiedurch nicht berührt. 

§ 76. Be s tell u n g dur c h das Ger ich t. 

Soweit die zur Vertretung der Gesellschaft 
erforderlichen Vorstandsmitglieder fehlen, hat 
sie in dringenden Fällen das Gericht auf Antrag 
eines Beteiligten für die Zeit bis zur Behebung 
des Mangels zu bestellen. 

§ 77. Ge w i n n be te i I i gun g der V 0 r­
s t a n d s mit g I i e der. 

(1) Den Vorstandsmitgliedern kann für ihre 
Tätigkeit eine Beteiligung am Gewinn gewährt 
werden, die in einem Anteil am Jahresgewinn 
zu bestehen hat. 

(2) Der Anteil am Jahresgewinn ist na.ch dem 
Reingewinn zu ermitteln, der sidt nam Vor-

stungen verwandter Art. 
(2) Wird über das Vermögen der Gesellschaft 

der Konkurs eröffnet und kündigt ,der Masse­
verwalter den Anstellungsvertrag ein,es Vorstands-' 
mitglieds, so kann dieses Ersatz für d~n ihm 
dur,eh die' Aufhebung des Dienstverhältnisses 
entstehenden Schaden nur für zwei Jahre seit 
dem Ablauf des Dienstverhältnisses verlangen, 

§ 79. We t t b ewe r b s v' erb 0 t. 

(1) Die Vorstandsmitglieder dürfen ohne Ein­
willigung des Aufsichtsrats weder ein Handels­
gewerbe betreiben noch im Geschäftszweig der 
Gesellschaft für eigene oder fremde Rechnung 
Geschäfte machen, Sie dürfen sich auch nicht an 
einer anderen Handelsgesellschaft als persönlich 
haftende Gesellschafter beteiligen. 

(2) Verstößt ein Vorstandsmitglied gegen dieses 
Verbot, so kann die Gesellschaft Schadenersatz 
fordern, sie kann' statt dessen von dem Mit­
glied verlangen, daß es die für eigene Rechnung 
gemachten Geschäfte als für Rechnung der 
Gesellschaft eingegangen gelten lasse und die aus 
Geschäften für fremde Rechnung bezogene V er~ 
gütung hera~sgebe oder seinen Anspruch auf die 
Vergütung abtrete. 

(3) Die Ansprüche der Gesellschaft verjähren 
in drei Monaten seit dem Zeitpunkt, in dem 
die übrigen Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats von der zum Schadenersatz ver­
pflichtenden Handlung Kenntnis erlangen; sie ver­
jähren ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in fünf 
Jahren seit ihrer Entstehung. 

§ 80. K red i t g e w ä h run g a n V 0 r­
s t a n d s m it gl i e der. 

(1) Vorstandsmitgliedern und leitenden Ange­
stellten der Gesellschaft darf Kredit nur mit 
ausdrücklicher Zustimmung des Aufsichtsrats 
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gewährt werden. Leitende Angestellte sind die 
Geschäftsführer und Betriebsleiter, die zur selb­
ständigen "Einstellung· oder Entlassung der übri­
gen im Betriebe oder in der Betriebsabteilung 
Beschäftigten berechtigt sind oder denen Pro­
kura oder Generalvollmacht erteilt ist. Ebenso 
dürfen Kredite an geshzliche Vertreter oder 
leitende Angestellte eines abhängigen oder herr­
schenden Unternehmens nur mit ausdrütklicher 
Zustimmung des Aufsichtsrats des herrs·chenden 
Unternehmens gewährt werden. Die Zustimmung 
kann für gewisse Kreditgeschäfte oder Arten 
von Kreditgeschäften . im voraus, jedoch nicht 
für länger als drei Monate erteilt werden .. Der 
Zustimmungsbeschluß hat auch die Verzinsung 
und Rückzahlung des Kredits zu regeln. Der 
Gewährung eines Kredits steht die Gestattung 
einer Entnahme gleich, die über die dem Ent­
nehmer zustehende Vergütung hinausgeht, 
namentlich auch die Gestattung der Entnahme 
von Vorschüssen auf Vergütungen. 

(2) Kredite, die ein Monatsgehalt nicht über­
steigen, fallen nicht unter Abs. 1. 

(3) Diese Vorschriften g~lten auch für Kredite 
an den Ehegatten oder an ein minderjähriges 
Kind eines Vorstandsmitglieds oder anderen 
gesetzlichen Vertreters oder eines leitenden 
AngstelIten; sie gelten ferner für Kredite an 
einen Dritten, der für Rechnung einer Person 
handelt, an die nur mit Zustimmung des Auf­
sichtsrats Kredit gewährt werden darf. 

(4) Wird entgegen Abs. 1 bis 3 Kredit gewährt, 
so ist der Kredit ohne Rütksicht auf entgegen­
stehende Vereinbarungen sofort zurückzuzahlen, 
wenn nicht der Aufsichtsrat nachträglich ZJU­

stimmt. 

§ 81. Be r ich t an cl e n Auf sie h t s rat. 

(2) Der Vorstand hat unverzüglich nach Ein­
tritt der Zahlungsunfähigkeit oder der über­
schuldung der Gesellschaft die Eröffnung des 
Konkurses oder des AusgleidJ.sverfahrens zu 
beantragen. 

§. 84. S 0 r g f alt s p f I ich tun d V e r­
a n .t w 0 r t I ich k e i t der Vor s t a n d s­

mit g I i e der. 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer 
Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. 
über vertrauliche Angaben hahen sie Still­
schweigen zu bewahren. 

(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Obliegen­
heiten verletzen, sind der Gesellschaft zum 
.Ersatz des daraus entstehenden Schadens als 
Gesamtschuldner verpflichtet. Sie können sich 
von der Schadenersatzpflicht durch den Gegen­
beweis befreien, daß sie die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Ges·chäfts­
leiters angewendet haben. 

(3) Die Vorstandsmitglieder sind namentlich 
zum Ersatz verpflichtet, wenn entgegen diesem 
Bundesgesetz 

1. Einlagen an die Aktionäre zurütkgezahlt, 
2. den Aktionären Zinsen oder Gewinnanteile 

gezahlt, 
3. eigene Aktien der Gesellschaft oder einer 

anderen Gesellschaft gezeichnet, erworben, als 
Pfand genommen oder eingezogen werden, 

4. Aktien vor der vollen Leistung des Nenn­
betrags oder des höheren Ausgabebetrags aus­
gegeben werden, 

5. Gesellschaftsvermögen verteilt wird, 
6. Zahlungen geleistet werden, nachdem die 

Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft eingetreten 
ist oder sich ihre überschuldung ergeben hat; 
dies gilt nicht von Zahlungen, die auch nadl 
diesem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines ordent­
lichen und gewissenhaften Geschäftsleiters ver­
einbar sind, 

7. Kredit gewährt wird, 
8. bei d~r bedingten K~pitalerhöhung außer­

halb des festgesetzten Zwetks oder vor der 
vollen Leistung des Gegenwerts Bezugsaktien 

Der Vorstand hat dafür zu sorgen, daß die ausgegeben werden. 

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat regel­
mäßig, längstens vierteljährlich, über den Gang 
der Geschäfte und die Lage des Unternehmens 
sowie dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder 
seinem Stellvertreter bei wichtigem Anlaß 
mündlich oder schriftlich zu berichten. Der 
Bericht hat den Grundsätzen einer gewissen­
haften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 

§ 82. B u c h f üh run g. 

erforderlichen Handelsbücher geführt werden. (4) Der Gesellschaft gegenüber tritt die Er-
satzpflicht nicht ein, wenn die Handlung auf 

§ 83. Vor s t a n d s p f I ich t e n bei V e r- einem gesetzmäßigen Beschluß der Hauptver-
lu s t, übe r s c h u 1 dun g 0 der Z a h - sammlung beruht. Dadurch, daß der~ Aufsichts­
I u n g s u n f ä h i g k e i t der G e seIl s c h a f t. rat die Handlung gebilligt hat, wird die Ersatz-

(1) Ergibt sich bei Aufstellung der Jahres- pflicht. nicht ausgeschlossen. Die Gesellschaft kann 
bilanz oder einer Zwischenbilanz oder ist anzu- erst nach fünf Jahren seit der Entstehung des 
nehmen, daß ein Verlust in der Höhe 'des halben Anspruchs und nur dann auf Ersatzansprüche 
Grundkapitals besteht, so hat der Vorstand verzichten oder sich darüber vergleichen, wenn 
unverzüglich die Hauptversammlung zu berufen die Hauptversammlung zustimmt und nicht eine 
und dieser davon Anzeige zu machen. I Minderheit, deren Anteile den fünften Teil des 
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Grundkapitals erreichen, widerspricht. Die zeit­
liche Beschränkung gilt nicht, wenn der Ersatz­
pflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur Ab­
wendung· oder Beseitigung des Konkurses mit 
seinen Gläubigern vergleicht. 

(5) Der Ersatzanspruch der Gesellschaft kann 
auch von den Gläubigern der Gesellschaft geltend 
gemacht werden, soweit sie von dieser keine 
Befriedigung erlangen können. Dies gilt jedoch 
in anderen Fällen als denen des Abs .. 3 nur dann, 
wenn die Vorstandsmitglieder die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts­
leiters gröblich verletzt haben; Abs. 2 Satz 2 gilt 
sinngemäß. Den Gläubigern gegenüber wird die 
Ersatzpflicht weder durch einen Verzicht oder 
Vergleich der Gesellschaft noch dadurch auf­
gehoben, daß die Handlung auf einem Beschluß 
der Hauptversammlung beruht oder der Auf­
sichtsrat die Handlung gebilligt hat. Ist über 
das Vermögen der Gesellschaft der Konkurs 
eröffnet, so übt während dessen Dauer der 
Masseverwalter das Recht der Gläubiger gegen 
die Vorstandsmitglieder aus. 

(6) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften 
verjähren in fünf Jahren. 

§ 85. St e 11 ver t r e t e r von Vor s t a n cl s­
mi tgl i e der n. 

Die Vorschriften für die Vorstandsmitglieder 
gelten auch für ihre Stelivertreter. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Aufsichtsrat. 

§ 86. Z usa m m e n set z u n g des A u f­
sie h t s rat s. 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mit­
gliedern. Die Satzung kann eine höhere Zahl 
festsetzen. Die Höchstzahl der Aufsichtsrats­
mitglieder beträgt bei Gesellschaften mit einem 
Grundkapital 

bis zu ........... 5,000.000 S .... sieben, 
von mehr als 5,000.000 S .... zwölf, 
von mehr als .. ;. 50,000.000 S .... zwanzig. 

(2) Eine juristische Person oder eine Personen-
gesellschaft (Offene Handelsgesellschaft, Kom­
manditgesellschaft) kann nicht Aufsichtsratsmit­
glied sein. Mitglied kann ferner nicht sein, wer 
bereits in zehn Aktiengesellschaften Aufsichts­
ratsmitglied ist. Sitze einer Person in mehreren 
Aufsichtsräten, in die das Mitglied gewählt oder 
entsandt ist, um die wirtschaftlichen Interessen 
des Bundes, eines Landes, eines Gemeindever­
bandes, einer Gemeinde, eines mit der Gesell­
sch·aft konzernmäßig verbundenen Wirtschafts­
unternehmens oder eines Kreditunternehmens, 
das mit der Gesellschaft in dauernder bank­
mäßiger Verbindung steht, zu wahren, werden 

nur als ein Sitz gerechnet. Diese Bestimmung 
darf aber nicht dazu führen, daß jemand mehr 
als 20 Aufsichtsratssitze innehat. 

§ 87. Wa h 1 und Ab be ruf u n g. 

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der 
Hauptversammlung gewählt. Falls wenigstens 
drei Aufsichtsratsmitglieder von derselben 
Hauptversammlung zu wählen sind, kann" von 
einem Drittel des in der Hauptversammlung 
vertretenen Grundkapitals verlangt werden, 
daß die Wahl Hir jedes zu bestellende Mitglied 
des Aufsichtsrats abgesondert erfolge. Ergibt 
sich vor der Wahl des letzten zu bestellenden 
Mitglieds, daß wenigstens der dritte Teil aller 
abgegebenen Stimmen bei allen vorangegan­
genen Wahlen zugunsten derselben Person, aber 
ohne Erfolg abgegeben worden ist, so muß diese 
Person ohne weitere Abstimmung als für die 
letzte Stelle gewählt erklärt werden. Diese Vor­
schrift findet auf Wahlen von Mitgliedern des 
Aufsichtsrats so lange keine Anwendung, als sich 
im Aufsichtsrat ein Mitglied befindet, welches 
auf die vorbezeichnete Art durch die Minder­
heit gewählt wurde. 

(2) Kein Aufsichtsratsmitglied kann für längere 
Zeit als bis zur Beendigung der Hauptversamm­
lung gewählt werden, die über die Entlastung 
für" das vierte Gesd"läftsjahr nach der Wahl. 
beschließt; hiebei wird das Geschäftsjahr, in dem 
das Aufsichtsratsmitglied gewählt wurde, nicht 
mitgerechnet. 

(3) Die Bestellung Zum Aufsichtsratsmitglied 
kann vor Ablauf der Funktionsperiode von der 
Hauptversammlung widerrufen werden. Der 
Beschluß bedarf einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfaßt. 
Die Satzung kann diese Mehrheit durch eine 
andere ersetzen und noch andere Erfordernisse 
aufstellen. 

(4) Die Bestellung des ersten Aufsichtsrats "gilt 
bis zur Beendigung der ersten Hauptversamm­
lung, die nach Ablauf eines Jahres seit der Ein-" 
tragung der Gesellschaft in das Handelsregister 
zur Beschlußfassung über die Entlastung statt­
findet. Sie kann vorher von der Hauptversamm­
lung mit einfacher Stimmenmehrheit widerrufen 
werden. 

§ 88. E n t sen dun g von Mit g 1 i e der n 
i n den Auf sie h t s rat. 

(1) Die Satzung kann bestimmten Aktionären 
oder den jeweiligen Inhabern bestimmter Aktien 
das Recht einräumen, Mitglieder in den Auf­
sichtsrat zu entsenden. Die Gesamtzahl der ent­
sandten Mitglieder darf ein Drittel aller Auf­
sichtsratsmitglieder nicht übersteigen. 

(2) Das Entsendungsrecht kann nur den In­
habern solcher Aktien eingeräumt werden, die 
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auf Namen lauten und deren übertragung an die 
Zustimmung· der Gesellschaft gebunden ist. 

(3) Die Aktien, deren Inhabern das Entsen­
dungsrecht zusteht, gelten nicht als eine beson­
dere Gattung. 

(4) Die entsandten Aufsichtsratsmitglieder 
können von den Entsendungsberechtigten jeder­
zeit abberufen und durch andere ersetzt werden. 
Liegt in der Person eines entsandten Mitglieds 
ein wichtiger Grund vor, so hat das Gericht auf 
Antrag einer Minderheit, deren Anteile zusam­
men den zehnten Teil des Grundkapitals er­
reichen, das Mitglied abzuberufen. 

(5) Sind die in ·der Satzung bestimmten Voraus­
setzungen des Entsendungsrechts weggefallen, so 
kann die Hauptversammlung das entsandte Mit­
glied mit einfacher Stimmenmehrheit abberufen. 

§ 89. Be s tell u n g dur c h das Ger ich t. 

(1) Gehört dem Aufsichtsrat länger als drei· 
Monate weniger als die zur Beschlußfähigkeit 
nötige Zahl von Mitgliedern' an, so hat ihn das 
Gericht auf Antrag des Vorstands, eines Auf­
sichtsratsmitglieds oder eines Aktionärs auf diese 
Zahl zu ergänzen. Der Vorstand ist verpflichtet, 
den Antrag zu stellen. 

(2) Das Gericht hat die von ihm bestellten Mit­
glieder abzuberufen, wenn die Voraussetzungen 
weggefallen sind. 

§ 90. U n ver ein bar k e i t der Zug e­
hörigkeit zum Vorstand und zum 

Auf sie h t s rat. 

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder können nicht 
zugleich Vorstandsmitglieder oder dauernd Ver­
treter von Vorstandsmitgliedern sein. Sie können 
auch nicht als Angestellte die Geschäfte der Ge­
sellschaft führen. 

(2) Nur für einen im voraus begrenzten Zeit­
raum kann der Aufsichtsrat einzelne seiner Mit­
glieder zu Vertretern von behinderten Vorstands­
mitglieder bestellen. In dieser Zeit dürfen sie 
keine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben. 
Das Wettbewerbsverbot des § 79 gilt für sie nicht. 

§ 91. Ver ö ff e n tl ich u n g der Ä n cl e­
rungen im Aufsichtsrat. 

Der Vorstand hat Jeden Wechsel der Aufsichts­
ratsmitglieder unverzüglich in den Bekannt­
machungsblättern zu veröffentlichen und die Ver­
öffentlichung zum Handelsregister einzureichen. 

§ ·92. I n n e r e 0 r cl nun g des Auf sie h t s­
ra t s. 

(1) Der Aufsichtsrat hat nach näherer Bestim­
mung der Satzung aus seiner Mitte einen Vor­
sitzenden und mindestens einen Stellvertreter zu 
wählen. Der Vorstand hat zum Hande1s~egister 
anzumelden, wer gewählt ist. 

(2) über die Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, 
die der Vorsitzende oder sein Stellvertreter zu 
unterzeichnen hat. 

(3) Beschlußfassungen durch schriftliche Stimm­
abgabe sind nur zulässig, wenn kein Mitglied 
diesem Verfahren widerspricht. 

(4) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte 
einen oder mehrere Ausschüsse bestellen, nament-. 
lich zu dem Zweck, seine Verhandlungen und 
Beschlüsse vorzubereiten oder die Ausführung 
seiner Beschlüsse zu überwachen. 

(5) Der Aufsichtsrat oder sein Ausschuß ist nur 
dann beschlußfähig, wenn an der Sitzung minde­
stens drei Mitglieder teilnehmen (§ 95 Abs. 6 
Satz 2 zweiter Halbsatz). Die Satzung kann eine 
höhere Zahl festsetzen. Die Beschlußfähigkeit 
eines. Ausschusses, dem weniger als drei Auf­
sichtsratsmitglieder angehören, ist bei Anwesen­
heit seiner sämtlichen Mitglieder gegeben; Die 
gemäß § 14 Abs. 2 Z. 4 des Betriebsrätegesetzes, 
BGBl. Nr. 97/1947, in den Aufsichtsrat gewähl­
ten Mitglieder des Betriebsrates haben Anspruch 
auf einen Sitz in jedem Ausschuß des Aufsichts­
rats. 

§ 93. Te i I nah m e anS i tz u n gen des 
Aufsichtsrats und seiner A,us­

sc h ü s s e. 

(1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und 
seiner Ausschüsse dürfen Personen, die weder 
dem Aufsichtsrat noch dem Vorstand angehören, 
nicht teilnehmen. Sachverständige und Auskunfts­
personen können zur Beratung über einzelne 
Gegenstände zugezogen werden. 

(2) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Ausschuß 
nicht angehören, können an den Ausschußsitzun .. 
gen teilnehmen, wenn die Satzung oder der Vor­
sitzende des Aufsichtsrats nichts anderes bestimmt. 

(3) Die Satzung kann zulass.en, daß an den 
Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse 
Personen, die dem Aufsichtsrat nicht angehören, 
an Stelle von Aufsichtsratsmitgliedern teilneh­
men können, wenn sie von diesen hiezu schrift­
lich ermächtigt sind. Sie können auch schriftliche 
Stimmabgaben der Aufsichtsratsmitglieder über­
reichen. Diese Vorschriften g.elten nicht für das 
Aufsichtsratsmitglied, das den Vorsitz führt. 

(4) Abweichende gesetzliche Vorschriften blei­
ben unberührt. 

§ . 94. Ein b e ruf u n g des Auf s ich t s­
rat s. 

(1) Jedes Au{sichtsratsmitglied oder der Vor­
stand kann unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangen, daß der Vorsitzende des Auf­
sichtsrats unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. 
Die Sitzung muß binnen zwei Wochen nach der 
Einber!lfung stattfinden. 

2 
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(2) Wird einem von mindestens zwei Aufsichts~ 
ratsmitgliedern oder vom Vorstand geäußerten 
Verlangen nicht entsprochen, so können die An­
tragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts 
selbst den Aufsichtsrat einberufen. 

§ 95. Auf gab e nun d R e c h t e cl e sAu f­
s ich t s rat s. 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung 
zu überwachen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jeder­
zeit einen Bericht über die Angelegenheiten der 
Gesellschaft einschließlich ihrer Beziehungen zu 
einem Konzernunternehmen verlangen. Auch em 
einzelnes Mitglied kann einen· Bericht, jedoCJ.1 
nur an den Aufsichtsrat als solch~n, verlangen; 
lehnt der Vorstand die Berichterstattung ab, so 
. kann der Bericht nur dann verlangt werden, 
wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder zwei 
andere Aufsichtsratsmitglieder das Verlangen 
unterstützen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft sowie die Vermögens­
gegenstände, namentlich die Gesellschaftskasse 
und die Bestände an Wertpapieren und Waren, 
einsehen und prüfen, er kann damit auch ein­
zelne Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben 
besondere Sachverständige beauftragen. 

(4) Der Aufsichtsrat hat eine Hauptversamm­
lung zu berufen, wenn das Wohl der Gesellschaft 
es erfordert. . 

(5) Maßnahmen der Geschäftsführung können 
dem Aufsichtsrat nicht übertragen werden. Die 
Satzung oder der Aufsichtsrat kann jedoch be­
stimmen, daß bestimmte Arten von Geschäften 
nur mit seiner Zustimmung vorgenommen wer­
den sollen. 

(6) Die Aufsichtsratsmitglieder können ihre 
Obliegenheiten nicht durch andere ausüben lassen. 
Die Satzung kann aber zulassen, daß ein' Auf­
sichtsratsmitglied, das den Vorsitz führende Mit­
glied jedoch ausgenommen, ein anderes schrift­
lich mit seiner Vertretung bei einer einzelnen 
Sitzung betraut; ein so vertretenes Mitglied ist 
b~i der Feststellung der Beschlußfähigkeit eirier 
Sitzung (§ 92 Abs. 5) nicht mitzuzählen. 

§ 96. B e r ich t a n die Hau p t ver sam m-
1 u n g. 

(1) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluß, 
den Vorschlag für die Gewinnverteilung und den 
Geschäftsbericht zu prüfen und der Hauptver­
sammlung darüber zu berichten. 

(2) In dem Bericht hat der Aufsichtsrat mitzu­
teile~, in welcher Art und i~ welchem Umfang 
er dle Geschäftsführung der Gese)lschaft während 
des Geschäftsjahrs geprüft hat, welche Stelle den 
Jahresabschluß ~nd den Geschäftsbericht geprüft 
hat und ob dlese Prüfungen nach ihrem ab­
schließenden Ergebnis zu wesentlichen Beanstan~ 
dungen Anlaß gegeben haben. 

§ 97. Ver t r e tun g der Ge seIl s c ha f t. 

(1) Der Aufsichtsrat ist befugt, die Gesellschaft 
bei der Vornahme von Rechtsgeschäften mit den 
Vorstandsmitgliedern zu vertreten und gegen 
diese die von der Hauptversammlung beschlosse­
nen Rechtsstreitigkeiten zu führen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann, wenn die Verant­
wortlichkeit eines seiner Mitglieder in Frage 
kommt, ohne und selbst gegen den Beschluß der 
Hauptversammlung gegen die Vorstandsmit­
glieder klagen. 

§ 98. Ver g ü tun g der Auf s i·c h t s rat s­
mit g 1 i ,e der. 

(1) Den Aufsichtsratsmitgliedernkann für ihre 
Tätigkeit eine mit ihren AÜfgaben und mit der 
Lage der Gesellschaft in Einklang stehende Ver­
gütung gewährt werden. Ist die Vergütung in der 
Satzung fes,tgesetzt, so 'kann eine Satzungsände-. 
rung, durch die die Vergütung herabgesetzt wird, 
von der Hauptversammlung mit einfacher Stim­
menmehrheit beschlossen werden. 

(2) Den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats 
kann nur die Hauptversammlung eine Vergütung 
für ihre Tätigkeit bewilligen. Der Beschluß kann 
erst in der Hauptversammlung gefaßt werden, 
die über die Entlastung des ersten Aufsichtsrats 
beschließt. 

(3) Wird den Aufsichtsratsmitgliedern ein An­
teil am Jahresgewinn gewährt, so berechnet sich 
der Anteil nach dem Reingewinn, der sich nach 
Vornahme von Abschreibungen und Wertberich­
tigungen, nach Bildung von Rücklagen und Rück­
stellungen sowie nach Absetzung der aufgelösten 
Rücklagen ergibt. Abzusetzen ist weiters auch 
ein für di.e Aktionäre bestimmter Betrag von 
vier vom Hundert der geleisteten Einlagen, so­
fern nicht die Satzung oder die Hauptversamm­
lung eine höhere Absetzung bestimmt. Entgegen­
stehende Festsetzungen sind nichtig. 

§ 99.S 0 r g f alt s p f 1 ich tun d Ver a n t­
w 0 r t 1 ich k e i t ci e rAu f s ich t s rat s­

mit g 1 i e der. 

Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit 
der Aufsichtsratsmitglieder gilt § 84 über die 
Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Vor- . 
standsmitglieder sinngemäß. 

DRITTER ABSCHNITT. 

Gemeinsame Vorschriften für die Mitglieder des 
Vorstands und des Aufsichtsrats. 

Handeln zum Schaden der G e s e 11-
schaft zwecks E rl a n gun g ge s e 11-

s c h a f t s f rem der Vor t eil e. 

§ 100. (1) Wer zu dem Zwecke, für sich .oder 
einen anderen gesellschaftsfremde Sondervorteile 
zu erlimgen, vorsätzlich unter Ausnutzung seines 
Einflusses auf die Gesellschaft ein Mitglied des 
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Vorstands oder des Aufsichtsrats dazu bestimmt, 
zum Schaden der Gesellschaft oder ihrer Aktio­
näre zu handeln, ist zum Ersatz des daraus ent­
stehenden Schadens verpflichtet. 

(2) Neben ihm haften als Gesamtschuldner die 
. Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, 

wenn sie unter Verletzung ihrer Pflichten (§§ 84, 
99) gehandelt haben. Sollte der gesellschafts­
fremde Sondervorteil für einen anderen erreidlt 
werden, so haftet auch dieser als Gesamtschuld­
ner, wenn er die Beeinflussung vorsätzlich ver­
anlaßt hat. 

(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Einfluß benutzt wird,. um einen Vorteil zu er­
langen, der schutzwürdigen Interessen dient. 

(4) Für die Aufhebung der Ersatzpflicht gegen­
über der Gesellschaft gilt sinngemäß § 84 Abs. 4 
Satz 3. und 4. 

§ 101. (1) Die Ersatzpflicht besteht auch gegen­
über den Gläubigern der. Gesellschaft, soweit sie 
von dieser keine Befriedigung erlangen können. 
Den Gläubigern gegenüber wird die Ersatzpflicht 
durd1 einen Verzicht' oder Vergleich der Gesell­
schaft nicht aufgehoben. Ist über das Vermögen 
der Gesellschaft der Konkurs eröffnet, so übt . 
während dessen Dauer der Masseverwalter das 
Recht der Gläubiger aus. 

(2) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften. ver­
jähren in fünf Jahren. 

(3) Diese Vorschriften gelten nicht, wenn gesell­
schaftsfremde Sondervorteile durch Stimmrechts­
allsübung verfolgt werden. . 

VIERTER ABSCHNITT. 

Hauptversammlung. 

§ 102. A 11 g e m ein e s. 

(1) Die Aktionäre üben ihre Rechte in den 
Angelegenheiten der Gesellschaft in der Haupt­
versammlung aus, soweit das Gesetz nichts an­
deres bestimmt. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands und des Auf­
sichtsrats haben, auch wenn sie nicht Aktionäre 
sind, das Recht, an der Hauptversammlung teil­
zunehmen. 

Erster Unteralbschnitt. 

Rechte der Hauptversammlung, 

§ 103. A 11 ge me i n e s. 

(1) Die Hauptversammlung beschließt in den 
im Gesetz und in der Satzung ausdrück.[ch 

. bestimmten Fällen. 

(2) Ober Fragen der Geschäftsführung kann 
die Hauptversammlung nur euts,cheiden, wenn 
der Vorst:and oder, sofern es sich um ein gemäß 
§ 95 Abs.·5 s·eine·r Zustimmung vorbehaltenes 
Gesch'äft handelt, der Aufsu·chtsrat es verlangt. 

§ 104. E n tla s tun g. 

(1) Die Hauptversammlung beschließt alljähr­
lich in den ersten fünf Monaten des Geschäfts­
jahrs über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands und der Mitglieder des Aufsichts­
rats. Die Satzung kann eine andere Frist von 
nicht mehr als sieben Monaten bestimmen. 

(2) Die Verhand~ung über die Entlastung ist 
mit der Verhandlung tiber die Gewinnverteilung 
(§ 126) zu verbinden. Der Vorstand hat den 
J;ihresabschl~ß mit dem Bericht des Aufsichts­
rats (§ 96) der Hauptversammlung vorzulegen. 
§ 125 Abs. 6 über die Auflegung des Jahres>­
abschlusses gilt sinngemäß. 

(3) Das Gericht hat auf Antrag des Vorstands 
aus wichtigem Grund die nach Albs. 1 bestimm­
ten Fristen angemessen zu verlängern. Die ein~ 
zelne Vedängerung darf sems Monate nicht 
übersteigen. Eine Frist darf nur zweimal verläD>­
gert werden. 

Zweiter Unterabschnitt. 

Einberufung der Hauptversammlung. 

§ 105. A 11 g e m ein e s. 

(1) Die Hauptversammlung, w~rd durch den 
Vorstand einberufen. Personen, die in das Han~ 
deisregister als Vorstand eingetr,agen sind, gelten 
als befugt. Das auf Ges,etz oder Satzung 
beruhende Recht anderer Personen, die Haupt­
ver~ammlung einzuberufen, bleibt unberührt. 

(2) Die Einberufung muß die Firma der Ge­
sellschaft sowie Zeit und Ort der Hauptver­
sammlung angeben. Sie muß in allen Bekannt­
machungsblättern veröffentlicht werden. 

(3) Wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, 
so muß die Hauptversammlung am Sitz der 
Gesellsch:aft stattfindlt:n. Sind. die Aktien der 
Gesdlschaft an einer inländischen Börse zum 
Börsenhandel zugelassen, so kann, wenn die 
Satzung nicht~ anderes bestimmt, die Haupt­
versammlung auch am Sitz dieser Börse ~tatt­
finden. 

§ 106. Einberufungsgründe. 

(1) Die Hauptversammlung ist in den Fällen 
einzuberufen, die Gesetz oder Satzung ausdrück­
lich bestimmt. 

(2) Die Hauptversammlung ist ferner einzu­
berufen, wenn Aktionäre, deren Antei,le zusam­
mim den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 
erreichen, die Einberufung sch,riftEch unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. 
Die Satzung kann das Recht, die Einberufung 
der Hauptversammlung zu verlangen, an den 
Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital 
knüpfen. 
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(3) In gleidler Weise haben die Aktionäre das 
Recht zu verlangen, daß Gegenstände zur Be­
schlußfassung einer Hauptyersammlung angekün­
digt werden. 

(4) Entspricht weder der Vorstand noch aer 
. Aufsichtsrat dem Verlangen, so hat das Gericht 
. die Aktionäre, die das Verlangen -gestellt haben, 

. Zl1r Einberufung der Hauptversammlung oder 
zur Ankündigung des Gegenst<lndes zu ermäm­
tigen. Zugleidl hat das Gericht den Vorsitzenden 
der Versammlung zu. bestimmen. Auf die Er­
mächtigung muß bei der Einberufung oder 
Ankündigung hingewiesen werden. 

(5) In den Fällen der Abs. 2 his 4 beschließt 
die Versammlung darüber, O'b die Kosten von 
der Gesellschaft getragen werden liollen. 

§ 107. Einberufungsfrist; 

(1) Zwischen dem Tag der letzten Veröffent­
lichung der Einberufung und dem Tag der 
Hauptversammlung muß ein Zeitraum von min­
destens . vierzehn Tagen liegen. 

(2) Macht die Satzung die Ausübung des 
Stimmr-echts davon abhäng~g, daß die Aktien 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt vor der 
Vers-ammlung hinterlegt werden, so ist die Frist 
so ZlU bemessen, daß für die Hinterlegung min­
destens vierzehn Tage frei bleiben. In diesem 
Fall genügt die Hinterlegung bei einem Notar 
oder bei der Hauptniederlassung einer in der 
Rechtsform einer Aktiengesellschaft betriebenen 
inländischen Bank; die Satzung kann auch ein 
anderes Unternehmen, das Bank- oder Spar­
kassengeschäfte betreibt, (Kreditunternehmung) 
als weitere Hinterlegungsstelle zulassen. 

(3) Trifft die Satzung keine Bestimmung 
gemäß Abs. 2 erster Satz, so müssen die Aktio­
näre zur Ausübung des Stimmrechts zugelassen 
werden, wenn sie sich nicht später als am dritten 

. Tag vor der V,ersammlung anmelden. 

§ 108. Ankündigung der Tagesord­
nun g. Bes chi u ß f ä h i g k e i t. Vor s i t z. 

(1) Der Zweck der Hauptversammlung ist bei 
der Einberufung bekanntzumachen. Jedem 
Aktionär ist auf Verlangen eine Abs·chrift der 
Anträge zu erteilen. . 

(3) Zur Beschlußfassung über den 1ll der Ver­
sammlung gestellten Antrag auf Einberufung 
einer außerordentlichen' Hauptversammlung 
sowie zu Anträgen und zu Verhandlungen ohne 
Beschlußfassung bedarf es keiner Ankündigung. 

(4) Die Hauptversammlung ist, wenn Ges·etz 
oder Satzung nichts anderes bestimmt, ohne 
Rücksicht auf die Zahl der ersdlienenen oder 
vertretenen Aktionäre und die Zahl der von 
ihnen erlegten Aktien und vertretenen Stimmen 
beschlußfähig. Den Vorsitz in der Haupt­
versammlung führt der Vorsitzende des Auf­
sichtsrats oder sein SteUvertreter; mangels dieser 
hat der Notar (§ 111 Abs. 1) -die Versammlung 
zur Wahl eines Vorsitzenden zu leiten. 

§ 109. So n der mit t eil u n g. 

(1) Jeder Aktionär, der eine Aktie bei der Ge­
sellschaft hinterlegt, kann verlangen, daß ihm 
die Einberufung der Hauptversammlung und die 
Gegenstände der VerhandlUlI1g, sobald sie ver­
öffentlicht werden, durch eingeschriebenen Brief 
mitgeteilt werden. Die gleiche Mitt-eilung kann 
er über die in der Vers_ammlung gefaßten Be­
schlüsse verlangen. 

(2) Diese Rechte haben die Aufsichtsratsmit­
glieder, auch wenn sie nicht Aktionäre sind. 

Dritter Unterabschnitt. 

Verhan'dlungsniederschrift. Auskunftsrecht. 

§ 110. Ver z eie h n i s der Te i I n e h rne r. 

In der Hauptversammlung ist ein Verzeichnis 
der ersch,ienenen oder vertretenen Aktionäre 
und der Vertreter von Aktionären mit Angabe 
ihres Namens und Wohnorts sowie des Betrag-s 
der von jedem vertretenen Aktien unter Angabe 
ihrer Gattung aufzustellen. Wenn jemand in 
eigenem Namen das Stimmrecht für Akt-ien 
ausüben will, die ihm nicht gehören, so hat er 
den Betrag und die Gattung dieser Aktie'). zur 
Aufnahme in das Verzeichnis gesondert anzuge­
ben. Das Verzeichni-s ist vor der ersten Absrim­
nlUng zur Einsicht aufzulegen; es ist vom Vor­
sitzenden zu unterzeichnen. 

(2) über Gegenstände, der,en Verhandlung § 111. Nie der s ehr i ft. 
nicht ordnungsgemäß mindestens sieben. Tage 
vor dem Tag der Versammlun1g angekündigt (1) Jeder Bes·chluß der Hauptversammlung 
ist, können keine Beschlüsse gefaßt werden; ist bedarf zu seiner Gültigkeit der Beurkundung 
für die Beschlußfassung nach Gesetz oder durch eine über die Verhandlung von einem 
Satzung die -einfache Stimmenmehrheit nicht Notar aufgenommene Niederschrift. 
ausreichend, so muß die Ankündigung mln- (2) Die Niederschrift ist gemäß den Vorschrif-. 
destens vierzehn Tage vor dem Tag der Ver- ten der Notariatsordnung abzufa-ssen; es "in-d 
sammlung ergehen. An die Stelle des Tages der insbesondere der Ort und der Tag der Verhand­
Versammlung tritt, wenn die Teilnahme an der lung, der Name des Notars sowie die Art und 
Versammlung von der Hinterlegung der Aktien das Ergebnis der Abstimmung und die Feststel­
,abh~ngig ist: der Tag, ?is zu dessen Ablauf die Ilung des Vorsitzenden über die Beschluß.f:mung 
AktIen zu hmterlegen s1Il!d. .anzugeben. 
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(3) Das Vel7Jeichnis der Teilnehmer an der 
Versammlung sowie die Belege über die ord­
nwngsgemäße Einberufung müssen der Nieder­
schrift heigefügt wepden.· Die Belege über die 
Einberufung der Hauptversammlung brauchen 
nicht beigefügt wepden, wenn sie unter Angabe 
ihres Inhahs in der Niederschrift angeführt 
v."erden. 

(4) Die Niederschrift 
unterschrieben werden. 
Zeugen is<t nicht nötJig. 

muß von dem Notar 
Die Zuziehun<g von 

(5) Un'Verzüglich nach der Versammlung hat 
der Vorstand eine öffentl<ich beglaubigte Ab­
schrift der Niederschrift zum Handelsregister 
einzureichen. 

§ 112. Aus k u n f t s r e c h t cl e s 
Akt ion ä r s. 

(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der 
Hauptversammlung Ausk<ulnft über Angelegen­
heiten der GeseHschaft zu geben, die mit dem 

. Gegenstand der Verhandlung in Zusammenhang 
stehen. Die AuskunftspfIi,cht erstredusich auch 
auf die Beziehungen zu Konzernunterneh­
mungen. 

(2) Di<e Auskunft hat den Grundsätzen einer 
gewis'senhaften und getreuen Rechenschaft ~U 
entsprechen. 

(3) Sie darf nur S'O weit verweigert werden, 
als überwiegende Interessen der Gesellschaft oder 
eines beteiligten Unternehmens oder das öffent­
liche Interesse es erfordern. Ob diese Voraus­
setzung vorliegt, entscheidet der Vorstand gemäß 
den V ors<chriften dieses Bundesgesetzes,. Ver­
weigert der Vorstand die Auskunft, so kann das 
Verlangen nur dann weiterverfolgt werden, 
wenn es vom Aufsichtsrat unterstützt wird. 

Vierter Unterabschnitt. 

Stimmrecht. 

§ 113. G run d s atz der ein f ach e n 
Stimmenmehrheit. 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung 
bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stim­
men (einfache Stimmenmehrheit), soweit nicht 
Gesetz und Satzung e~ne größere Mehrheit oder 
noch andere Erfordernisse vorschreiben. 

(2) Für Wahlen kann die Satzung andere Be­
stimmungen treffen. 

§ 114. Aus ü b u n 19 d e <s S tim m r e c h t s. 

(1) Jede Aktie gewährt das Stimmrecht. Das 
Stimmrecht wird nach dem Verhältnis der 
Aktiennennheträge ausg,eübt.· Für den Fall, daß 
ein Aktionär mehrere 'Aktien besitzt, kann .die 
Satzung das. Stimmrecht durch Festsetzung eines 
Höchstcbetrages oder von Abstufungen be­
schränken. 

(2) Das Stimmrecht beginnt mit der voHstän­
dlgen Leistung der Einlage. Die Satzung kann 
bestimmen, daß das Stimmrecht beginnt, wenn 
auf die Aktie die gesetzliche oder höhere sat"' 
zurugsmäßige Mindeste]nlage geleistet ist. In 
diesem Fall gewährt die Leistung der Mindest­
einhge e~rue Stimme, bei höheren Einlagen 
richtet sich das Stimmen verhältnis nach der 
Höhe der geleisteten Einlagen. Bestimmt die 
Satzung nicht, daß das Stimmrecht vor der voll­
ständigen Leistung der Einlage beginnt, und ist 
noch auf keine Aktie die voHeEinlage geleistet, 
so richtet sich das Stimmenverhältnis nach der 
Höhe der geleisteten Einlagen; dabei gewährt, 
wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, die 
Leistung der gesetzlichen Mindesteinlage eine 
Stimme. Bruchteille von Stimmen werden' in 
diesen FäHen nur berücksichtigt, soweit ihre 
Zusammenzählung für den. stimmberechtigten 
Aktionär volle Stimmen ergiht. Die Satzung 
kann Bestimmungen nach diesem Absatz nicht 
für einzelne Aktiengattungen treffen . 

(3) Das Stimmrecht kann durch einen Bevoll­
mächti'gten ausgeübt ~erden. Für die Vollmacht 
ist die schr~ftliche Form erfürderlich und 
genügend; die Vollmacht hleibt in der Verwah­
rung der' Gesells.chaft. 

(4) Banken dürfen das Stimmrecht für Aktien,' 
die ihnen nicht gehören, nur ausüben, wenn sie 
zur' Ausübung des Stimmrechts schriftlich er­
mächtigt sind. Die Ermächtigung muß einer 
bestimmten Bank erteilt weriden. Sie muß bei 
der Ermächtigung vollständig ausgefüllt sein und 
darf nicht mit anderen Erklärungen verhunden 
werderu. Sie kann nur für einen Zeitraum von 
längstens fünfzehn Monaten erteilt werden mid 

. ist jederzeit widerruflich. 
(5) Ein Aktionär, der durch die Beschlußfas-' 

sung entlastet oder von einer Verpflichtung 
befreit werden soll, kann weder für, sich nodl 
für einen anderen das Stimmrecht ausüben. 
Gleiches gilt, wenn ,darüber Bes·chluß gefaßt 
wird, ob die Gesellschaft g<egen den Aktionär 
einen Anspruch geltend machen soll. 

(6) Das Stimmrecht kann nicht ausgeübt 
werden für Aktien, die der GeseLlschaft oder 
einem abhängigen Unternehmen oder einem· 
anderen für Rechnung der Gesellschaft oder eines 
abhängigen Unternehmens gehören. 

(7), Im übrigen richten sich die Bedingungen 
und die Form der Ausübung des Stimmrechts 
nach der Satzung. 

Fünfter Unterahschnitt. 

Vorzugsaktien ohne Stimmrecht. 

§ 115. Wes e n. 

(1) Für Aktien, die mit einem nachzuzahlenden 
Vorzug bei der Verteilung des Gewinnes' aus­
gestattet sind, kann das Stimmrecht ausgeschlos­
sen werden (Vorzugsaktien ohne Stimmrecht). 
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(2) Vorzugsaküen ohne Stimmrecht dürfen 
nur bis zu einem Gesamtnennhetrag in der 
Höhe des halben Gesamtnennbetrags der anderen 
Aktien ausgegeben werden. 

auch bei Maßnahmen der Kapitalbeschaffung 
und Kapitalherabsetzung, kann die Hauptver­
sammlung mit einfacher Stimmenmehrheit Prü­
fer bestellen. Bei der Beschlußfassung können 
Aktionäre, die zugleich Mitglieder des v.orstand~ 

§116.RechtederVorzugsaktionäre. oder des Aufsichtsrats sind, weder für sich 
noch für einen anderen mitstimmen, wenn die 
Prüfung sich auf Vorgänge erstrecken soll, die (1) Die Vot:Zugsaktien ohne Stimmrecht ge­

währen mit Ausnahme des Stimmrechts die je­
dem Aktionär aus der Aktie zustehenden 
Rechte. 

(2) Wird der Vorzugsbetrag bei der Vertei­
lung des Gewinns in einem Jahr nkht oder nicht 
vollständig gezahlt und. der Rückstand im d.ar­
auffolgenden Jahr nimt neben dem vollen Vor­
zug dieses Jahres nachgezahlt, so haben die Vor­
zugsaktionäre das Stimmrecht so lange, bis die 
Rückstände nachgezahlt sind. 

§ 117. Auf h eb u n g 0 der B e s ehr ä n­
k u n g des Vor zug s. 

(1) Ein Beschluß, durch den der VOl'Zug aufge­
hoben oder beschränkt wird, bedarf !Zu seiner 
Wirksamkeit der Zustimmung der Vorzugsaktio-
näre. 

. mit der Entlastung des Vorstands oder des Auf­
sichtsrats oder der Einleitung eines Rechtsstreits 
zwischen der Gesellschaft und den Mitglied~ern 
des Vorstands oder des Aufsichtsrats zusammen­
hängen. 

(2) Lehnt die Hauptversammlung einen An­
trag auf Bestellung von Prüfern Zur Prüfung 
eines Vorgangs bei der Gründung oder eines 
nicht über zwei Jahre zurückliegenden Vorgangs 
bei der Geschäftsführung ab, so hat das Gericht 
auf Antrag einer Minderheit, deren An~eile zu­
sammen den zehnten Teil des Grundkapitals er­
reichen, Prüfer zu bestellen. Dem Antrag ist je­
doch nur dann stattzugeben, wenn Verdachts­
gründe beigebracht werden, daß bei dem Vor­
gang Unredlichkeiten oder grobe Verletzungen 
des Gesetzes oder der Satzung vorgekommen 
sind. Die Antragsteller haben die Aktien bis zur 

(2) Ein Beschluß über die Ausgabe neuer Ak- Entscheidung über den Antra,g beim Gericht oder 
tien mit vorhergehenden oder gleichstehenden einem Notar zu hinterlegen und glaubhaft zu 
Rechten bedarf gleichfalls der Zustimmung der machen, daß sie seit mindestens drei Monaten 
Vorzugsaktionäre. Der Zustimmung bedarf es vor dem Tage der Hauptversammlung Inhaber 
nicht,' wenn die Ausgabe bei Einräumung des der Aktien sind; zur Glaubhaftmachung genügt 
Vorzugs oder, falls das Stimmrecht später ausge- eine eidesstättige Versicherung vor einem Notar. 
schlossen ist; bei der Ausschließung ausdrücklich 
vorbehalten worden ist. Das Recht der Vorzugs- (3) Hat die Hauptversammlung Prüfer bestellt, 
aktionäre auf den Bezug solcher Aktien ist un- so kann eine Minderheit, deren Anteile zusam­
entziehbar. . men den zehnt,en Teil des Grundkapitals errei-

(3) über die Zustimmung haben die Vorzugs- chen, beim Gericht beantragen, daß andere Per­
sonen zu PrüJern bestellt wel'den; der Antrag ist aktionäre in einer gesonderten Versammlung Be-

chI ß f F·· d' E' b f .J V binnen zwei Wochen seit dem Tage der Haupt~ s u zu assen. ur le In eru ung UJer er- I 11 
I d· T'l h 'h d' N' d versamm ung zu ste en. sam m ung1 le el na me an 1 r, le leer- I . • 

schrift das Auskunftsremt und das Stimmrecht I (4) Vor der Bestellung SInd der Vorstand und 
der Aktionäre sowie die Nichtigkeit der Be- I ?er Aufsichtsrat zu hören. Die Bestellur:g kann 
schlüsse gelten die Vorschriften über die Haupt- Im Fall des ~bs. 2 ~uf y erlangen ,:o~ eIner an~ 
versammlung (§ 102 Abs. 2, §§ 105 bis 112, gemessenen SIcherheitsleistung abhaI1;glg gemacht 
§ 114) und die Nichtigkeit von Hauptversamm- werden, wenn glaubhaft gemacht Wird, daß der 
lungsbeschlüssen (§§ 195 bis 201) sinngemäß. Die Gesellschaft auf Grund des. § 121 Ab~: 4 S~tz 2 
Veröffentlichung über die Einberufung der Ver- oder von ande:en V orschnften des '~urgerhchen 
sammlung darf nicht mit einer Veröffentlichung ~echts ~egen die Antragsteller oder eInzelne von 
Ülber die Einberufung einer Hauptversammlung Ihnen eIn Ersatzanspruch zusteht oder erwachsen 
verbunden werden, Der Beschluß der Vorzugs- kann. 
aktionäre bedarf einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfaßt. 

(4) Ist der VOIiZUg aufgehoben, SO gewähren 
die Aktien" das Stimmrecht. 

Sec h s t e rUn t e r a b s c h n i t t. 

Sonderprüfung. 

§ 118. Bestellung der Prüfer. 

(1) Zur Prüfung von Vorgängen bei der Grün­
dung ode"r ,der Geschäftsführung, namentlich 

§ 119. Aus w a h I de r P r ü fe r. 

(1) Das Gericht darf als Prüfer nur beeidete 
Wirtschaftsprüfer, beeidete Buchprüfer, Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaften oder 'Buchprüfungs­
gesellschaften bestellen. 

(2) Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts­
rats sowie Angestellte de.r Gesellschaft dürf,en 
als Prüfer weder gewählt noch bestellt werden; 
i;leiches gilt für Mitglieder des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats sowie Angestellte einer anderen 
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Gesellschaft, die von der zu prüfenden Gesell­
schaft abhängig ist oder sie beherrscht, sowie für 
Personen, auf deren Geschäftsführung eine die­
ser Gesellschaften. maßgebenden Einfluß hat. 

§ 120. Ver a nt w 0 r t li c hk e i t der P r ü­
fe r. 

§ 141 über die Verantwortlichkeit der Ab­
schlußprüfer gilt sinngemäß. 

§ 121. Re c h ted e r Pr ü f e r. Pr ü fun g s­
be r ich t" 

(1) Der Vorstand hat den Prüfern zu gestatten, 
die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie 
die Vermögensgegenstände, namentlich die Ge­
seilschaftskasse und die Bestände an Wertpapie­
ren und Waren, zu prüfen. 

(2) Die Prüfer können vom Vorstand alle Auf­
klärungen und Nachweise verlangen,we~che die 
sorgfältige Erfüllung ihrer Prüfungspflicht for­
dert. 

(3) Die. Prüfer hahen über das Ergebnis der 
Prüfung schriftlich zu' berichten. Was der Vor­
stand den Prüfern unter Hinweis auf eine im 
öffentlichen Interesse bestehende Geheimhal­
tungspflicht mitteilt, darf in den Bericht nicht 
aufgenommen werden; desgleichen hat die Auf­
nahme von Tatsachen in den Bericht Zu unter­
bleiben, der überwiegende Interessen der Gesell­
schaft oder eines beteiligten Unternehmens oder 
das öffentliche Interesse entgegenstehen. Der Be­
richt ist unverzüglich dem Vorstand und dem 
Aufsichtsrat vorzulegen und zum Handelsregister 
des Sitzes der Gesellschaft einzureichen. Der Vor­
stand hat den Bericht bei der Einberufung der 
nächsten Hauptversammlung als Gegenstand der 
Beschlußfassung anzukündigen. 

(4) Im Fall des §118 Abs. 2 beschließt die 
Hauptversammlung, ob die Kosten von der Ge­
sellschaft zu tragen sind. Gibt das Gericht dem 
Antrag auf BesteI1ung von Prüfern nicht statt 
oder. war der Antrag nach dem Ergebnis der 
Prüfung unbegründet, so sind die Aktionäre, 
denen Vorsatz odel\ grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt, für den der Gesellschaft durch den An­
trag entstehenden Schaden als Gesamtschuldner 

. verantwortlich. 

Sie ben t er U n t e r a b s c h n i t t. 
Geltendmachung von Ersatzansprüchen. 

§ 1~2. Ver p f I ich tun gz u r Gel t e n d­
m ach ung. 

(1) Die Ansprüche der Gesellschaft aus der 
Gründung gegen die nach den §§ 39 bis 41, § 47 
verpflichteten Personen oder aus der Geschäfts­
führung gegen d~e Mitglieder 'des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats müssen geltend gemacht wer­
den, wenn es die Hauptversammlung mit einfa-

cher Stimmenmehrheit beschließt. Das gleiche 
gilt, wenn es eine Minderheit verlangt, deren An­
teile zusammen den zehnten Teil des Grundka­
pitals erreichen, und wenn die von der Minder­
heit behaupteten Ansprüche nicht offenkundig 
unbegründet sind. Sind im Prüfungsbericht (§ 26 
Abs. 2, § 45 Abs. 2, § 121 Abs. 3, § 139) Tat­
sachen festgestellt worden, aus denen sich Ersatz~ 
ansprüche gegen die rach den §§ 39, 40 Abs. 1 Z. 1 
und 2, § 47 verpflichteten Personen oder gegen 
Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
ergeben, so genügt eine Minderheit, deren An­
teile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund­
kapitals erreichen. 

(2) Zur Führung des Rechtss·treits kann die 
Hauptversammlung besondere Vertreter bestel­
len. Verlangt die Minderheit die Geltend­
machung des Anspruchs und ist der von ihr be­
hauptete Anspruch nicht offenkundig unbegrün­
det, so hat das Gericht die von ihr bezeichneten 
Personen, wenn deren Bestellung kein wichtiger 
Grund entgegensteht, als Vertreter der Gesell­
schaft zur Führung des Rechtsstreits zu bestellen. 
Im übrigen richtet siCh die· Vertretung der Ge­
sellschaft nach § 97, und zwar .auch dann, wenn 
die Minderheit die Geltendmachung des An­
spruchs verlangt hat. 

§ 123. Gel t end mac h u n g. 

(1) Der Anspruch kann nur binnen sechs Mo­
naten seit dem Tag der Hauptversammlung gel­
tend gemacht werden. Der Klage ist die in der 
Hauptversammlung aufgenommene Nieder­
schrift, soweit sie die Geltendmachung des An­
spruchs betrifft, in öffentlich beglaubigter Ab­
schrift beizufügen. 

(2) Die Minderheit hat eine den zehnten Teil 
und im Fall des §§ 122 ~bs. 1 Satz 2 eine den 
zwanzigsten Teil d,es Grundkapitals der Gesell­
schaft erreichende Anzahl von Aktien für die 
Dauer des Rechtsstreits bei Gericht oder einem 
Notar zu hinterlegen; es ist glaubhaft zu machen, 
daß die die Minderheit bildenden Aktionäre seit 
mindestens drei Monaten vor dem Tag der 
Hauptversammlung Inhaber der Aktien sind; 
zur Glaubhaftmachung genügt eine eidesstättige 
Versicherung vor. einem Notar. Das Prozeßge­
richt hat bei Unbedenklichkeit die vorzeitige 
Rücknahme der hinterlegten Aktien zu gestat­
ten. 

(3) Macht der Beklagte glaubhaft, daß ihm auf 
Grund des Abs. 5 -oder von' anderen Vorschrif­
ten des bürgerlichen Rechts gegen die die Min­
derheit bildenden Aktionäre oder einzelne von 
ihnen ein Ersatzanspruch zusteht oder erwachsen 
kann, so hat das Prozeßgericht anzuordnen, daß 
die Minderheit ihm angemessene Sicherheit leiste. 
Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
die Festsetzung einer Frist zur Sicherheitsleistung 
für Prozeßkosten sind sinngemäß anzuwenden. 
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(4) Die Minderheit ist der Gesellschaft gegen­
über verpflichtet, die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen, die der Gesellschaft zur Last fallen. 

(5) Für den Schaden, der dem Beklagten durch 
eine unbegrün,dete Klage entsteht, sind ihm die 
Aktionäre, denen Vorsatz oder grobe Fahrläs­
sigkeit zur Last fällt, als GesamtschuLdner ver­
antwortlich. 

§ 124. Ver z ich tun d Ver g 1 e ich. 

Die Gesellschaft kann auf einen Anspruch, des­
sen Ge1tendmachung die Minderheit nach § 122 
Abs. 1 verlangt hat, nur verzichten oder sich dar­
über vergleichen, wenn von den die Minderheit 
bildenden Aktionären so viele zustimmen, daß 
die Aktien der übrigen nicht mehr den zehnten 
Teil und im Fall des § 122 Abs. 1 Satz 3 den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen. 

FüNFTER TEIL. 
Rechnungslegung. 

ERSTER ABSCHNITT 

Jahresabschluß, . Gewinnverteilung, Geschäfts­
bericht. 

§ 125. Fes t s tell u n g des J a h res a b­
s chi u s s ,e s. 

(1) Der Vorstand hat in ,den ersten drei Mona­
ten des Geschäftsjahrs für das vergangene Ge­
schäftsjahr die Jahresbilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung (Jahresabschluß) aufzustellen 
und dem Aufsichtsrat vorzulegen. Die Satzung 
kann eine andere Frist von nicht mehr als fünf 
Monaten bestimmen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat sich innerhalb eines 
Monats nach Vorlegung gegenüber dem Vor­
stand über den Jahresabschluß zu erklären. 

(3) Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluß, 
so ist dieser festgestellt, wenn sich nicht Vor­
stand und Aufsichtsrat für eine Feststellung 
durch die Hauptversammlung entscheiden. 

(4) Entscheiden sie sich für die Feststellung 
durch die Hauptversammlung oder billigt der 
Aufsichtsrat den Jahresabschluß nicht, so hat der 
Vorstand unverzüglich die Hauptversammlung 
zur Feststellung des Jahresabschlusses einzuberu­
fen. 

(5) Die Hauptversammlung zur Feststellung des 
Jahresabschlusses hat in den ersten fünf Monaten 
des Geschäftsjahrs stattzufinden. Die Satzung 
kann eine andere Frist von nicht mehr als sie­
ben Monaten bestimmen. Der Vorstand hat den 
Jahresabschluß mit dem Bericht des Aufsichtsrats 
(§ 96) der Hauptversammlung vorzulegen. 

(6) Der Jahresabschluß nebst dem Bericht des 
Aufsichtsrats ist mindestens während der letzten 
vierzehn Tage vor dem Tag der Hauptversamm­
lung in dem Geschäftsraum ,der Gesellschaft zur 
EinSicht der Aktionäre aufzulegen. Auf Verlan-

gen ist jedem Aktionär spätestens vierzehn Tage 
vor dem Tag der Versammlung eine Abschrift 
der Vorlagen zu erteilen. An die Stelle des Tages 
der Versammlung tritt, wenn die Teilnahme an 
der Versammlung von der Hinterlegung der Ak­
tien: abhängig ist, der Tag, bis zu dessen Ablauf 
die Aktien zu hinterlegen sind. 

(7) Die Verhandlung über den Jahresabschluß 
ist mit den Verhand1ungen üher die Gewinn­
verteilung (§ 126) und die Entlastung (§ 104) 
zu verbinden. Die Verhandlung ist zu vertagen, 
wenn es die Hauptversammlung mit einfacher 
Stimmenmehrheit beschließt oder eine Minder­
heit es verlangt, deren Anteile zusammen den 
zehnten Teil des Grundkapitals erreichen. Das 
Verlangen der Minderheit ist nur zu berücksich­
tigen, wenn sie bestimmte Posten des Jahresab­
schlusses bemängelt. Ist die Verhandlung vertagt, 
so kann keine neue Vertagung verlangt werden. 

(8) Für die Verlängerung der nach Acbs. 1 und 
5 bestimmten Fristen gilt § 104 Abs. 3 sinnge-
mäß. . 

§ 126. G e w i n n ver t eil u n g. 

(1) Die Hauptversammlung beschließt alljähr­
lich in den ersten fünf Monaten des Geschäfts­
jahrs über die Verteilung des Reingewinns (Ge­
winnverteilung). Die Satzung kann eine andere 
Frist von nicht 'mehr als sieben Monaten bestim­
men. 

(2) Der Vorstand hat einen Vorschlag für die 
Gewinnverteilung dem Aufsichtsrat und mit des­
sen Bericht der Hauptversammlung vorzulegen. 
§ 125 Abs. 6 über die· Auflegung des Jahresah~ 
schlusses gilt sinngemäß. 

(3) An den vom Vorstand mit Billigung des 
Aufsichtsrats festgestellten Jahresabschluß ist die 
Hauptversammlung gebunden. Sie kann jedoch 
den Reingewinn ganz oder teilweise von der 
Verteilung ausschließen; die 1\nderungen des 
Jahresabschlusses, die hiedurch nötig werden, hat 
der Vorstand vorzunehmen. 

. (4) Für die Verlängerung der nach Abs. 1 be­
stimmten Fristen gilt § 104 Abs. 3 sinngemäß. 

§ 127. Auf s tell u n g des Ge sc h ä f t sb e­
r ich t s. 

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Mo­
naten des G~schäftsjahrs für das vergangene Ge­
schäftsjahr einen Geschäftsbericht aufzustellen 
und diesen mit dem Jahresabschluß (§ 125) und 
dem Vorschlag für die Gewinnverteilung (§ 126) 
dem Aufsichtsrat vorzulegen. Die Satzung kann 
eine andere Frist von nicht mehr als fünf Mona­
ten bestimmen. 

(2) Der Vorstand. hat den Ge~chäftsbericht mit 
dem Bericht des Aufsichtsrats (§ 96) der Haupt­
versammlung zur Verhandlung über die Ent­
lastung, die Gewinnverteilung und die Feststel-
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lung des Jahresabschlusses (§ 125 Abs. 4) vorzu­
legen. § 125 Abs. 6 über die Auflegung des J ahres­
abschlusses gilt sinngemäß. 

(3) Für die Verlängerung der nach Abs. 1 be­
stimmten Fristen gilt § 104 Abs. 3 sinngemäß. 

Aufsichtsrats und einer sonstigen Einrichtung in 
gesonderten Beträgen unter ihrer Bezeichnung 
anzuführen; 

8. die Beziehungen zu Konzernunternehmun­
gen; hiebei ist auch über Verträge zu berichten, 
die die Gesellschaft verpflichten, ihren Gewinn 
oder Verlust ganz oder teilweise an andere Per­

§ 128. I n haI t des G e s c h ä f t s b e r ich t s. sonen zu überrechnen oder von anderen Perso­

(1) Im Geschäftsberidlt sind der· Geschäfts­
verlauf und die Lage der Gesellschaft darzulegen; 
es ist auch über Vorgänge von hesonder.er Bedeu­
tung zu berichten, die nach dem Abschluß des 
Geschäftsjahrs eingetreten sind. 

nen zu übernehmen; 
9. die Zugehörigkeit der Gesellschaft zu preis­

und absatzregelnden Verbänden und ähnliche 
Bindungen. 

(3) Die Berichterstattung hat den Grundsätzen 
einer gewissenhaften· und getreuen Rechenschaft 

(2) Im Geschäftsherimt ist ferner der J ahres- zu entsprechen. Sie kann nur soweit. unterblei­
abschluß zu erläutern. Dahei sind auch wesent- ben, als überwiegende Interessen der Gesellschaft 
liche Abweichungen von dem letzten Jahresab- oder eines beteiligten Unternehmens oder das 
schluß zu erörtern und Angabe~ zu machen über öffentliche Interesse es erfordern. 

1. Aktien, die ein Aktionär für Rechnung der (4) Im Geschäftsbericht sind die sämtlichen 
Gesellschaft oder eines abhängigen Untcrnehmem Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
oder ein abhängiges Unternehmen als Gründ1er ejnsdlließlich der im Geschäftsjahr oder nachher· 
oder Zeichner oder in Ausübung eines Bezugs· I ausgeschiedenen mit dem Familiennamen und 
rechts nach § 165 übernommen hat; sind solche mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen 
Aktien im Gesmäftsjahr. verwertet worden, so anzugeben. Die Vorsitzenden des Vorstands und 
ist auch über die Verwertung unter Angabe des des Aufsichtsrats sind besonders zu bezeichnen. 
Erlöses und die Verwendung des Erlöses zu be· . 
richten; § 129. In haI t des Ja h res ab s chI u s ses. 

2. eigene Aktien der Gesellschaft, die sie, em (1) Der Jahresabschluß hat den Grundsätzen 
abhängiges Unternehmen oder ein anderer für ordnungsgemäßer Buchführung zu entsprechen. 

'Rechnung der Gesellschaft oder eines abhängigen Er ist so klar und übersichtlich aufzustellen, daß 
Unternehmens erworben oder als Pfand genommen er einen möglichst sicheren Einblick in die Lage 
hat; sind solche Aktien im Geschäftsjahr erwor- der Gesellschaft geyvährt. 
ben oder veräußert worden, so ist auch über den 
Erwerb oder die Veräußerung unter Angabe des 
Erwerbs- oder Veräußerungspreises und die Ver­
wendung des Erlöses zu berichten; 

3. Aktien, die bei bedingter Kapitalerhöhung 
im Geschäftsjahr bezogen worden sind; 

4. das genehmigte Kapital; 

5. die bestehenden Genußrechte unter Angabe 
der im Ges~äftsjahr geschaffenen; 

6. aus der Jahresbilanz nicht ersichtliche Haf­
tungsverhältnisse einschließlich von Pfandbestel­
lungen und Sicherungsübereignungen sowie von 
V,erbindlichkeiten aus der Begebung von Wech­
seln und Schecks; 

7. die Gesamtbezüge (Gehälter, Gewinnbetei­
ligungen, Aufwandsentschädigungen, Versiche­
rungsentgelte, Provisionen und Nebenle·istungen 
jeder Art) für das Geschäftsjahr und die darüber 
hinaus im Geschäftsjahr gewährtien, bisher in 
keinem Geschäftsbericht angegebenen Bezüge der 
Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrats und 

. eines Beirats oder 'einer ähnlichen Einrichtung 
der Gesellschaft; in die Gesamtbezüge sind ein­
zurechnen Abfindungen, Ruhegehälter, Hinter~ 
bliebenenbezüge und Leistungen verwandter Art 
an frühere Mitglieder und ihre Hinterbliebenen. 
Dabei sind die Gesamtbezüge des Vorstands, des 

(2) Soweit in den folgenden Vorschriften nichts 
anderes bestimmt ist, sind die Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs über Handelsbücher anzu­
wenden. 

§ 130. G e set zl ich e R ü c k l.a g e. 

(1) Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. 
(2) In diese sind außer den Beträgen, deren 

Einstellung in die gesetzliche Rücklage für den 
Fall der Kapitalherabsetzung nach den §§ 185, 
192 Abs. 5 vorgeschrieben ist, einzustellen: 

1. der Betrag, der mindestens dem zwanzig­
sten Teil des jährlichen Reingewinns entspricht, 
solange die Rücklage nicht den zehnten oder 
den in der Satzung bestimmten höheren Teil des 
Grundkapitals erreicht hat; 

2. der Betrag, der bei der ersten oder einer 
späteren Ausgabe von Aktien für einen höheren 
Betrag als den Nennbetrag über diesen und den 
Betrag der durch die Ausgabe entstehenden 
Kosten hinaus erzielt wird; 

3. der Betrag, der bei der bedingten Kapital­
erhöhung durch Ausgabe von Wandelschuldver­
schreibungen· für einen höheren Betrag als den 
Nennbetrag der Bezugsaktien über diesen und 
den Betrag der durch die Ausgabe der Schuld­
verschreibungen und der Bezugsaktien entste-
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henden Kosten hinaus erzielt wird, es sei denn, 
daß der Gesamtnennbetrag der Bezugsaktien zu-

, züglich der durch ihre Ausgabe sowie die Aus­
gabe der Schuldverschreibungen entstehenden 
Kosten den Gesamtbetrag erreicht oder über­
steigt, zu dem die Schuldverschreibungen aus­
gegeben' werden; 

4. der Betrag von ,Zuzahlungen, die Aktionäre 
gegen Gewährung eines Vorzugs für ihre Aktien 
leisten. 

(3) Die gesetzliche Rücklage darf nur zum Aus­
gleich von Wertminderungen und Zur Deckung 
von sonstigen Verlusten verwendet werden. Der 
Verwendung der gesetzlichen Rücklage steht 
nicht entg~gen, daß freie, zum Ausgleich von 
Wertminderungen und zur Deckung von sonsti­
gen Verlusten bestimmte Rücklagen vorhanden 
sind. 

§ 131. GI ie der u n g der Ja h I" e s bi I a n z. 

(1) In der Jahreshilanz sind, wenn der Ge­
sdläftszweig ~eine abweichende Gliederung be­
dingt, die gleidlwertig sein muß, unbeschadet 
einer weiteren Gliederung folgende Posten ge­
sondert auszuweisen: 

A. Auf der Aktivseite: 

1. Ausstehende Einlagen auf das Grundkapital. 

H. Anlagevermögen: 
1. Unbebaute Grundstücke; 
2. bebaute Grundstücke mit 

a) Wohngebäuden, 
b) Geschäfts- oder Fabriksgebäuden oder 

anderen Baulichkeiten; 
der Grundwert und der Gebäudewert sind ge­
trennt auszuweisen; 

3. Maschinen und maschinelle Anlagen; 
4. Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsausstat­

tung; 
5. im Bau befindliche Anlagen; 
6. Konzessionen, Patente, Lizenzen, Marken­

und ähnliche Rechte; 
7. Beteiligungen, gleidwiel ob sie in Wert­

papieren verkörpert sind oder nicht. Aktien 
oder Anteile einer Kapitalgesellschaft, deren 
Nennbeträge insgesamt den vierten Teil. des 
Nennkapitals dieser Gesellschaft erreichen, gelten 
im Zweifel al~ Beteiligung; 
. 8. andere Wertpapiere des Anlagevermögens; 

9. Anzahlungen für Anlagen. 

IH. Um1a:ufvermögen: 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 
2. halbfertige Erzeugnisse; 
3. fertige Erzeugnisse, Waren; 
4. Wertpapiere, soweit sie nicht unter II Z. 7 

oder 8, III Z. 5, 12 oder 13 aufzuführen sind; 
5; eigene Aktien und Aktien einer herrschen­

den Gesellschaft uhter Angabe ihres Nenn­
betrags; 

6. Hypothekarforderungen; 
7. von der Gesellschaft geleistete Anzahlun­

gen, soweit sie nicht unter II Z. 9 auszuweisen 
sind; 

8. Forderungen auf Grund von Warenliefe-
rungen und Leistungen; 

9. Forderungen' an Konzernunternehmungen; 

10. Forderungen aus Krediten gemäß § 80; 
11. Forderungen an Aufsiehtsratsmitglieder, 

soweit sie nicht aus Geschäften entstanden sind, 
die der Betrieb der Gesellschaft gewöhnlich mit 
sich bringt; 

12. Wechselforderungen; 
13. Schecks; 
14. Kassenbestand, Postscheckguthaben und 

Giroguthaben bei der Oesterreichischen Natio­
nalbank; 

15. andeI1e Guthaben bei Kreditunternehmun-
gen; 

16. sonstige Forderungen. 
IV. Aktive Redmungsabgrenzungsposten. 

B. Auf der Passivseite: 

I. Grundkapital; die Gesamtnennbeträge der 
Aktien jeder Gattung sind gesondert anzugeben, 
bedingtes Kapital ist mit dem Nennbetrag zu 
vermerken. 

11. Rücklagen: 
1. ges,etzliche Rücklage; 

, 2. andere Rücklagen (freie Rücklagen): 
a) versteuerte, 

b) nichtversteuerte. 

'III. Wertberichtigungen 
1. zu Posten des Anlagevermögens, 
2. zu Posten des Umlaufvcrmögens. 

,IV. Rückstellungen für ungewisse Schulden. 

V. Verbindlichkeiten: 
1. Anleihen unter Angabe ihrer dinglichen 

Sicherung; 

2. Hypothekarschulden; 
3. von Arbeitern und Angestellten gegebene 

Kautionen; 
4. Anzahlungen von Kunden; 
5. Verbindlichkeiten auf Grund von Waren­

lieferungen und Leistungen; 
6. Verbindlichkeiten gegenüber Konzern-

un ternehmungen; 

7. Verbindlichkeiten aus der Annahme von 
gezogenen Wechseln und der Ausstellung eigener 
Wechsel; . 

8. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditunter~ 
nehm:ungen; 

9. sonstige Verbindlichkeiten. 

VI. Passive Rechnungsabgrenzungsposten. 
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(2) Abschreibungen, Wertberichiigungen, Rück­
lagen und Rückstellungen, die für das Geschäfts­
jahr gemacht werden, sind bereits in der Jahres­
bilanz vorzunehmen. 

(3) Der überschuß der Aktivposten über die 
Passivposten (Reingewinn) oder der überschuß 
der Passivposten über die Aktivposten (Rein­
verlust) ist am Schluss,e der Jahresbilanz geson­
dert auszuweisen. Ein yorjähriger Gewinn- oder 
Verlustvortrag ist in der Vorspalte anzugeben. 

(4) Beim Anlagevermögen sind nur die Aktiv­
posten auszuweisen, die am Abschlußstichtag 
bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb 
der Gesellschaft zu dienen. Die 'auf die Posten 1 
bis 8 des Anlagevermögens entfallenden Zugänge 
und Abgänge sind gesondert anzuführen. Glei­
ches gilt. für Abschreibungen und Wertberichti­
gungen. Werden Wertberichtigungen zu Posten 
des Umlaufvermögens gebildet, dann sind diese 
nach den entsprechenden Aktivposten aufzu­
gliedern. 

(5) Unzulässig ist eine Verrechnung von For­
derungen mit Verbindlichkeiten sowie von 
Grundstücksrechten mit Grundstückslasten. 
Rücklagen, Wertberichtigungen und Rückstel­
lungen dürfen nicht als Verbindlichkeiten an­
geführt werden. 

(6) Fällt ein Gegenstand unter mehrere Posten, 
so ist bei dem Posten, unter dem er ausgewiesen 
wird, die Mitzugehörigkeit zu den anderen 
Posten zu vermerken, wenn dies zur Aufstellung 
einer klaren und übersichtlichen Jahresbilanz 
nötig iSlt. Forderungen und Verbindlichkeiten 
gegenüber Konzernunternehmungen sind in der 
Regel als solche (Abs. 1 A III Z. 9; B V Z. 6) 
auszuweisen; werden sie unter anderen Posten 
ausgewiesen, so muß die Eigenschaft als Kon­
zernforderung oder -verbindlichkeit vermerkt 
werden. Eigene Aktien und Aktien einer herr­
schenden Gesellschaft dürfen nicht unter anderen 
Posten angeführt werden. 

17) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften ein­
schließlich Wechsel- und Scheckbürgschaften so­
wie aus Gewährleistungsverträgen sind, auch 
wenn ihnen gleichwertige Rückgriffsforderungen 
gegenüberstehen, in voller Höhe in der Jahres­
bilanz zu vermerken. 

§ 132. G I i e der u n g der G e w i n n- und 
Ver I u s t r e c h nun g. 

(I) In der Gewinn- und Verlustrechnung sind, 
wenn der Geschäftszweig keine abweichende 
Gliederung bedingt, die gleichwertig sein muß, 
unbeschadet einer weiteren Gliederung folgende 
Posten gesondert auszuweisen:' . 

I. Auf der Seite der Aufwendungen: 
1. a) Löhne, 

b) Gehälter; 

2. soziale Abgaben; 
3. Abschreibungen auf das Anlagevermögen; 
4. Aufwandszinsen; 
5. Steuern vom Einkommen, vom Ertrag und 

vom Vermögen mit Ausnahme derjenigen 
Steuern vom Einkommen, die durch Steuerabzug 
erhoben werden; 

6. Beiträge an Berufsvertretungen, wenn die 
Zugehörigkeit auf gesetzlicher Vorschrift beruht; 

7. außerordentliche Aufwendungen, soweit sie 
nicht in Z. 1 bis 6, 8 und 9 enthalten sind; 

8. Zuweisungen an Rücklagen; 
9. Rohverlust (überschußder nicht gesondert 

ausweispflichtigen Aufwendungen über die nicht 
gesondert ausweispflichtigen Erträge). 

11. Auf der Seite der Erträge: 
1. Rohüberschuß (überschuß der nicht geson­

dert ausweispflichtigen Erträge über die nicht 
gesondert ausweispflichtigen Aufwendungen); 

2. Erträge aus Beteiligung,en; 
3. Ertragszinsen; 
4. außerordentliche Erträge 

a) aus der Veräußerung von Anlagen. Die 
Aufrechnung gegen Verluste aus der Ver­
äußerung von Anlagen ist zulässig; 

b) aus der Auflösung von freien Rücklagen, 
Rückstellungen und Wertberichtigungen; 

c) sonstige; 
5. die aus der Auflösung der gesetzlichen Rück­

lage gewonnenen Beträge. 

(2) Der Reingewinn oder Reinverlust des 
Jahres ist am Schlusse der Gewinn- und Verlust­
rechnung gesondert auszuweisen. Ein vorjähriger 
Gewinn- oder Verlustvortrag ist in der Vor­
spalte anzugeben. 

§ 133. Wer t ans ätze i n der J a h r e s­
b i I a n z. 

Für den Ansatz der einzelnen Posten der 
Jahresbilanz gelten folgende Vorschriften: 

1. Die im § 131 Abs. 1 A Ir Z. 1 bis 5 be­
zeichneten Gegenstände des Anlagevermögens 
dürfen höchstens zu den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten angesetzt werden. 

Auch bei geringerem Wert dürfen sie zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt 
werden, wenn der Anteil an dem Wertverlust, der 
sich bei der Verteilung auf die voraussichtliche 
Gesamtdauer der Verwendung oder Nutzung für 
das einzelne Geschäftsjahr ergibt, in Abzug oder 
in. Form von Wertberichtigungen in Ansatz ge­
bracht wird. 

Bei der Berechnung der Herstellungskosten 
dürfen in angemessenem Umfang,e Abnutzungen 
und sonstige Wertminderungen sowie ange­
messene Teile der Betriebs- und Verwaltungs­
kosten eingerechnet werden, die auf den Zeit­
raum der Herstellung entfallen; sind die Betriebs-
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und Verwaltungskosten durch offenbare Unter­
beschäftigung überhöht, so dürfen nur die einer 
durchschnittlichen Beschäftigung entsprechenden 
Teile dieser Kosten eingerechnet werden. Ver­
triebskosten gelten nicht als Betriebs- und Ver­
wal tungskosten. 

2. Die im § 131 Abs. 1 A II Z. 6 bis 8 be­
zeichneten Gegenstände des Anlagevermögens 
dürfen höchstens zu den Anschaffungskosten 
angesetzt werden. 

AuCh bei geringerem Wert dürfen sie zu den 
Anschaffungskosten angesetzt werden, wenn 
nicht die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh­
rung Abschreibungen oder Wertberichtigungen 
nötig machen. . 

3. Die· Gegenstände des Umlaufvermögens 
(§ 131 Abs. 1 A III) dürfen höchstens zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt 
werd.en. Für die Berechnung der Herstellungs­
kosten gilt Z. 1 Abs. 3. 

Sind die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten höher als der Börsen- oder Marktpreis 
am Abschlußstichtag,. so ist höchstens dieser Preis 
anzusetzen. 

Ist ein Börsen- oder Marktpreis nicht fest­
zustellen und übersteigen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten den Wert, der den Gegen­
ständen am Abschlußstichtag beizulegen ist, so ist 
höchstens dieser Wert anzusetzen. 

4. Die Aufwendungen für die Gründung und 
die Kapitalbeschaffung dürfen nicht als Aktiv­
posten eingesetzt werden. Die Aufwendungen für 
die Ingangsetzung oder Umstellung eines Be­
triebes oder eines Teilbetriebes dürfen nur inso­
weit als Aktivposten eingesetzt werden, als dies 
bei vorsichtiger Beurteilung gerechtfertigt er­
scheint. Der eingesetzte Betrag ist durch ange­
messene jährliche Abschreibungen oder Wert­
berichtigungen binnen fünf Jahren zu tilgen. 

5. Für den Geschäfts- oder Firmenwert darf 
kein Aktivposten eingesetzt werden. übersteigt 
jedoch die für die übernahme eines Unterneh­
mens bewirkte Gegenleistung die Werte der ein­
zelnen Vermögensgegenstände des Unternehmens 
im Zeitpunkt der übernahme, so darf der Unter­
schied, jedoch nur gesondert, unter die Posten des 
Anlagevermögens aufgenoml11en werden; der ein­
gesetzte Betrag ist durch angemessene jährliche 
Abschreibungen oder Wertberichtigungen zu 
tilgen. 

6. Anleihen der Gesellschaft sind mit ihrem 
Rückzahlungsbetrag unter die Passivposten auf­
zunehmen. Ist der Rückzahlungsbetrag höher 
als der Ausgabebetrag, so darf der Unterschied, 
jedoch nur gesondert, unter die Aktivposten, die 
der Rechnungsabgrenzung dienen, aufgenommen 
werden; der eingesetzte Betrag ist durch jährlid1e 
Abschreibungen oder Wertberidnigungen zu 
tilgen, die auf die gesamte Laufzeit der Anleihen 
verteilt werden dürfen. 

7. Das Grundkapital ist auf der Passivseite 
zum Nennbetrag einzusetzen. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Prüfung des Jahresabschlusses. 

§ 134. U m fan g der P r ü fun g. 

(1) Der Jahresabschluß ist unter Einbeziehung 
der Buchführung und des Geschäftsberichts, so­
weit er den Jahresabschluß erläutert, durch einen 
oder mehrere sachverständige Prüfer (Abschluß­
prüfer) zu prüfen, bevor er dem Aufsichtsrat 
vorgelegt wird. Hat keine Prüfung stattgefun­
den, so kann der Jahresabschluß nicht festgestellt 
werden; ein trotzdem festgestellter J ahresab­
schluß ist nichtig; 

(2) Die Abschlußprüfung darf sich nicht darauf 
beschränken, ob der Jahresabschluß äußerlich 
sachgemäß aufgestellt ist und mit dem Bestands­
verzeichnis und . den Geschäftsbüchern über ein -
stimmt, sondern hat sich auch auf die Beachtung 
der Vorschriften über den Jahresabschluß und 
den Geschäftsbericht zu erstrecken. 

§ 135. M ein u n g s ver ~ chi e den h e i t e n. 

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Abschlußprüfern und dem Vorstand über die' 
Auslegung der Rechtsvorschriften über den 
Jahresabschluß und den Geschäftsbericht ent­
scheidet auf Antrag der Abschlußprüfer oder des 
Vorstands das Gericht .. Es verhandelt und ent­
scheidet in Senaten im Verfahren außer Streit­
sachen mit folgenden Besonderheiten: 

a) Die Verweisung auf den Rechtsweg ist 
nicht zulässig. 

b) Inwiefern die Kosten des Verfahrens von 
einem Beteiligten zu ersetzen. oder unter 
den Beteiligten zu teilen sind, entscheidet 
das Gericht nach den Bestimmungen der 
Zivilprozeßordnung über den Kostenersatz. 

c) Gegen die Entscheidung der ersten Instanz 
kilnn Rekurs erhoben werden; gegen die 
Entscheidung der zweiten Instanz ist der 
Rekurs ausgeschlossen. 

d) Das Rechtsmittel der Vorstellung findet 
keine Anwendung. 

§ 136. B e s tell u n g der A b s chi u ß­
pr ü f e r. 

(1) Die Abschlußprüfer werden von der Haupt­
versammlung gewählt; das Wahlergebnis ist in 
die Niederschrift aufzunehmen. Die Prüfer sind 
vor dem Ablauf des Geschäftsjahrs zu wählen, 
auf das sich ihre Prüfungstätigkeit erstreckt. Ist· 
eine Verlängerung der Fristen des § 125 Abs. 1 
und 5 gemäß § 125 Abs. 8 bewilligt worden, so 
gelten die in der Hauptversammlung zuletzt ge­
wählten Abschlußprüfer auch für die folgenden 
Geschäftsjahre bis zu dem Jahre gewählt, in dem 
eine Hauptversammlung gemäß § 104 stattfindet. 
Der Vorstand hat den gewählten Prüfern unver­
züglich den Prüfungsauftrag zu erteilen. 
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(2) Der Vorstand, der Aufsichtsrat oder eine 
Minderheit, deren Anteile zusammen den zehn­
ten Teil des Grundkapitals erreichen, sind be­
rechtigt, gegen die Auswahl der Abschlußprüfer 
zur Niederschrift aus wichtigem Grund Wider­
spruch zu erheben. 

(3) über den Widerspruch entscheidet nach An­
hörung der Beteiligten das Gericht, die Ent­
scheidung ist unanfechtbar. Der Widerspruch der 
Minderheit ist· nur zu berücksichtigen, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß die die Minderheit 
bildenden Aktionäre seit mindestens drei Mona­
ten vor dem Tag der Hauptversammlung In­
haber der Aktien sind; zur Glaubhaftmachung 
genügt eine eidesstättige Versicherung vor einem 
Notar. Wird dem Widerspruch stattgegeben, so 
hat d;ts Gericht andere Abschlußprüfer zu be­
stellen; die Bestellung ist endgültig. 

(4) Hat die Hauptversammlung bis zum Ablauf 
des Geschäftsjahrs keine Abschlußprüfer ge­
wählt, so hat, abgesehen vom Fall des Abs. 1 
Satz 3, auf Antrag des Vorstands, des Aufsichts­
rats oder eines Aktionärs das Gericht die Ab­
schlußprüfer zu bestellen; die Bestellung ist end­
gültig. Gleiches gilt für den Fall, daß ein gewähl­
ter Prüfer die' Annahme des Prüfungsauftrags 
abgelehnt hat, weggefallen ist oder am recht­
zeitigen Abschluß der Prüfung verhindert ist und 
die Hauptversammlung keinen anderen Prüfer 
gewählt hat. Der Vorstand ist verpflichtet, den 
Antrag zu stellen. Wenn das Gericht die Ab­
schlußprüfer bestellt hat, dann kann die Haupt­
versammlung deren Wahl nicht mehr nachholen; 
eine trotzdem durdlgeführte Wahl ist nichtig. 

(5) Die vom Gericht bestellten Abschlußpi"üfer 
haben Anspruch auf Ersatz der notwendigen 
bar.en Auslagen und a·uf .angemessene Enüoh­
nung für ihre Tätigkeit. Diese B·eträge bestimmt 
das Geridlt unter Bedlachtnahme auf die 
HOIlJorarord'nung (§ 17 Abs. 2 des Wirtschafts­
treuhänder-Kammergesetzes, BGBl. Nr. 20/ 
1948); gegen die Festsetzung kann Rekurs er­
griffen werden, gegen die Entscheidung des 
Gerichts zweiter Instanz ist der Rekurs aus­
geschlossen. 

(6) Die Wahl zum Abschlußprüfer oder die 
Bestellung zum Abschlußprüfer durch die Grün­
der kann die Hauptversammlung vor Abschluß 
der Prüfung widerrufcl1J; hat das Geri.cht den 
Prüfer bestell~, so hat es auf Antrag des Vor­
stands aus wich1Jigem Grund die Bestellung zu 
widerrufen .. 

§ 137. Aus w a h I der Ab s chi u ß p r ü fe r. 

(1) Als Abschlußprüfer dürfen nur beeidete 
Wirtsch,aftsprüf'er oder Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften gewählt oder bestellt werden. 

(2) Mitglieder des Vorstands oder des Auf­
sichtsrats sowie Angestellte der GeseUsch.aft 
dürfen ah Prüfer weder gewählt noch bestellt 

werden; .gleiches gih für Mitglieder des Vor­
stands oder des Aufsichtsrats sowie Angestellte 
einer anderen Gesellschaft, die von der zu prü­
fenden Gesellschaft a·bhängig ist oder sie be­
herrscht, sowie für Personen, auf deren 
Geschäftsführung eine dieser Gesellschaften 
maßgebenden Einfluß hat. 

§ 138. Aus k u n f t s r e c h t. 

(1) Der Vorstand hat den Abschlußprüfern den 
JahreSlbeschluß und den Geschäftsbericht vor­
zulegen und ihnen zu gestatten, die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft sowie die Vermögens­
gegenstände, namentlich die GeseHs·chaftskasse 
und die Bestände an Wertpapieren und Waren, 
zu prüfen. 

(2) Die Abschlußprüfer können vom Vorst;tnd 
alle Aufklärungen und Nachweise verlangen, 
welche die sorgfältige Erfüllung ihrer Prüfungs­
pflicht fordert. 

(3) Soweit es die Vorbereitung der Abschluß­
prüfung fordert und nicht die überwiegenden 
Interessen der Gesellschaft oder eines beteiligten 
Unternehmens entgegenstehen, haben die PrUfer 
diese Rechte auch schon vor Aufstellung des· 
J ahres,abschlusses. 

§ 139. Pr ü fun g s be r ich t. 

(1) Die AbschIußprüfer haben über das El'geb­
. nis der Prüfung schriftlich zu berichten. Im 
Bericht ist besonders festzustellen, ob die Buch­
führung, der Jahresabschluß und der Geschäfts­
bericht, soweit er den Jahresabschluß erläutert, 
.den gesetzlichen Vorschriften entsprechen und ob 
der Vorstand die verlangten Aufklärungen und 
Nachweise erbracht hat. Die Prüfer haben den 
Bericht zu unterzeichnen. 

(2) Der Bericht ist dem Vorstand und dem 
Aufsichtsrat vorzulegen. 

§ 140. Be s t ä t ·i gun g s ver merk. 

(1) Sind nach dem' abs·chließenden Ergebnis der 
Prüfung keine Einwendungen zu erheben, so 
haben die Abschlußprüfer dies durch einen Ver­
merk zu bestätigen; der Betätigungsvermerk 
muß ergeben, daß nach pflichtgemäßer Prüfung 
auf Grund der Bücher und Schriften der GeseH­
schaft sowie der vom Vorstand erteilten Auf­
klärungen und Nachweise die Buchfüh~ung, der 
Jahresabschluß und der Geschäftsbericht, soweit 
er den Jahresahschluß erläutert, den gesetzlichen 
Vorschriften el1Jtsprechen. 

(2) Sind Ei~wendungen zu erheben, so haben 
die Abschlußprüfer die. Bestätigung zu versiagen 
oder einzus·chränken. 

(3) Die Abschlußprüfer haben die Bestätigung 
auch dann zu versagen oder einzusdlränken, 
wenn der Geschäftsbericht, soweit in ihm der 
Geschäftsverlauf und die Lage der Gesellschaft 
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dargelegt sind, offensichtlich elJ1Je fals.che Dar­
stellung der Verhältnisse der Gesellschaft 
erweckt, die geeignet ist, das durch den Jahres­
abschluß vermittelte Bild von der Lage der 
Gesellschaft zu verfälschen. 

(4) Die Abschllußprüfer haben den B:,stäti­
gung'svermerk mit Angabe von Ort und Tag zu 
un terzeichnen. 

§ 141. Ver a n t W 0 r t1 ich k e i t der A b­
sc h lu ß p r ü f e r. 

(2) Zu der Prüfung, ob der Jahresabschluß und 
der Geschäftsbericht den gesetzlichen Vorschrifc. 
ten entsprechen, ist das Gericht nicht verpflichtet. 

§ 143. Ver ö f fe n tl ich .u n g des J a h r e s­
a b s chI u s ses. 

Der Vorstand hat unverzüglich den Jahres­
abschluß in den Bekanntmachungsblättern zu 
veröffentlichen und die Veröffenulichung zum 
Handels,register des Sitz·es der Gesells,chaft ein­
zureichen. 

(1) Die Acbschlußprüfer, ihre Gehilfen und die § 144. F 0 r m und I n haI t der V e r­
bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlich,en Ver- öffentlichung des'Jahresabschlus-
treter einer PrüfUingsgeseUschaft sind zur gewis- ses. 
senhaften und unparteiischen Prüfung und zur 
V ~rschW'iegenheit verpflichtet. Sie dürfen nicht 
unbefugt Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
verwerten, die sie bei der Wahrnehmung ihrer 
Obliegenheiten erfahren haben. Wer seine Oblie­
genheiten verletzt, ist der Gesellschaft zum Er­
satz des daraus entstehenden Schaden8 verpflich­
tet; mehrere Personen haften als Gesamt­
schuldner. 

(2) Die Ersatzpflicht von Personen, die fahr­
lässicg gehandelt haben, beschränkt sich auf 
250.000 S für eine Prüfung; dies gilt auch 
da..nm, wenn an der Prüfung mehrere Personen 
beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz ver­
pflichtende Handhmgen begangen worden sind, 
und ohne Rücksicht darauf, ob ander,e Beteiligte 
vorsätzlich gehandelt haben. 

(3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
besteht, wenn eine Prüfungsgesellschaft Ab­
schlußprüfer ist, <luch gegenüber dem Aufsichts­
rat und den Mitgliedern des Aufsichtsrats der 
Prüfungs,gesellschaft. Der Vorsitzende des Auf­
sichtsrats der Prüfungsgesells.chaft und sein Stell­
vertreter dürfen jedoch die von der Prüfnngs­
gesellsch,aft erstatteten Berichte einsehen, die 
aabei erlangten Kenntnisse aber nrur verwerten, 
soweit es die Erfüllung der überwachungspflicht 
des Aufsichtsrats fordert. 

(4) Die Ersatzpflicht nach diesen Vorschriften 
kann durch Vertr,ag weder ausgesch.los,sen noch 
beschränkt werden. 

(5) Die Ansprüche' aus diesen Vorschriften v,er­
jähren in fünf Jahren. 

DRITTER ABSCHNITT. 

Veröffentlichung des Jahresabschlusses. 

§ 142. Einreichung des Jahres­
a b s chI u s s e ~ und des G e s c h ä f t s­

b e r ich t s zum Ha n deI s re gis t e r. 

(1) Der Vorstand hat unverzüglich den Jahres­
abschluß und den Geschäftsbericht nebst dem 
Bericht des Aufsichtsrats (§ 96) zum Handels­
register. des Sitzes der Gesells.chaft einzureichen. 

(1) Der Jahresabschluß ist in allen Veröffent­
lichungen und V ervielfältigung en vollständig und 
richtig mit dem voHen Wortlaut des Be.stäti­
gungsvermerks wiederzugeben; haben die Ab­
schlußprüfer die BestätigUing versagt oder hat 
keine Prüfung des Jahresabschlusses stattgefun­
den, so ist hierauf in einem besonderen Vermerk 
hinzuweisen. In' den Veröffentlichunlgen und 
Vervielfälügungen des J ahres,abschlusses sin.d 
sämtliche Mitglieder des Vorstands und des Auf­
sichtsrats mit dem Familiennamen und min­
dest einem ausgeschriebenen Vornamen anzu­
geben; die Vorsitzenden des Vorstands und des 
Aufsichtscrats sind besonders zu bezeichnen. 

(2) Bei der AufstellUing und in allen Veröffent~ 
liebungen und Vervielfältig·ungen des J ahres­
abschlusses müssen die in der Bilanz und in der 
Gewinn- und Verlustrechnung amgewiesenen 
Posten in der Weise unter,einandergesetzt wer­
den, daß jeder Posten mit dem dazugehörigen 
Zahlenbetrag eine beson.dere Zeile erhält; die 
Summe der Posten auf der Akt,ivseite und auf 
cl,er Passivseite sowie auf der Seite der Aufwen­
dungen und auf der Seite der Erträge ist jeweils 
besonders anzugeben. 

SECHSTER TEIL 
Satzungsänderung. Maßnahmen der Kapital­

beschaffung und Kapitalherabsetzung. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Satzungsänderung. 

§ 145. All ge m ein e s. 

(1) Jede Satzungsänderung . bedarf eines Be­
schlusses der Hauptversammlung. Die Befugnis 
zu Änd:erungen, die nur die Fassung betreffen, 
kann die Hauptversammlung dem Aufsichtsrat 
übertragen. 

(2) Der Beschluß kann nur gefaßt werden, 
wenn die beabsichtigte Satzungsänderung nach 
ihrem wesentlichen Inhalt ausdrücklich und frist­
gemäß (§ 108 Abs. 2) angekündigt worden ist. 

(3) Die rechtswirksam getroffenen Festsetzun­
gen über Sondervorteile, Gründun'gs,aufwand, 
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Sacheinla:gen und Sachubemahmen (§§ 19, 20) 
können erst nach' Ablauf der Verjährungsfrist 
des § 44 geändert werden. 

§ 146. Beschluß der Hauptversamm­
lu n g. 

(1) Der Beschluß der Hauptversammlung 
bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei 
Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt. Die Satzung kann diese 
Mehrheit, durch eine andere Kapitalmehrheit; 
für eine Anderung des Gegenstandes des Unter­
nehmoos jedoch nur durch eine größere KapItal­
mehrheit ersetzen. Sie kann noch andere Edor­
dernisse aufstellen. 

(2) SoLl das bisherige Verhältnis mehrerer Gat­
tungen von Aknien (§ 11) zum Nachteil eIner 
Gattung geändert werden, so bedarf der 
Beschluß der Hauptversammlung zu seiner 
Wirksamkeit eines in gesonderter Abstimmung 
gefaßten Beschlusses der benachteiligten Aktio­
näre; für diesen gilt Abs. 1. Die benachteiligten 
Aktionäre können den Beschluß nur fassen, 
wenn die gesonderte Abstimmung ausdrücklich 
und fristgemäß (§ 108 Ab~. 2) angekündigt wor­
den ist. 

§ 147. Begrün,dung von Nebenver­
p f I ich t un gen. 

Ein Beschluß, der Aktionären Nebenv-erpflich­
tungen (§ 50) auferlegt, bedarf zu seiner Wirk­

, samkeit der Zustimmung aller betroffenen Ak­
tionäre. 

§ 148. Ein t rag u n g cl er S atz u n g sä nd e­
rung. 

(1) Der Vorstand hat die Satzungs änderung 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumel­
den.Bedarf die Satzungs änderung behördlicher 
Genehmigung, so ist der Anmeldung die Geneh­
migungsurkunde beizufügen. 

(2) Soweit nicht die Anderung Angaben nach 
§ 32 betrifft" genügt bei der Eintragung die Be­
zugnahme auf die beim Gericht eingereichten 
Urkunden. Betrifft eine Anderung Bestimmun­
gen, die ihrem Inhalt nach zu veröffentlichen 
sind, so ist auch die Anderung ihrem Inhalt nach 
zu veröffentlichen. 

(3) Die Anderung hat keine Wirkung, bevor 
, sie in das Handelsregister des Sitzes der Gesell­

schaft eingetragen worden ist. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Maßnahmen der Kapitalbeschaffung. 

Er s te rUn t e r ab s c h ni t t. 

Kapitalerhöhung. 

§ 149. Vor aus set z u n gen. 

(1) Eine Erhöhung des Grundkapitals durch 
Ausgabe neuer Aktien kann nur mit einer Mehr-

heit beschlossen werden, die mindestens drei 
Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt. Die Satzung kann diese 
Mehrheit durch eine andere Kapitalmehrheit er­
setzen und noch andere Erfordernisse aufstellen. 

(2) Sind mehrere Gattungen von Aktien (§ 11) 
vorhanden, so bedarf der Beschluß der Haupt­
versammlung zu seiner Wirksamkeit eines in ge­
sonderter Abstimmung gefaßten Beschlusses der 
Aktionäre jeder Gattung; für diesen gilt Abi>. 1. 
Der Beschluß kann nur gefaßt wer,den, wenn die 
gesonderte Abstimmung ausdrücklich und frist­
gemäß (§ 108 Abs. 2) angekündigt worden ist. 

(3) Sollen die neuen Aktien für, einen höheren 
Betrag als den Nennbetrag ausgegeben werden, 
so ist der Mindesubetrag, unter ,dem sie nicht 
ausgegeben werden sollen, im Beschluß über die 
Erhöhung des Grundkapitals festzusetzen. 

(4) Das Grundkapital darf nicht erhöht wer­
den, solange noch ausstehende Einlagen auf das 
bisherige 'Grundkapital geleistet werden können. 
Für Versicherungsgesellschaften kann die Satzung 
etwas anderes bestimmen. Stehen Einlagen in 
verhältnismäßig unerheblichem Umfang aus, so 
hindert dies die Erhöhung des Grundkapitals 
nicht. 

§ 150. Kap i tal e rh ö h u n g mit S a c h­
ein lag e n. 

(1) Wird eine Sacheinlage gemacht, so muß ihr 
Gegenstand, die Person, von der die Gesellschaft 
den Gegenstand erwil'bt, und der Nennbetrag 
der bei der Sacheinlage zu gewährenden Aktien 
im Beschluß über die Erhöhung des Grundkapi­
tals festgesetzt werden. Der Beschluß kann nur 
gefaßt 'werden, wenn die Einbringung von Sach­
einlagen ausdrücklich und frist gemäß (§ 108 
Abs. 2) angekündigt worden, ist. 

(2) Ohne diese Festsetzung sind Vereinbarun­
gen über Sacheinlagen und die Rechtshandlungen 
zu ihrer Ausführung der Gesellschaft gegenüber 
unwirksain. Ist die Durchführung der Erhöhung 
des Grundkapitals eingetragen, so wird ihre Gül­
tigkeit durch diese Unwirksamkeit nicht berührt. 
Der Aktionär bleibt verpflichtet, den Nennbetrag 
oder den höheren Ausgabebetrag der Aktien ein­
zuzahlen. Die Unwirksamkeit kann durch Sat­
zungsänderung nicht geheilt werden, nachdem 
die Durchführung der Erhöh:ung des Grundkapi­
tals in das Handelsregister eingetragen worden 
ist. 

§ 151. An m eid u n g des Be s chi u s ses. 

(1) Der Vorstand und der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats oder dessen Stellvertreter haben 
den Beschluß über die Erhöhung des Grundkapi­
tals zur Eintragung in das Handelsregister anzu­
nielden. 

301 der Beilagen X. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 31 von 80

www.parlament.gv.at



-------------------

32 301 der ß.eilagen 

(2) In der Anmeldung ist anzugeben, welche 
Einlagen auf das bisherige Grundkapital rück­
ständig sind und warum sie nicht geleistet wer­
den können. 

(3) Das Gericht hat die EIntragung abzulehnen, 
wenn es offensichtlich ist, daß der Wert der Sach­
einlage hinter dem Nennbetrag der dafür zu ge­
währenden Aktien zurückbleibt. 

§ 152. Z eie h n u ng der neu e n Akt i e n. 

(1) Die Zeichnung der neuen Aktien geschieht 
durch schriftliche Erklärung (Zeichnungsschein), 
aus ,der die Beteiligung nach der Zahl, dem 
Nennbetrag uI).d, wenn mehrere Gattungen aus­
gegeben werden, der Gattung der Aktien hervor­
gehen muß. Der 'Zeichnungsschein ist ,doppelt 
auszustellen; er hat zu enthalten: 

1. den Tag, an dem die Erhöhung des Grund­
kapitals beschlossen ist;. 

2. den Ausgabebetrag der Aktien, den Betrag 
der festgesetzten Einzahlungen' sowie den Um­
fang von Nebenverpflichtungen; 

3. die im Fall der Kapitalerhöhung mit Sach­
einlagen vorgesehenen Festsetzungen und, wenn 
mehrere Gattungen ausgegeben werden, den Ge­
samtnennbetrag einer jeden Aktiengattung; 

4. den Zeitpunkt, an dem die Zeichnung un­
verbindlich wird, wenn nicht bis dahin die 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
eingetragen' worden ist. 

(2) Zeichnungsscheine, die diese Angaben nicht 
vollständig oder die außer dem Vorbehalt im 
Abs. 1 Z. 4 Beschränkungen der Verpflichtung 
des Zeichners enthalten, sind nichtig. 

(a) Ist die Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals eingetragen, so kann sich der 
Zeichner auf die Nichtigkeit oder Unverbind­
lichkeit des Zeichnungsscheins nicht berufen, 
wenn er auf Grund des Zeichnungsscheins als 
Aktionär Rechte ausgeübt oder Verpflichtungen 
erfüllt hat. 

(4) Jede nicht im Zeichnungsschein enthaltene 
Beschränkung ist der Gesellschaft gegenüber un­
wirksam. 

§ 153. Be zug s re c h t. 

(1) Jedem Aktionär muß auf sein Verlangen 
ein seinem Anteil an dem bisherigen Grundka­
pital entsprechender Teil der neuen Aktien zu­
geteilt werden. Für die Ausübung des Bezugs­
rechts kann eine Frist von mindestens zwei W 0-

chen bestimmt werden. 

(2) Der Vorstand hat den Ausgabebetrag und 
zugleich eine nach Abs. 1 bestimmte Frist in den 
Bekanntmachungsblättern zu veröffentlichen. 

(3) Das Bezugsrecht kann ganz oder teilweise 

Satzung für die Kapitalerhöhung ·aufgestellten 
Erfordernissen einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel des bei ,der Beschlußfassung vertre­
tenen Grundkapitals umfaßt. Die Satzung kann 
diese Mehrheit ,durch eine größere Kapitalmehr­
heit ersetzen und noch andere Erfordernisse auf­
stellen. 

(4) Ein Beschluß, durch de~ das Bezugsrecht 
ganz oder teilweise ausgeschlossen wird, kann 
nur gefaßt werden, wenn diese Ausschließung 
ausdrücklich und fristgemäß (§ 108 Abs. 2) an­
gekündigt worden ist. 

§ 154. Zu sie her u n gen von Re c h te n 
auf den B e zug neu e r Akt i e n. 

(1) Rechte auf den Bezug neuer Aktien können 
nur unter Vorbehalt des Bezugsrechts der Aktio­
näre (§ 153) zugesichert wer,den. 

(2) Zusidlerungen vor dem Beschluß über die 
Erhöhung des Grundkapitals sind der Gesell­
schaft gegenüber unwirksam. 

§ 155. A n m eId u n gun dEi n t rag u n g 
der Dur c h f ü h run g. 

(1) Der Vorstand und der Vorsitzende des Auf­
sichtsrats oder dessen Stellvertreter haben die 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
zur ,Eintragung in das Handelsregister anzumel-
den. . 

(2) Für die Anmeldung gelten sinngemäß § 28 
Abs. 2 und § 29 Abs. 1. Durch Gutschrift auf 
ein Konto des Vorstands (§ 49 Abs. 3) kann die 
Finzahlung nicht, geleistet werden. 

(3) Der Anmeldung sin~ beizufügen: 
1. die Doppelstücke der Zeichnungsscheine und 

ein vom Vorstand unterschriebenes Verzeichnis 
der Zeichner, das die auf jeden entfallenden Ak­
tien und die auf sie geleisteten Einzahlungen an­
gibt; 

2. im Fall der Kapitalerhöhung mit Sacheinla­
gen die Verträge, die den Festsetzungen nach 
§ 150 zugrunde liegen oder zu ihrer Ausführung 
geschlossen worden sind; 

3. eine Berechnung der Kosten, die für die Ge­
sellschaft durch die Ausgabe der neuen Aktien 
entstehen werden; 

4. wenn die Erhöhung des Grundkapitals der 
behördlichen Genehmigung bedarf, die Geneh­
migungsurkunde. 

(4) Anmeldung und Eintragung der Durchfüh­
rung der Erhöhung des Grundkapitals können 
mit Anmeldung und Eintragung des Beschlusses 
über die Erhöhung verbunden werden. 

nur im Beschluß über die Erhöhung des Grund- (5) Die eingereichten Schriftstücke werden 
kapitals ausgeschlossen werden. In diesem Fall beim Gericht in Urschrift, Ausfertigung oder 
bedarf der Beschluß neben den in Gesetz oder öffentlich beglaubigter Abschrift aufbewahrt. 
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§ 156. W i i k sam wer den" der' K" ap i t a 1-" tretenen Grundkapii:akumfaßr; die Satzung 
er h Ö, h u n g. kann diese Mehrheit durch eine größere Kapii:al~l 

Mit der Eintragung der Durchtührungder Er­
höhung des Grundkapitals ist das, Grundkapital 
erhöht. 

§ 157. Ver ö ff en t1 ich u n g. 

In die Veröffentlichung der Eintragung, der 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
sind außer deren Inhalt der Ausgabebetrag der 
Aktien und die im Fall der Kapitalerhöhung mit 
Sacheinlagen vorgesehenen F.estsetzungen aufzu-' 
nehmen, bei der Veröffentlichung dieser Festset­
zungen genügt die Bezugnahme auf die beim Ge­
richt eingereichten Urkunden. 

§ 158., Ver bot e n e Aus gab e von 
Akt i e nun dZ w.i s c h ~ n sc he i ne n. 

Die neuen Anteilsrechte können vor Ein-
,tragung der Durchführung, der Erhöhung des 

Grundkapitals nicht übertragen, neue Aktien 
und Zwischenscheine können vorher nicht aus­
gegeben werden. Die vorher ausgegebenen neuen 
Aktien und Zwischensdlcine sind nichtig; .für 
den Schaden aus der Ausgabe sind die Ausgeber 
den Besitzern als Gesamtschuldner verantwort-
li~ , 

Z w e i t e rUn t e r a b s c h n i t t. 
Bedingte Kapitalerhöhung. 

§ 159. Vor aus set z u n gen. 

(1) Die Hauptversammlung kann' eine Erhö­
hung des Grundkapitals beschließen, die nur 
S0 weit durchgeführt werden soll, als von einem' 
unentziehbaren Umtausch- oder Bezugsrecht 
Gebrauch gemacht wird, das die Gesellschaft auf 
die neuen Aktien (Bezugsaktien) einräumt 
(bedingte Kapitalerhöhung). 

(2) Die bedingte Kapitalerhöhung darf nur 
zum Zweck der Gewährung von Umtausch­
oder Bezugsrechten an Gläubiger von Wandel­
sruuldverschreibungen oder zur Vorbereitung 
des Zusammenschlusses mehrerer Unternehmun­
gen beschlossen werden. 

(3) Der Nennbetrag des bedingten Kapitals 
darf nicht höher sein als die Hälfte des zur 
Zeit des Beschlusses über die bedingte Kapital-
erhöhung vorhandenen Grundkapitals. , 

(4) Ein dem Beschluß über die bedingte Kapital-
erhöhung entgegenstehender Beschluß der 
Hauptversammlung ist nichtig. 

(5) Die folgenden Vorschriften über das 
Bezugsrecht gelten sinngemäß für das Utntausch­
recht. 

§ 160. E rf 0 r der n iss e des 
B e s ch I u s ses. 

(1) Der Beschluß über die bedingte Kapital­
erhöhung bedarf einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel des bei der Beschlußfassung , ver-

mehrheit ersetzen und noch andere Erforo'ei':';" 
nisse aufstellen. § 149 Abs. 2 und § 154 Abs. 2 
gelten sinngemäß: 

(2) Im Beschluß ~üss~n auch festgestellt 
werden: 

1. der Zweck der bedingten KapitaleI'höhung,: 
2. der Kreis der Bezugsberechtigten, 
3. der Ausgabebetrag oder die Grundlagen; 

wonach dieser Betrag, ,errechnet wird. 

§ 161. B e d i n g te Kap i tal e r h ö h u n g 
mit S ach ein 1 a ge n. 

(1) Wird ein~ Sacheinlage gemacht, so muß 
ihr Gegenstand, die Person, von der die Gesell~ 
schaft den Gegenstand erwirbt, und der Nenn­
betrag der "bei der Sacheinlage zu gewährenden 
Aktien im Beschluß über die bedingte Kapital-; 
erhöhung festgesetzt werden. Als Sacheinlage' 
gilt nicht die Hingabe von Schuldverschreibun­
gen im Umtausch gegen Bezugsaktien. Der, 
Bes,chluß kann nur gefaßt werden, wenn die 
Einbringung von Sacheinlagen ausdrücklich und, 
frist gemäß (§ 108 Abs. 2) angekündigt worden 
ist. 

(2) Ohne diese Festsetzung sind Vereinbarun­
gen über Sacheinlagen und die Rechtshandlungen 
zu ihrer Ausführung der Gesellschaft gegenüber 
unwirksam., Sind die Bezugsaktien ausgegeben," 
so wird die Gültigkeit der bedingten Kapital­
erhöhung durch diese Unwirksamkeit nicht 
berührt. Der Aktionär bleibt verpflichtet, den 
Nennbetrag oder den höheren Ausgabebetrag 
der Bezugsaktien einzuzahlen. Die Un:wirksam­
keit kann durch Satzungsänderung nicht 
geheilt werden, nachdem die Bezugsaktien aus­
gegeben worden sind. 

§ 162. Anmeldung des Beschlusses. 

(1) Der Vorstand und der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats oder dessen Stellvertreter haben 
den Beschluß über die bedingte Kapitalerhöhung 
zur Eintragung in das Handelsregister anzu­
melden. 

(2) Der Anmeldung sind beizufügen: 
1. im Fall der bedingten Kapitalerhöhung mit 

Sacheinlagen die Verträge, die den Festsetzun­
gen na,ch § 161 zugrunde liegen oder zu ihrer 
Ausführung geschlossen worden sind; 

2. eine Berechnung der Kosten, die für die 
Gesellschaft durch die Ausgabe der Bezugs­
aktien entstehen werden; 

3. wenn die Kapitalerhöhung der behördlichen 
Genehmigung bedarf,' die Genehmigungs-
urkunde. 

(3) Das Gericht hat die Eintragung abzulehnen, 
wenn es offensichtlich ist, daß der Wert det 
Sa,cheinlage hinter dem Nennbetrag der dafür 
zu gewährenden Aktien zurückbleibt. 

3 
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(4) Die eingereimten Smi-iftstüCke werden beim 
Gericht in Urschrift, Ausfertigung oder öffent­
lich beglaubigter Abschrift aufbewahrt. 

§ . 163. B e k a n n tm a eh u n g 
t r a gu n g. 

der Ein-

In die Bekanntmamung ,der Eintragung des 
Beschlusses über die bedingte Kapitalerhöhung 
sind außer deren Inhalt die Angaben im § 160 
Abs. 2 und die im § 161 für den Fall·der Ein­
bringung von Sameinlagen vorgesehenen Fest­
setzungen aufzunehmen; für die Festsetzungen 
nam § 161 genügt die Bezugnahme auf die beim 
Gerimt eingereimten Urkunden. 

§ 164. Ver bot e ne Ak ti e n aus gab e. 

smied zwischen dem Ausgabebetrag der zum 
Umtausch eingereichten Schuldverschreibungen 
und dem höheren Nennbetrag der für sie zu 
gewährenden Bezugsaktien gedeckt ist aus dem 
Reingewinn, einer freien Rücklage oder durm 
Zuzahlung des Umtauschberechtigten. Dies gilt 
nicht, wenn der Gesamtbetrag, zu dem die 
Schuldverschreibungen ausgegeben sind, den 
Gesamtnennbetrag der Bezugsaktien erreimt oder 
übersteigt. 

§ 167. Wir k sani wer den der be d i n g­
t e n Kap i tal e r h ö h u n g. 

Mit der Ausgabe der Bezugsaktien ist das 
Grundkapital erhöht. 

Die Bezugsaktien dürfen nicht vor Eintragung § 168. An m eid u n g der Aus gab e von 
des Besmlusses über die bedingte Kapitalerhöhung B e zu g s akt i e n. 
ausgegeben werden. Ein Ansprum des Bezugs­
beremtigten entsteht vor diesem Zeitpunkt 
nicht. Die vorher ausgegebenen Bezugsaktien 
sind nimtig; für den Schaden aus der Ausgabe 
sind die Ausgeber den Besitzern als Gesamt­
schuldner verantwortlim. 

§ 165. B e zug s e r k I ä run g. 

(1) Das Bezugsre<ht wird durm schriftlime 
Erklärung ausgeübt. Die Erklärung (Bezugs­
erklärung) ist doppelt auszustellen; sie hat die 
Beteiligung nam der Zahl, dem Nennbetrag und, 
wenn mehrere Gattungen ausgegeben werden, 
der Gattung der Aktien sQwie die Feststellungen 
nam § 160 Abs. 2, § 161 und den Tag anzu­
geben, an dem der Beschluß über die bedingte 
Kapitalerhöhung gefaßt ist. 

(2) Die Bezugserklärung hat die gleiche Wir­
kung wie die Abgabe einer Zeichnungserklärung. 
Bezugserklärungen, deren Inhalt nicht dem 
Abs. 1 entspricht oder die Beschränkungen der 
Verpflichtung des Erklärenden enthalten, sind 
nimtig. 

(3) Werden Bezugsaktien ungeachtet der 
Nichtigkeit einer Bezugserklärung ausgegeben, so 
kann sich der Erklärende auf die Nimtigkeit 
nicht berufen, wenn er auf Grund der Bezugs­
erklärung als Aktionär Rechte ausgeübt oder 
Verpflichtungen erfüllt hat. 

(~) Jede nicht in der Bezugserklärung ent­
haltene Beschränkung ist der Gesellschaft gegen­
über unwirksam. 

§ 166. Aus gab e der B e zug s akt i e n. 

(1) Der Vorstand darf die Bezugsaktien nur in 
Erfüllung des im Beschluß über die bedingte 
Kapitalerhöhung festgesetzten Zwecks und nicht 
vor der vollen Leistung des Gegenwerts aus­
geben, der sich aus dem Bes·chluß ergibt. 

(2) Die Ausgabe gegen Wandelschuldverschrei­
bungen darf nur geschehen, wenn der Unter-

(1) Der Vorstand hat spätestens innerhalb 
eines Monats nach Ablauf des Geschäftsjahrs 
zur Eintragung in das Handelsregister anzu~. 
melden, in welchem Umfang im abgelaufenen 
Gesmäftsjahr Bezugsaktien ausgegeben worden 
sind. . 

(2) Der Anmeldung sind die Doppelstücke der 
Bezugserklärungen und ein vom Vorstand unter­
schriebenes Ve'rzeichnis der Personen, die das 
Bezugsremt ausgeübt haben, beizufügen; das 
Verzeichnis hat die auf jeden Aktionär ent­
fallenden Aktien und die auf sie gemamten 
Einlagen anzugeben. 

(3) In der Anmeldung hat der Vorstand die 
Erklärung abzugeben, daß die Bezugsaktien nur 
in Erfüllung des im Besmluß über die bedingte 
Kapitalerhöhung festgestellten Zwecks und nicht 
vor der vollen Leistung des Gegenwerts aus ge­
geben worden sind, der sim aus dem Beschluß 
ergibt. 

(4) Die eingereichten Schriftstücke werden beim 
Gerimt in Urschrift, Ausfertigung oder öffent­
lich beglaubigter Abs·chrift aufbewahrt. 

D r i t t e rUn t e r a b s c h n i t t. 

Genehmigtes Kapital. 

§ 169. Vor aus set z u n gen. 

(1) Die Satzung kann den Vorstand für 
höchstens fünf Jahre nach Eintragung der 
Gesellsmaft ermächtigen, das Grundkapital bis 
zu einem bestimmten Nennbetrag durch Aus­
gabe neuer Aktien gegen Einlagen zu erhöhen 
(genehmigtes Kapital). 

(2) Die Ermämtigung kann auch durm 
Satzungsänderung für höchstens fünf Jahre nach 
Eintragung der Satzungsänderung erteilt werden. 
Der BesChluß der Hauptversammlung bedarf 
einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel des 
bei der BeschliIßfassung vertretenen Grund­
kapitals umfaßt; die Satzung kann diese Mehr-
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heit durch eine größere Kapitalmehrheit ersetzen 
und nOCh andere Erfordernisse aufstellen. § 149 
Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(3) Der Nennbetrag des genehmigten Kapitals 
darf nicht höher sein als die Hälfte des zur Zeit 
der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals. 
Die neuen Aktien dürfen nur mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats ausgegeben werden. 

§ 170. Aus gab e der neu e n Akt i e n. 
, ' 

(1) Für die Ausgabe der neuen Aktien gelten 
sinngemäß, soweit sich aus den folgenden Bestim­
mungen nichts anderes ergibt, die §§ 152, 153 
Abs. 1 und 2, §§ 154 bis 158 über die Kapital­
erhöhung; an die Stelle des Beschlusses über die 
Erhöhung des Grundkapitals tritt die Ermächti­
gung der Satzung zur Ausgabe neuer Aktien. 

(2) Die neuen Aktien dürfen nicht ausgegeben 
werden; solange noch ausstehende Einlagen auf 
das bisherige Grundkapital geleistet werden kön­
nen. Für Versicherungsgesellschaften kann die 
Satzung etwas anderes bestimmen. Stehen Ein­
lagen in verhältnismäßig unerheblichem Umfang 
aus, so' hindert dies die Ausgabe der neuen 
Aktien nicht. In der ersten Anmeldung der 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
ist anzugeben, welche Einlagen auf das bisherige 
Grundkapital rückständig sind und warum sie, 
nicht geleistet werden können. 

§ 171. Be d i n gun gen der Akt i e n­
aus gab e. 

(1) über den Inhalt der Aktienrechte, den 
Ausschluß des Bezugsrechts und die sonstigen 
Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der 
Vorstand, soweit die Ermächtigung keine Be­
stimmungen enthält. Der Vorstand darf die Ent­
scheidung nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
treffen. 

(2) Sind Vorzugsaktien ohne Stimmrecht vor­
handen, so können Aktien mit vorhergehenden 
oder gleichstehenden Rechten. nur ausgegeben 
werden, wenn die Ermächtigung dies vorsieht. 

§ 172. Aus gab e ge gen S ach ein 1 a gen. 

(1) Gegen Sacheinlagen dürf,en Aktien nur aus­
gegeben werden, wenn die Ermächtigung dies 
vorsieht. 

(2) Der Gegenstand der Sacheinlage, die Per­
son, von der die Gesellschaft den Gegenstand 
erwirbt, und der Nennbetrag der bei der Sach­
einlage zu gewährenden Aktien sind, wenn sie 
nicht in der Ermächtigung festgesetzt sind, vom 
Vorstand festzusetzen und in den Zeichnungs­
schein a,ufzunehmen. Der Vorstand darf d~e Ent­
scheidung nur mit Zustimmung des Aufsichts­
rats treffen. 

(3) Ohne die vorgeschriebene Festsetzung sind 
Vereinbarungen über Sacheinlagen und die 
Rechtshandlungen zu ihrer Ausführung der Ge-

sellschaft gegenüber unwirksam. Gleiches gilt. 
wenn d~e Festsetzung des Vorstands nicht in den 
ZeiChnungsschein aufgenommen ist. Ist die 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
eingetragen, so wird ihre Gültigkeit durch diese 
Unwirksamkeit nicht berührt. Der Aktionär 
bleibt verpflichtet, den Nennbetrag oder den 
höheren Ausgabebetrag der Aktien einzuzahlen. 
Die Unwirksamkeit kann durch Satzungsände­
rung nicht geheilt werden, nachdem die Durm­
führung der Erhöhung des Grundkapitals in das 
Handelsregister eingetragen worden i&t. 

§ 173. Ver ein bar u n gen übe r S a c h­
ein la gen vor Ein t rag ri n g der G e­

seil s c h a f t. 

Sind vor Eintragung der Gesellschaft Verein-, 
barungen getroffen worden, wonach auf das ge­
nehmigte Kapital eine Sacheinlage zu leisten ist, 
so muß die Satzung die im Fall der Ausgabe 
g,egen Sacheinlagen bezeichneten Festsetzungen 
enthalten. Dabei gelten sinngemäß § 20 Abs. 2, 
§§ 24 bis 27, § 29 Abs. 2 Z. 2, 4 und 5, § 42 über 
die Gründung der Gesellschaft; an die Stelle deI,"' 
Gründer tritt der Vorstand und an die Stelle der 
Anmeldung und Eintragung der Gesellschaft die 
Anmeldung und Eintragung der Durmführung 
der Erhöhung des Grundkapitals. ' 

Vierter Unterabschnitt. 

§ 174. Wa n deI s c h u 1 d vers ehr e i b u n­
gen, G e w i n n s c h u I d ver s ehr e i b u n­

gen. 

(1) Die Ausgabe von Schuldversmreibungen, 
bei denen den Gläubigern ein Umtausch- oder 
Bezugsrecht auf Aktien eingeräumt wird (Wan­
delschuldverschreibungen), oder von Schuldver­
schreibungen, bei denen die Rechte der Gläubi~ 
ger mit Gewinnanteilen von Aktionären in Ver­
bindung gebracht werden (Gewinnschuldver­
schreibungen), ist nur auf Grund eines Beschlus­
ses der Hauptversammlung zulässig. Der Be­
schluß bedarf einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel 'des bei der Beschlußfassung vertre­
tenen Grundkapitals umfaßt. Die Satzung kann 
diese Mehrheit durch eine andere Kapitalmehr­
heit ersetzen und noch andere Erfordernisse auf­
stellen. § 149 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) Wandelschuldverschreibungen und Gewinn­
schuldversmreibungen dürfen nur mit Bewilli­
gung des Bundesministeriums für Finanzen im 
Einvernehmen mit dein Bundesministerium für 
Inneres ausgegeben werden; die Bewilligung ist 
zu erteilen, wenn nich't gesamtwirtschaftliche 
Interessen entgegenstehen. 

(3) Abs. 1 gilt sinngemäß für die Gewährung 
von Genußrechten. 
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(I) Auf Wandelschuldverschreibungen, Ge­
winnsthuldverschreibungen und Genußrechte 
haben die Aktionäre ein Bezugsrecht; § 153 gilt 
sinngemäß. 

DRITTER ABSCHNITT. 

Maßnahmen der Kapitalherabsetzung. 

E r s t e r. 1).n t e r a b s c h n i t t. 

Ordentliche Kapitalherabsetzung. 

§ 175. Vor aus set z u n gen. 

friedigung verlangen können. Die Gläubiger sind' 
in der Bekanntmachung der Eintragung auf die­
ses Recht hinzuweisen. Das Recht, Sicherheits­
leistung zu verlang'en, steht solchen Gläubigern 
nicht zu, die im Fall des Konkurses ein Recht auf 
vorzugsweis,e Befriedigung aus einer nach ges'etz­
licher Vorschrift zu ihrem Schutz errichneten und 
staatlich überwachten Deckungsmasse haben .. 

(2) Zahlungen an die Aktionäre dürfen auf 
Grund der Herabsetzung des Grundkapitals erst 
geleistet werden, nachdem seit der B,ekannt­
machung der Eintragung sechs Monate ver-

(1) Eine Herabsetzung des Grundkapitals kann strichen sind und nachdem den Gläubigern, die 
nur mit einer Mehrheit beschlossen werden, die sich rechtzeitig gemeldet haben, Befriedigung 
~indestens' drei Viert~l des bei der Beschluß- oder Sicherheit gewährt worden ist. Auch eine 
fassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. Die Befreiung der Aktionäre von der Verpflichtung 
Satzung kann diese Mehrheit durch eine größere zur Leistung von Einlagen wird nicht vor dem 
Kapitalmehrheit ersetzen und noch andere Er- bezeichneten Zeitpunkt und nicht vor Befriedi­
fordernisse aufsteHen. gung oder Sicherstellung der Gläubiger wirksam, 

(2) Sind mehrere Gattungen von Aktien (§ 11) die sich rechtzeitig gemeldet haben. 
vorhanden, so bed~rf der. Beschlu~ d~r ~aupt- (3) Das Recht der Gläubiger, Sicherheitsleistung 
versammlung zu semer WIrksamkeIt emes m ge- zu verlangen' ist unabhängiO' davon ob Zahlun­
son~ert.~r ;"'bstimmung gef~.ßte~ BescI:lusses der gen an die Aktionäre auE" Grund' der Herab­
AktlOnare Jeder Gattung; fur dIesen gIlt Abs. ~. \ setzung des Grundkapitals gdeistet werden. 
Der Beschluß kann nur gefaßt werden, wenn dIe 
gesonderte Abstimmung ausdrücklich und frist-
gemäß (§ 108 Abs. 2) angekündigt worden ist. § 179. Kr a f t los e r k I ä run g von 

',(3) In dem Beschluß ist festzusetzen, zu wel-, Akt i ,e n. 
ehem Zweck die Herabs,etzung stattfindet, na- (1) Sollen zur Ausführung der Herabsetzung 
mentlich ob Teile des Grundkapitals zurück- des Grundkapitals Aktien durch Umtausch, Ab­
gezahlt werden sollen. stempelung oder durch ein ähnliches Verfahren 

(4) Das Grundkapital kann herabgesetzt wer- zusammengelegt werden, so kann die Gesell-
den: schaft die Aktien für kraftlos ,erklären, die trotz 

1. durch Herabsetzung des Nennbetrags der Aufforderung nicht bei ihr eing,ereicht worden 
Aktien, sind. Gleiches gilt für eingereichte Aktien, welChe 

2. durch Zusammenlegung der Aktien; diese die zum Ersatz durch neue Aktien nötige Zahl 
ist nur zulässig, soweit der Mindestnennbetragnichterreichen und der Gesellschaft nicht zur 
für Aktien nicht eingehalten werden kann. Verwertung für Rechnung der Beteiligten zur 
Der Beschluß muß die Art der Herabsetzung Verfügung gestellt sind. 

angeben. (2) Die Aufforderung zur Einreichung der 

§ 176 A .' I d d B h I Aktien hat die Kraftloserklärung anZudrohen. 
, • n m e u n g es es c u s s e s'l Die Kraftloserklärung ka'nn nur erfolgen, wenn 
Der Vorstand und der Vorsitzende des Auf- die Aufforderung nach § 58 Abs. 2 veröffentlicht 

sichtsrats oder dessen Stellvertreter haben den worden ist. Sie geschieht durch Veröffentlichung 
Beschluß über die Herabsetzung des Grundkapi- in den Bekanntmachungsblättern. 
tals Zur Eintragung in das Handelsregister anzu- (3) Die an Stelle der für kraftlos erklärten 
melden. Aktien auszugebenden neuen Aktien hat die Ge­

§ 177. Wir k sam wer den der Kap i t a 1-
her a b set z u n g. 

Mit der Eintragung des Beschlusses über die 
Herabsetzung des Grundkapitals ist das Grund­
kapital herabgesetzt. 

sellschaft unverzüglich für Rechnung der Betei~ 
ligten zum Börsenpreis durch Vermittlung eines 
Börsensensals und beim Fehlen eines Börsen­
preises durch öffentliche Versteigerung zu ver­
kaufen. Ist von der Versteigerung am Sitz der 
Gesellschaft kein angemessener Erfolg zu erwar­
ten so sind die Aktien zwecks Erzielung eines 

§ 178. G I ä u b i ger s c hut z. höheren Erlöses an einen anderen Ort zur Ver-
(1) Den Gläubigern, deren Forderungen be- steigerung zu übersenden. Zeit, Ort und Gegen­

gründet worden sind, bevor die Eintragung des stand der Versteigerung sind zu veröffentli~e~. 
Beschlusses bekanntgemacht worden ist, muß, Die Beteiligten sind besonders zu benachnchu­
wenn sie sidl binnen sechs Monaten nach der I gen; die Benachrichtigung kann unterbleiben, 
Bekanntmachung zu diesem Zweck melden, wenn sie untunlich ist. V7röffendich~ng und Be­
Simerheit geleistet werden, soweit. sie nicht Be- nachrichtigung müssen mmdestens VIerzehn Tage 
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vor der Versteigerung ergehen. Der Erlös ist gen und zur Deckung von sonstigen Verlusten 
den Beteiligten auszuzahlen oder, wenn ein bestimmten freien Rücklagen vorweg aufgelöst 
Recht zur Hinterlegung besteht, zu hinterlegen. sind. 

§ 180. Anmeldung der Durchfüh- § 184. Verbot von Zahlungen an die 
run g. Akt ion ä r e. 

(1) Der Vorstand und der Vorsitzende des Auf- Die Beträge, die aus der Auflösung der Rück-
sichtsrats oder dessen Stellvertreter haben die lagen und aus der Kapitalherabsetzung gewonnen 
Durchführung der Herabsetzung des Grund- werden, dürfen nicht zu Zahlungen an die 
kapitals zur Eintragung in das Handelsregister Aktionäre und nicht ,dazu verwendet werden, die 
anzumelden. Aktionäre von der Verpflichtun'g zur Leistung 

(2) Anmeldung und Eintragung der Durch- von Einlagen zu befreien. Sie dürfen nur zum 
führung der Herabsetzung des Grundkapitals Ausgleich von . Wertminderungen, zur Deckung 
können mit Anmeldung und Eintragung des Be- von sonstigen Verlusten und zur Einstellung von 
schlusses über die Herabsetzung verbunden wer- Beträgen in die gesetzliche Rücklage verwendet 
den.. werden; auch eine Verwendung zu einem dieser 

Zwecke ist nur zulässig, soweit sie im BesclJluß 
als Zweck der Herabsetzung angegeben ist. § 181. Herabsetzung unter den 

M i n des t n e n n b e t rag. 
(1) Das Grundkapital kann unter den nach § 7 § 185. Ein s t e Ilu n g von Be t r ä gen in 

zulässigen Mindestnennbetrag herabgesetzt wer- die g e set z I ich e R ü c k lag e bei z u 
h 0 C h a n gen 0 m m e n e n Ver I u s t e n. 

den, wenn dieser durch eine zugleich mit der 
Kapitalherabsetzung beschlossene Kapitaler- Ergibt sich bei Aufstellung der Jahresbilanz für 
hähung, bei der Sacheinlagen nicht bedungen ein Geschäftsjahr, das in den ersten zwei Jahren 
sind, wieder erreicht wird. nach der Beschlußfassung über die Kapitalherab-

(2) Die Beschlüsse sind nichtig, wenn sie und setzung beginnt, daß Wertminderungen und son­
die Durchführung der Erhöhung nicht binnen stige Verluste in der bei der Beschlußfassung 
sechs Monaten nach der Beschlußfassung in das angenommenen Höhe tatsächliclJ nicht eingetre­
Handelsregister eingetragen worden sind; der ten oder ausgeglichen waren, so ist der Unter­
Lauf der Frist ist gehemmt, solange eine An- schiedsbetrag in die gesetzliche Rücklage einzu­
fech~ungs- oder Nichtigkeitsklage anhängig ist stellen. 
oder eine zur Kapitalherabsetzung oder Kapital- I 
erhöhung beantragte behördliche Genehmigung § 186. B es ehr ä n k u n g der Ein s tell. u n g 
noch nicht erteilt ist. Die Beschlüsse und die von B e t r ä gen in die ge set z 11 c h e 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals R ü c k lag e. 
sind gemeinsam in das Handelsregister einzu­
tragen. 

Z w e i t e rUn t er ab s c h n i,t t. 

Vereinfachte Kapitalherabsetzung. 

§ 182. Vor aus set z u n gen. 

(1) Eine Herabsetzung des Grundkapitals, die 
dazu dienen soll, Wertminderungen auszu­
gleichen, sonstige Verluste zu decken oder Be­
träge in die gesetzliche Rücklage einzustellen. 
kann in vereinfa·chter Form vorgenommen wer­
d~n. Im Beschluß ist festzusetzen, daß die Herah­
setzung zu diesen Zwecken stattfindet. 

(2) § 175 Abs. 1, 2 und 4, §§ 176, 177, 179 
bis 181 über die ordentliche Kapitalherabsetzung 
gelten sinngemäß. Daneben gelten die Vorschrif­
ten dieses Unterabschnitts. 

Die Beträge, die aus der Auflösung der Rück­
lagen und aus der Kapitalherabsetzung gewonnen 
werden, dürfen in die gesetzliclJe Rücklage nur 
eingestellt werden, soweit diese zehn vom Hun­
dert des Grundkapitals nicht übersteigt; als 
Grundkapital gilt dabei der Nennbetrag, der sidJ. 
durch die Herabsetzung ergibt, mindestens aber 
der nach § 7 zulässige Mindestnenribetrag. Bei 
der Bemessung der zulässigen Höhe bleiben Be­
träge, die nach der Beschlußfassung über die 
Kapitalherabsetzung nach § 130 Abs. 2 Z. 2 
bis 4 in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, 
auch dal'\n außer Betramt, wenn ihre Zahlung 
auf einem Beschluß beruht; der zugleich mit dem 
Beschluß über die Kapitalherabsetzung gefaßt 
wird. 

§ 187. Ge w i n n aus s eh ü t tun g. 
G 1 ä u b i ger s c hut z. 

§ 183. Auf lös u n g von R ü c k lag e n. (1) Gewinn darf nicht ausgeschüttet werden, 
Die vereinfachte Kapitalherabsetzung ist nur bevor die gesetzliche Rücklage zehn vom Hun­

zulässig, nachdem der zehn vom Hundert des dert des Grundkapitals erreicht hat; als Grund­
nach der Herabsetzung verbleibenden Grund- kapital gilt dabei der Nennbetrag, der sich durch 
kapitah übersteigende Teil der gesetzlimen Rück- die Herabsetzung ergibt, mindestens aber der 
lage und die zum 'Ausgleich von Wertminderun- nach § 7 zulässige Mindestnennbetrag. 
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(2) Die Zahlung eines Gewinnanteils von mehr 
als vier vom Hundert des Grundkapitals ist erst 
für ein Geschäftsjahr zulässig, das später als zwei 
Jahre nach der Beschlußfassung über die Kapital­
herabsetzung beginnt. Dies gilt nicht, wenn die 
Gläubiger, deren Forderungen vor der Veröffent­
lichung der Eintragung des Beschlusses begründet 
worden waren, befriedigt oder sichergestellt sind, 
soweit sie sich binnen sechs Monaten nach der 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses, auf 
Grund dessen die Gewinnverteilung beschlossen 
ist, zu diesem Zweck gemeldet haben; einer 
Sicherstellung von Gläubigern bf!darf es nicht, 
denen im Fall des Konkurses ein Recht auf vor­
zugsweise Befriedigung aus einer nach gesetz­
licher Vorschrift zu ihrem Schutz errichteten und 
staatlich überwachten Deckungsmasse zusteht. Die 
Gläubiger sind in der VeröffentliChung des 
Jahresabschlusses auf die Befriedigung oder 
Sicherstellung hinzuweisen. 

(3) Die Beträge, die aus der Auflösung von 
Rücklagen und aus der Kapitalherabsetzung ge­
wonnen sind, dürfen auch nach diesen Vorschrif­
ten nicht als Gewinn ausgeschüttet werden. 

§ 188. Rückwirkung der Kapital­
her a b set z u n g. 

(1) Im Jahresabschluß für das letzte vor der 
Beschlußfassung über die Kapitalherabsetzung 
abgelaufene Geschäftsjahr können Grundkapital 
und Rücklagen in der Höhe, ausgewiesen <werden, 
wie sie nach der Kapitalherabsetzung bestehen 
'sollen. 

{2) 'In diesem Fall beschließt die Hauptver­
sammlung über den Jahresabschluß. Der Beschluß 
ist zugleich mit dem Beschiuß über die Kapital­
herabsetzung zu fassen. § 125 Abs. 1 2, 4 bis 8 
gilt sinngemäß. 

(3) Die Beschlüsse sind nichtig, wenn der Be­
schluß über die Kapitalherabsetzung nicht binnen 
drei Monaten nach der Beschlußfassung in das 
Handelsregister eingetragen worden ist; der Lauf 
der Frist ist gehemmt, solange eine Artfechtungs­
oder Nichtigkeitsklage anhängig ist oder eine zur 
Kapitalherabsetzung beantragte behördliche Ge­
nehmigung noch nicht erteilt ist. 

§ 189. R ü c k wir k u n g der Kap i t a 1-
herabsetzung bei gleichzeitiger 

Kap i tal e r h ö h u n g. 

(1) Wird im Fall des § 188 zugleich mit der 
Kapitalherabsetzung eine ErhÖhung des Grund­
kapitals beschlossen, so kann auch die Kapital­
erhöhung in dem Jahresabschluß als vollzogen 
berücksIchtigt werden. Die Beschlußfassung ist 
nur zulässig, wenn die neuen Aktien gezeichnet, 
keine Sacheinlagen bedungen sind und wenn auf 
jede Aktie die Einzahlung geleistet ist, die nach 
§ 155 Abs. 2 zur Zeit der Anmeldung der Durch­
führung der Kapitalerhöhung bewirkt sein muß. 
Der Nachweis der Zeichnung und der Einzahlung 

ist dem Notar zu erbringen, der den Beschluß 
über die Erhöhung des Grundkapitals beurkun­
det. 

(2) Sämtliche Beschlüsse sind nichtig, wenn die 
Beschlüsse über die Kapitalherabsetzung und die 
Kapitalerhöhung und die Durchführung der Er­
höhung nicht binnen drei Monaten nach der 
Beschlußfassung in das Handelsregister eingetra­
gen worden sind; der Lauf der Frist ist gehemmt, 
solange eine Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage 
anhängig ist oder eine zur Kapitalherabsetzung 
oder Kapitalerhöhung l::>eantragte behördliche 
Genehmigung noch nicht erteilt ist. Die Be­
schlüsse und die Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals sind g.emeinsam in das Handels­
register einzutragen. 

§ 190. Ge w i n n- und Ver 1 u s t­
re c h nun g. 

In den Fällen der §§ 188, 189 sind in der 
Gewinn- und Verlustrechnung auf der Seite der 
Erträge die aus der Auflösung der Rücklagen und 
aus der Kapitalherabsetzung gewonnenen Beträge 
gesondert auszuweisen. Ferner ist auf der Seite 
der Aufwendungen gesondert anzugeben, ob und 
in welcher Höhe diese Beträge 

a) zum Ausgleich von Wertminderungen, 
b) zur Deckung von sonstigen Verlusten oder 
c) zur Einstellung in die gesetzliche Rücklage 

verwendet werden. 

§ 191. Ver ö ff e n tl ich u n g. 

Die Veröffentlichung des Jahresabschlusses 
nach § 143 darf im Fall des § 188 erst nach Ein­
tragung des Beschlusses über die Kapitalherah­
setzung, im Fall des § 189 erst ergehen, nachdem 
die Beschlüsse über die Kapitalherabsetzung und 
Kapitalerhöhung und die Durchführung de'i" Ka­
pitalerhöhung eingetragen worden sind. 

D r i t te rUn t e ra b s eh n it t. 

Kapitalherabsetzung durch Einziehung von Ak­
tien. 

§ 192. Vor aus set z u n gen. 

(1) Aktien können zwangsweise oder nach Er­
werb durch die Gesellschaft eingezogen werden. 
Eine Zwangseinziehung ist nur zulässig, wenn 
sie in der ursprünglichen Satzung oder durch eine 
Satzungsänderung vor übernahme oder Zeich­
nung der Aktien angeordnet oder gestattet war. 

(2) Bei der Einziehung sind die Vorschriften 
über die ordentliche Kapitalherabsetzung zu be­
folgen. Für die Zahlung des Entgelts, das Aktio­
nären bei einer Zwangseinziehung oder bei einem 
Erwerb von Aktien zum Zwecke der Einziehung 
gewährt wird, und für die Befreiung dieser Ak­
tionäre von der Verpflichtung zur LeistUng von, 
Einlagen gilt § 118 Abs. 2 smngemäß. 
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(3) Die Vorschriften über die ordentliche Ka­
pitalherabsetzung brauchen nicht befolgt werden, 
wenn Aktien, auf die der Nennbetrag oder der 
. höhere Ausgabebetrag voll geleistet ist, 

1. der Gesellschaft unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt oder 

2. zu Lasten des aus der Jahresbilanz sich er­
gebenden Reingewinns oder einer freien Rück­
lage eingezogen werden. 

(4) Auch in den Fällen des Abs. 3 Z. 1 und 2 
kann die Kapitalherabsetzung durch Einziehung 
nur von der Hauptversammlung beschlossen 
werden. Für den Beschluß genügt die einfache 
Stimmenmehrheit; die Satzung kann diese Mehr­
heit durch eine größere ersetzen und noch andere 
Erfordernisse aufstellen. Im Beschluß ist der 
Zweck der Kapitalherabsetzung festzusetzen. 
Der Vorstand und ,der Vorsitzende des Aufsichts­
rats oder dessen Stellvertreter haben den Be­
schluß zur Eintragung in das Handelsregister an­
zumelden. 

(5) In den Fällen des Abs. 3 Z. 1 und 2 ist in 
die gesetzliche Rücklage ein Betrag einzustellen, 
der dem Gesamtnennbetrag der eingezogenen 
Aktien gleichkommt. 

(6) Soweit .es sich um eine durch die Satzung 
angeordnete Zwangseinziehung handelt, bedarf 
es eines Beschlusses der Hauptversammlung nicht. 
In diesem 'Fall tritt für die Anwendung der Vor­
schriften über die ordentliche Kapitalherabset­
zung an die Stelle des Hauptversammlungsbe­
schlussesdie Entscheidung des Vorstands über die 
Einziehung. 

§ 193. Wir k sam wer de n der Ein z i e­
h ung. 

Mit der Eintragung des Beschlusses oder, wenn 
die Einziehung nachfolgt, mit der Einziehung ist 
das Grundkapital um den Gesamtnennbetrag der 
eingezogenen Aktien herabgesetzt. Handelt es 
sich um eine durch die Satzung angeordnete 
Zwangseinziehung, so ist, wenn die Hauptver­
sammlung nicht über die 'Kapitalherabsetzung 
beschließt, ,das Grundkapital mit der Zwangsein­
ziehung herabgesetzt. Zur Einziehung bedarf es 
einer auf Vernichtung der Rechte aus bestimm­
ten Aktien gerichteten Handlung der Gesell-, 
schaft. 

§ 194. Anmeldung der Durchfüh­
rung. 

(1) Der Vorstand und der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats oder dessen Stellvertreter haben die 
Durchführung der Herabsetzung des Grundka­
pitals in das Handelsregister anzumelden. Dies 
gilt auch dann, wenn es sich um eine durch die 
Satzung angeordnete Zwangseinziehung handelt. 

(2) Anmeldung und Eintragung der Durchfüh­
rung der Herabsetzung können mit Anmeldung 
und Eintragung des Beschlusses über die Herab­
setzung verbunden werden. 

SIEBENTER TEIL. 
Anfechtbarkeit ' und Nichtigkeit der Hauptver­
sammlungsbeschlüsse und der vom Vorstand fest­

gestellten Jahresabschlüsse. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Anfechtbar keit. 

§ 195. An fe c h tun g s g r ü n d e. 

(1) Ein Beschluß der Hauptversammlung kann 
wegen Verletzung des Gesetzes oder der Satzung 
durch Klage angefochten werden (Anfechtungs­
klage). 

(2) Die· Anfechtung kann auch darauf gestützt 
werden, daß ein Aktionär mit der Stimmrechts­
ausübung vorsätzlich für sich oder einen Dritten 
gesellschaftsfremde Sondervorteile zum Schaden 
der Gesellschaft oder ihrer Aktionäre zu erlan­
gen suchte und der Beschluß geeignet ist, diesem 
Zweck zu dienen. § 100 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(3)' Stellt die Hauptversammlung den Jahresab­
schluß fest, so kann eine Anfechtung auf eine 
Verletzung der Vorschriften über die Gliederung 
des Jahresabschlusses nicht gestützt werden, wenn 
Klarheit und übersichtlichkeit des Jahresab­
schlusses nur unwesentlich beeinträchtigt sind. 

(4) Eine Verletzung des Gesetzes liegt hinsicht­
lich des Beschlusses über die Verteilung des Rein­
gewinns oder die Entlastung des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats insbesondere auch dann vor, 
wenn die Bestimmungen des § 125 Abs. 6 nicht 
eingehalten worden sind. 

§ 196. Anfechtungsbefugnis. 

(1) Zur Anfechtung ist befugt: 
1. jeder in der Hauptversammlung erschienene 

Aktionär, der gegen den Beschluß Widerspruch 
zur Niederschrift erklärt hat; 

2. jeder in der Hauptversammlung nicht er­
schienene Aktionär, wenn er zu der Hauptver­
sammlung zu Unrecht nicht zugelassen worden 
ist oder die Versammlung nicht gehörig berufen 
oder der Gegenstand der Beschlußfassung nicht 
gehörig angekündigt worden ist; 

3. im Fall des § 195 Abs. 2 jeder Aktionär; 
4. der Vorstand; 
5. 'jedes Mitglied des Vorstands und des Auf­

sichtsrats, wenn sich die Mitglieder des Vorstands 
und des Aufsichtsrats durch die Ausführung des 
Beschlusses strafbar oder ersatzpflichtig machen 
würden. 

(2) Aktionäre sind zu einer Anfechtung, die 
darauf gestützt wird, daß durch den Beschluß 
A,bschreibungen, Wertberichtigungen, Rücklagen 
oder Itückstellungen über das nach Gesetz oder 
Satzung statthafte Maß hinaus vorgenommen 
seien, nur befugt, wenn ihre Anteile zusammen 
den zwanzigsten Teil des Grundkapitals errei­
chen. 
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§ 197. Anfechtungsklage. ZWEITER ABSCHNITT. 

(1) Zur Entsclteidung über die Anfechtungs­
klage ist der für den Sitz der Gesellschaft zustän­
dige, zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Han­
delssachen berufene Gerichtshof erster Instanz 
ausschließlich zuständig. 

(2) Die Klage kann nur innerhalb eines Mo~ 
nats nach der Beschlußfassung erhoben werden. 
Sie ist gegen die_ Gesellschaft zu richten. Die Ge­
sellschaft wird durch Vorstand und Aufsichtsrat 
und, wenn der Vorstand klagt, durch den Auf­
sichtsrat vertreten. 

(3) Die erste Tagsatzung hat nicht vor Ablauf 
der Monatsfrist des Abs. 2 stattzufinden. Mehrere 
Anfechtungsprozesse sind zur gleichzeitigen Ver­
handlung und Ents-cheidung zu verbinden. 

(4) Macht die Gesellschaft glaubhaft, daß ihr 
auf Grund des § 198 Abs. 2 oder von anderen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts gegen den 
klagenden Aktionär ein Ersatzanspruch zusteht 
oder erwachsen kann, so hat das Prozeßgericht 
auf ihren Antrag anzuordnen, daß der klagende 
Aktionär der Gesellschaft angemessene Sicherheit 
leiste. Die. Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über die Festsetzung einer Frist zur Sicherheits­
leistung für Prozeßkosten sind sinngemäß anzu­
wenden. 

(5) Der Vorstand hat die Erhebung der Klage 
und den Termin der ersten Tagsatzung unver­
züglich in den Bekanntmachungsblättern zu ver­
öffentlichen. 

(6) Das Prozeßgericht hat auf Antrag einer 
Partei den Wert des Streitgegenstandes nach den 
gesamten im einzelnen Fall gegebenen Verhält­
nissen unter Berücksichtigung des Interesses der 
Gesellschaft an der Aufrechterhaltung des ange­
fochtenen Beschlusses festzusetzen; das Prozeß­
gericht ist an den vom Kläger in der Klage an­
gegebenen Wert hiebei nicht gebunden. Der An­
trag kann bis zum Schluß der Verhandlung 
(§ 193 Zivilprozeßordnung) gestellt werden; ge­
gen den den Wert des Streitgegenstandes fest­
setzenden Beschluß ist in jedem Fall der Rekurs 
zulässig. 

§ 198. Ur t eil s wir k u n g. 

Nichtigkeit .. 

§ 199. Nie h t i g k eit s g r ü n d e. 

(1) Ein Beschluß der Hauptverslammlung ist 
außer in den FäHen des § 134 Abs.1, § 136 
Abs.4, § 159 Abs. 4, § 181 Abs. 2, § 188 Abs.3, 
§ 189 Albs. 2 nur dann nichtig, wenn 

1. die Hauptversammlung nicht nach § 105 
Abs. 1 und 2 einberufen ist, es sei denn,daß 
alle Aktionäre erschienen oder vertreten sind, 

2. er nicht nach § 111 Abs. 1, 2 und 4 
beurkundet ist, 

3. er mit dem Wesen der Aktiengesellschaft 
unvereinbar ist oder durch seinen Inhalt Vor­
schriften verletzt, die ausschließltich oder über­
wiegend zum Schutze der Gläubiger der Gesell­
schaft oder SOlUst im öffentlich.en, Interesse 
gegeben sind,_ 

4. er durch seinen Inhalt gegen die guten 
Sitten versrößt. 

(2) Die Nichtigkeit eines Hauptversammlungs­
beschlusses -auf Grund eines Üiber eine Anfech­
tungsklage (§ 197) ergangenen Urteils oder eines 
gerichtlichen Beschilusses auf Löschunlg im öffent­
lichen Interesse wegen Verletzung zwingender 
gesetzlicher Vorschriften wird durch A,bs. 1 nicht 
berührt. 

§ 200. H eil u n g d er Nie h t i g k e i t. 

(1) Die Nich6gkeit eines Hauptversammlungs­
bes·chlusses, der entgegen § 111 Abs. 1, 2 und 4 
nicht oder nicht gehörig beurkundet worden ist, 
kmn nicht mehr geltend gemacht werden, wenn 
der Beschluß in das Handelsregister eingetra­
gen ist. 

(2) Ist ein -Hauptversammlungsbeschluß nach 
§ 199 Abs. 1 Z. 1,.3 oder 4 nichtig, so kann die 
Nichtigkeit nicht mehr geltend g,emacht werden, 
wenn der Besch'luß in das Handelsregister ein­
getragen worden ist und seitdem drei Jahre ver­
strichen sind. Eine Löschung des Beschlusses von 
Amts wegen im öffentlichen Interesse wegen 
VerletlJung zwingender gesetzlicher Vorschriften 
(§ 199 Abs. 2) w'ir:d durch den Zeitablauf nicht 
ausgeschlossen. 

. (1) Soweit der Beschluß du~ch Urteil für nich-
tig erklärt ist, wirkt das Urteil für und gegen § 201. 'N ich t i g k e i t ski a g e. 
alle Aktionäre sowie die Mitglieder des Vor- (1) Erhebt ein Aktionär, der Vorstand oder eIn 
stands und des Aufsichtsrats, auch wenn sie nicht,' Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
Partei sind. Der Vorstand hat das Urteil unver- Klage auf- Feststellung der Nichtigkeit eines 
züglich zum Handelsregister einzureichen. War Hauptversammlungsbeschluss.es gegen die GeseIl­
der Beschluß in das Handelsregister eingetragen, schaft, so gelten § 197 Abs. 1, Abs.2 Satz 2,' 
so ist auch das Urteil einzutragen; die Eintra- Abs. 4 bis 6, § 198 sinngemäß. Die Nichtigkeit 
gung des Urteils ist in gleicher Weise wie die des kann auch durch Einrede geltend gemacht 
Beschlusses zu. veröffentlichen. wel"den. 

(2) Für einen Schaden aus unbegründeter An- (2) Mehrere Nichtigkeitsprozesse sind zur 
fechtung sind der Gesellschaft die Kläger, denen gleichzeitig,en Verhandlung und Entscheidung zu 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, verlbinden. Nichtigkeits- "Und Anfechtungs-
als Gesamtschuldner verantwortlich. prozesse können verbunden werden. 
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§ 202. 
st and 

Ni c h t i g k ei t des 
festgestellten 

schlusses. 

vom V 0 r- § 204. A nm e 1 dun gun dEi n t ra gun g 
J a h res a b- der Auf lös u n g. 

(1) Ein vom Vorstand mit Billigung des Auf­
sichtsrats festgestellter Jahresabschlußist außer 
im Fall des § 134 Abs: 1 nur dann nichtig, wenn 

1. der Vorstand oder der Aufsichtsrat bei 
seiner Feststellung nicht ordnungsgemäß mit­
gewirkt haben, 

Der Vorstand hat die Auflösung der Gesell­
schaft zur Eintragung in das Handelsregister 
~.nzumelden. Die Eröffnung und die Ablehnrung 
der Eröffnung des Konkurses (§ 203 Abs. 1 Z. 3 
UM 4) hat das Gericht von Amts wegen ein-
zutragen. 

Z w e i t e rUn te r a b s c h n i t t. 

Abwicklun'g. 

205. Not wen d i g k e i t der 
lu n g. 

Ab w i ck-

2. er mit dem Wesen der Aktiengesellschaft 
unvereinbar ist oder durch seinen Inhalt Vor­
schriften verletzt; die .ausschließlich oder über- § 
wiegend zum Schutze der Gläubiger der Gesell­
schaft oder sonst im öffentlichen Interesse 
gegeben sind. (1) NaCh der Auflösung der Gesellschaft findet 

die Abwicklung statt, wenn nicht über das Ver­
mögen der Ges·ellschaft der Konkurs eröffnet 
worden ist. 

3. er durch seinen Inhalt gegen die gut{'n Sit-
ten verstößt. 

(2) Ist ein J ahresa,bs·chluß nach Abs. 1 Z. 1 
nichtig, so kann die Nichtigkeit nid1t· mehr 
geltend gemacht werden, wenn die Veröffent­
lichung des Jahresabschlusses zum Handels-

, register des Sitzes der Gesells·chaft eingerei,ht ist 
und seitdem sechs Monate verstrichen sind. 

(3) Für die Klage auf Feststellung der Nich­
tigkeit eines Jahresabschlusses gegen die GeseH­
schaft gilt§ 201 sinngemäß. 

. ACHTER TEIL. 

Auflösung und Nichtigkeit der Gesellschaft. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Auflösung. 

Erster Unterabschnitt. 

Auflösungsgründe und Anmeldung. 

§ 203. Auf lös u n g s g r ü nd e. 

(1) Die Aktiengesellschaft wil'd aufgelöst: 

1. durch Ablauf der in der Satzung bestimm­
ten Zeit; 

2. durch Beschluß der Hauptversammlung; 
dieser bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei 
Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt. Die Satzung kann diese 
Mehrheit durch eine größere Kapitalmehrheit 
ersetzen und. noch andel'e Erfordernisse auf­
stellen; 

3. durch die Eröffnung des Konkurses über 
das Vermögen der Gesellschaft; 

4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durd1 
den dle EröffnuIlJg des Konkurses mangels eines 
zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens 
voraussichtlich hinreichenden Vermögens ab­
gelehnt wird. 

(2) Dieser Abschnitt gilt auch, wenn 
Aktiengesellschaft aus anderen Gründen 
gelöst wird~ 

die 
auf-

(2) Bis zum Schluß der Abwicklung sind die 
Vorschriften der vorausgehenden Teile anzuwen­
den, soweit sich aus diesem Unterabschnitt oder 
aus dem Zweck der Abwicklung nichts' anderes 
ergibt. 

§ 206. A b w i c k 1 e r. 

(1) Die Abwicklung besorgen die Vorstands­
mitglieder als Abwickler, wenn nicht die Satzung 
oder ein Beschluß der Hauptversammlung an-. 
dere Personen bestellt. Auch eine juristische Per'­
son kann zum Abwickler bestellt werden . 

(2) Auf Antrag des Aufsichtsrats oder einer 
Minderheit von Aktionären, deren Anteile zu­
sammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 
erreichen, hat das Gericht aus wichtigem Grund 
die Abwickler zu bestellen und abzuberufen. Die 
Aktionäre haben glaubhaft zu machen, daß sie 
seit mindestens drei Monaten Inhaber der Ak­
tien sind; ·zur Glaubhaftmachung genügt eine 
eidesstättige Vers,icherung vor einem Notar. Ab­
wickler, die nicht vom Gericht bestellt sind, kann 
die Hauptversammlung jederzeit abberufen. An­
sprüche aus dem Anstellungsvertrag .werden hie­
durch nicht berührt. 

§ 207. An m eid u n g der Ab wie k I e r. 

(1) Die. ersten Abwicklerhat der Vorstand, 
jeden Wechsel der Abwickler haben diese zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 
Ist bei der Bestellung der Abwickler eine Bestim­
mung über ihre Vertretungsbefugnis getroffen, 
so ist auch· diese Bestimmung anzumelden. 

(2) Der Anmeldung sind die Urkunden über 
die Bestellung oder Abberufung sowie über die 
Vertretungsbefugnis in Urschrift oder öffentlich 
beglaubigter Abschrift für das Gerid1t des Sitzes 
der Gesellschaft beizufügen. 

(3) . Die Bes~ellung oder Abberufung von Ab­
wicklern durch das Gericht wird von Amts 
wegen eingetragen. 

(4) Die Abwickler haben ihre Unterschrift 
Aufbewahrung beim Gericht zu zeichnen. 

zur 
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§ 208. Auf ruf der G I ä u b i ger. 

Die Abwickler haben unter Hinweis auf die 
Auflösung der Gesellschaft die Gläubiger der Ge­
sellschaft aufzufordern, ihre Ansprüch-e anzumel­
den. Die Aufforderung ist dreimal in den Be­
kanntmachungsblättern zu veröffentlichen. 

§ 209. P f I ich t end e r Ab wie k I e r. 

(1) Die Abwickler haben die laufenden Ge­
schäfte zu beenden, die Forderungen einzuzie­
hen, das übrige Vermögen in Geld umzusetzen 
und die Gläubiger zu befriedigen; um schwe­
bende Geschäfte zu beenden, können sie auch 
neue eingehen. 

(2) Die Abwickler haben unverzüglich nach 
Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder der über­
schuldung die Eröffnung des Konkurses oder des 
Ausgleichsverfahrens zu beantragen. 

(3) Im übrigen haben die Abwickler innerhalb 
ihre~ Geschäftskreis·es die Rechte und Pflichten 
des Vorstands; sie unterliegen wie dieser der 
überwachung durch den Aufsichtsrat. 

(4) Das Wettbewerbsverbot des § 79 gilt für sie 
nicht, 

§ 210. V e rt r e tun g der auf gel ö s t e n 
Ge seil sc h a f t dur c h cl i e Ab wie k I e r. 

(1) Die Abwickler vertreten innerhalb ihres 
Geschäftskreises die Gesellschaft gerichtlich und 
a uß-ergerich dich. 

(2) Sind mehrere Abwickler bestellt, so sind, 
wenn in der Satzung oder bei ihrer Bestellung 
nichts anderes bestimmt ist, sämtliche' Abwickler 
nur gemeinschaftlich zur Abgabe von Willenser­
klärungen und zur Zeichnung für die Gesell­
schaft befugt. In der Satzung oder bei der Be­
stellung kann auch bestimmt werden, daß ein­
zelne Abwickler allein zur Vertretung der Gesell­
schaft befugt sein sollen; gleiches kann der Auf­
sichtsrat bestimmen, wenn die Satzung oder ein 
Beschluß der Hauptversammlung ihn hiezu er­
mächtigt hat. Die Abwickler können durch Be­
schluß einzelne von ihnen zur Vornahme be­
stimmter Geschäfte oder bestimmter Arten von 
Geschäften ermächtigen. Ist-eine Willens-erklä­
rung der Gesellschaft gegenüber abzugeben, so 
genügt die Abgabe gegenüber einem Abwickler. 

(3) Die Abwickler haben in der Weise zu zeich­
nen, daß sie der Firma einen die Abwicklung an­
deutenden Zusatz und ihre Namensunterschrift 
hrnzufügen. 

(4) Dritten geg-enüber ist eine Beschränkung 
der Vertretungsbefugnis der Abwickler unwirk­
sam. I 

(5) Prokuristen können nicht bestellt werden. 
Bestehende Prokuren erlöschen und gelten als 
Handlungsvollmachten. Das' Erlöschen der Pro­
kuren ist zum Handelsregister anzumelden. 

§ 211. Er ö ff nun g s b i I a n z, Ja h r e s­
a b s chi u ß und G e s c h ä f t s b e r ich t. 

(1) Die Abwickler haben für den. Beginn der 
Abwicklung eine' Bilanz (Eröffnungsbilanz) und 
weiterhin für den Schluß jedes Jahres.einen 
Jahresabschluß und einen Geschäftsbericht auf­
zustellen; das bisherige Geschäftsjahr der Ges'ell­
schaft kann beibehalten werden. 

(2) Die Hauptversammlung beschließt über die 
Eröffnungsbilanz, den Jahresabschluß und über 
die Entlastung der Abwickler und des Aufsichts­
rats. Für den Jahresabschluß und den Gesch~fts­
bericht gelten sinngemäß § 125 Abs. 1, 2, 4 bis 
8, §§ 127, 128, 142 bis 144. 

(3) Die §§ 131 bis 141 über die Wertansätze 
in der· Jahresbilanz und über die Gliederung 
und die Prüfung des Jahresabschlusses gelten 
nicht. Das Gericht hat jedoch auf Antrag von 
Aktionären, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, 
aus wichtigem Grund eine Prüfung des Jahres­
abschlusses anzuordnen; in diesem Fall gelten 
die §§ 135 bis 141 über die Prüfung des Jahtes-' 
abschlusses sinngemäß. 

(4) Der Jahresabschluß hat den Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Buchführung zu entsprechen. 
Er ist so klar und übersichtlich aufzusteHen, daß 
er einen möglichst sicheren Einblick in die Lage 
der Gesellschaft gewährt. Die Vorschriften des 
Handelsge'setzbuches über die Handelsbücher 
sind anzuwenden. 

(5) Die Vorschriften für den Jahresabschluß 
gelten sinngemäß für die Eröffnungsbilanz. 

§ 212. Ver te i I u n g des Ver m ö gen s. 

(1) Das nach der Berichtigung der Schulden 
verbleibende Vermögen der Gesellschaft wird 
unter die Aktionäre verteilt. 

(2) Die Verteilung geschieht nach dem Ver­
hältnis der Aktiennennbeträge, wenn nicht 
mehrere Gattungen von Aktien mit verschie­
denen Rechten bei der Verteilung des Gesell­
s.chaftsvermögens vorhanden sind. 

(3) Sind die Einlagen nicht auf. alle Aktien 
in demselben Verhältnis geleistet, so werden die 
auf das Grundkapital geleisteten Einlagen 
erstattet und ein übers·chuß nach dem Verhält­
nis der Aktiennennbeträge verteilt. Reicht das 
Vermögen zur Erstattung der Einlagen nicht 
aus, so haben die Aktionäre den Verlust nach 
dem Verhältnis der Aktiennennbeträge zu tra­
gen; die -noch ausstehenden Einlagen sind, soweit 
nötig, ein,zuziehen. 

§ 213. G I ä u b i ger s c hut z. 

(1) Das Vermögen darf nur verteilt werden, 
wenn ein Jahr seit d~m Tag verstrichen ist, an 
dem der Aufruf der Gläubiger (§ 208) zum 
drittenmal veröffentlicht worden ist. 
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(2) Meldet sich ein bekannter Gläubiger nicht, 
so ist der geschuldete Betrag für ihn zu hinter­
legen, wenn ein Recht zur Hinterlegung 
besteht. 

(3) Kann eine Verbindlichkeit zurzeit nicht 
berichtigt werden oder ist sie streitig, so darf 
das Vermögen nur verteilt werden, wenn dem 
Gläubiger Sicherheit geleistet ist. 

§ 214. Sc h I u ß der Ab wie k I u n g. 

(1) Ist die Abwicklung beendet und die Schluß­
rechnung gelegt, so haben die Abwickler den 
Schluß der Abwicklung zum Handelsregister 
anzumelden. Der Schluß der .Abwicklung ist 
einzutragen, die Gesellschaft ist zu löschen. 

(2) Die Bücher und Schriften der Gesellschaft 
sind an einem vom Gericht bestimmten sicheren 
Ort zur Aufbewahrung auf sieben Jahre zu 
hinterlegen. 

(3) Das Gericht hat auf Antrag eines Aktionärs· 
oder eines Gläubigers diesem aus wichtigem 
Grund die Einsicht der Bücher und Schriften 
zu gestatten. 

(4) Stellt sich nachträglich heraus, daß weitere 
Abwicklungsmaßnahmen nötig sind, so hat auf 
Antrag eines Beteiligten das Gericht die bis­
herigen Abwickler neu· zu bestellen oder andere 
Abwickler zu berufen. 

§ 215. F<;>rtsetzung ei.ner aufge-
lös t enG e seil s c h a f t. 

(1) Ist eine Aktiengesellschaft durch Zeit ablauf 
oder durch. Beschluß der Hauptversammlung 
aufgelöst worden, so kann die Hauptversamm­
lung, solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Aktionäre begonnen ist, 
die Fortsetzung der Gesellschaft beschließen. Der 
Beschluß bedarf einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel des bei der Beschlußfassung ver­
tretenen Grundkapitals umfaßt; die Satzung 
kann diese Mehrheit durch eine größere Kapital­
mehrheit ersetzen und noch andere Erforder­
nisse aufstellen. 

(2) . Gleiches gilt, wenn die Gesellschaft durch 
die Eröffnung des Konkurses aufgelöst,· der 
Konkurs aber nach Abschluß eines Zwangs­
ausgleichs (§ 157 Konkursordnung) oder mangels 
Teilnahme oder Vermögens (§ 166 Konkursord­
nung) oder mit Einverständnis der Gläubiger 
(§ 167 Konkursordnung) aufgehoben worden ist. 

(3) Die Abwickler haben die Fortsetzung der 
Gesellschaft zur Eintragung in das Handels­
register anzumelden; sie haben bei der Anmel­
dung nachzuweisen, daß noch nicht mit der Ver­
teilung des Vermögens der Gesellschaft unter 
die Aktionäre begonnen worden ist. 

(4) Der Fortsetzungsbeschluß hat keine Wir­
kung, bevor er in das Handelsregister des Sitzes 
der Gesellschaft eingetragen worden ist. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Nichtigkeit der Gesellschaft. 

§ 216. K 1 a ge auf Nie h ti ger k 1 ä run g. 

(1) Enthält die Satzung nicht die nach § 17 
wesentlichen Bestimmungen oder ist eine dieser 
Bestimmungen nichtig, so kann jeder Aktionär 
und jedes Mitglied des Vorstands und des Auf­
sichtsrats klagen, daß die Gesellschaft für nichtig 
erklärt werde. Auf andere Gründe kann die 
Klage nicht gestützt werden. 

(2) Ist der Mangel nach §. 217 heilbar, so kann 
die Klage erst erhoben werden, nachdem ein 
Klageberechtigter di,e Gesellschaft aufgefordert 
hat, den Mangel· zu beseitigen, und sie binnen 
drei Monaten dieser Aufforderung nicht nach­
gekomme;'l ist. 

(3) Die Klage kann nur binnen einem Jahr 
nach Eintragung der Gesellschaft erhoben wer­
deil. Eine Löschung der Geselischaft von Amts 
wegen aus einem Grund, aus dem nach Abs. 1 
und 2 die Klage auf Nichtigkeit erhoben werden 
könnte; oder aus dem Grund des Mangels eines 
Vermögens wird durch den Zeitablauf nicht 
ausgeschlossen. 

(4) Für die Klage gelten § 197 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 2 und 3, Abs. 3 bis 6, § 198 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, § 201 Abs. 2 sinngemäß; der Vorstand 
hat eine Abschrift der Klage und des rechts­
kräftigen Urteils zum Handelsregister einzu­
reichen; Das Urteil ist einzutragen und die Ein­
tragung zu veröffentlichen. 

§ 217. He i I u n g der Nie h ti g k e i t. 

Ein Mangel, der die Bestimmungen über die 
Firma. oder den Sitz der Gesellschaft, den 
Gegenstand des Unternehmens, die Zusammen­
setzung des Vorstands oder die Form der Ver­
öffentlichungen der Gesellschaft betrifft, kann 
unter Beachtung der Vorschriften über Satzungs­
änderungen geheilt werden. 

§ 218. Wir k u n g der "E i n t rag u n g der 
Nie h t i g k e i t. 

(1) Ist die Nichtigkeit einer Gesellschaft auf 
Grund rechtskräftigen Urteils oder einer Ent­
scheidung des Registergerichts in das Handels­
register eingetragen, so findet die Abwicklung 
nach den Vorschriften über die Abwicklung bei 
Auflösung statt. 

(2) Die Wirksamkeit der im Namen der 
Gesellschaft vorgenommenen Rech tsgeschäfte 
wird durch die Nichtigkeit nicht berührt. 

(3) Die Gesellschafter haben die bedungenen 
Einlagen zu leisten, soweit es zur Erfüllung der 
eingegangenen . Verbindlichkeiten nötig ist. 
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NEUNTER TEIL. (3) Ein Beschluß der Hauptversammlung, der 
Verschmelzung. sich auf die Aufhebung des Verschmclzungsver­

trags richtet, ist während der Vertragsdauer dem 
ERSTER ABSCHNITT. anderen Teile gegenüber unwirksam. 

Verschmelzung von Aktiengesellschaften. § '222. A n wen dun g d 'e r Vor s ehr i f t e n 
§ 219. We se n der Ver sc h m e 1 z u n g. übe r die Na c hg r ü n dun g. . 

Aktienges.ellschaften können unter Ausschluß Wird der Verschmelzungsvertragin d,en ersten 
der Abwicklung vereinigt (vers,chmolzen) wer- zwei Jahren seit Eintragung der übernehmenden 
den. Die Verschmelzung kann erfolgen: Gesellschaft in das Handelsregister geschlossen, so 

1. durch Veräußerung des Ve~mögens der Ge- gelten § 45 Abs. 2 und 3 und § 46 Abs. 1 bis 4 
s,ellschaft (übertragende Gesellschaft) als Ganzes. über die Nachgründung sinngemäß. Dies gilt 
an eine andere Gesellschaft (übernehmende Ge- nicht, wenn der Gesamtnennbetrag der zu ge­
sdlschaft) gegen Gewährung von Aktien dieser währenden Aktien den zehnten Teil des Grund­
Gesellschaft (Verschmelzung durch Aufnahme)j kapitals dieser Gesellschaft nicht übersteigtj wird 

2. durch Bildung einer neuen Aktiengesell- zur Durchführung der Verschmelzung das 
schaft, auf die das Vermögen jeder der sich verei- Grundkapital erhöht, so ist der Berechnung das 
nigenden Gesellschaften als Ganzes gegen Ge- erhöhte Grundkapital zugrunde zu legen. 
währung von Aktien der 11'euen Gesellschaft 
übergeht (Verschmelzung durch Neubildung). § 223. Er h ö h u n g des G run d kap i tal s 

E r s t e rUn t e r a b s c h n i t t. 

Verschmelzung durch Aufnahme. 

§ 220. Be sc h 1 ü s s e der Hau p t V e r­
sam m 1 u n gen. 

(1) Die VerschI1).dzung durch Aufnahme ist 
nur zulässig, wenn die Hauptversammlung jeder 
Gesellschaft sie beschließt. Eines Beschlusses der 
Hauptversammlung der übernehmenden Gesell­
schaft bedarf es nicht, wenn der Gesamtnennbe­
trag der zu gewährenden Aktien den zehnten 
Teil des Grundkapitals dieser Gesellschaft niCht 
überstecigtj wird zur Durchführung der Ver­
schmelZung das Grundkapital erhöht, so ist der 
Berechnung das erhöh1)e Grundkapital zugrunde 
zu legen. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit; die 
mindestens drei Viertel des bei der Beschlußfas­
sung vertretenen Grundkapitals umfaßtj die 
Satzung kann diese Mehrheit durch eine größere 
Kapitalmehrheit ersetzen und hoch andere Erfor­
derniss'e aufstellen. Die übernehmende Gesell­
schaft kann die Verschmelzung auch nach' den 
Vorschriften beschließen, die die Satzung für die 
Beschlußfassung über die Erhöhung des Grund-
kapitals vorsieht. . . 

§ 221. Ver s c h m e 1 z un g s y e r t rag. 

zur Dur c h f ü h run g der Ver s c h m e 1-
zung. 

(1) Erhöht die übernehmende Gesellschaft zur 
Durchführung der Verschmelzung das Grund­
kapital, so sind § 149 Abs. 4, § 151 Abs., 2, 
§§ 152, 153, 154 Abs. 1, § 155 Abs. 2 und 3 
Z. 1 nicht anzuwendenj dies gilt auch dann, 
wenn das Grundkapital durch Ausgabe neuer 
Aktien auf Grund der Ermächtigung nach § 169 
erhöht wird .. 

(2) Der Vorstand hat außer den im' § 155 
Abs. 3 Z. 2 bis 4 bez,eichneten SchriftstÜcken den 
Verschmelzungsvertrag und die Niederschriften 
der VerschmelZungsbeschlüsse in Ausfertigung 
oder öffentlich beglaubigter Abschrift zum Han­
delsregister einzureichen. 

§ 224. Dur c h f ü h r 11 n g der Ver s c h m e 1-
zung. 

(1) Die Verschmelzung kann 'ohne Erhöhung 
des Grundkapitals durchgeführt werden, soweit 
die übernehmende Ges,ellschaft Aktien der über­
tragenden Gesellschaft oder eigene Aktien .be­
sitzt. 

(2) Leistet die übernehmende Gesellschaft bare 
Zuzahlungen, so dürfen diese nicht den zehnten 
Teil des Gesamtnennbetrags der gewährten 
Aktien der übernehmenden Gesellschaft über­
steigen. 

(1) Der Verschmelzungsvertrag bedarf der 
notariellel1 Beurkundung. § 225. An me I dun g der Ver sc h me 1-

zung. 
(2) Soll die Wirkung d,es Verschmelzungsver­

trags erst nach mehr als zehn Jahren eintreten, 
so können beide Teile den Vertrag nach zehn 
Jahren mit halbjähriger Frist kündigenj gleiches 
gilt, wenn der Vertrag unter einer Bedingung 
geschlossen und .die. Bedingung binnen ,zehn 
Jahren nicht eingetreten ist. Die Kündigung ist 
stets nur zulässig für den Schluß des Geschäfts­
jahrs der Gesellschaft, der gegenüber die Kündi­
gung erklärt wird. 

(1) Der Vorstand jeder Gesellschaft hat die 
Verschmelzung Zur Eintragung in das Handels'­
register des Sitzes seiner Gesellschaft anzumelden. 

(2) Der Anmeldung sin'd der Verschmelzungs­
vertrag, die Niederschriften der Verschmelzungs­
beschlüsse in Ausfertigung oder öffentlich beglauc. 
bigter Abschrift sowie, wenn die Verschmelzung 
der behördlichen Genehmigung bedarf, die Ge­
nehmigungsurkunde beizufügen. 
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(3) Der Anmeldung zum Handelsregister des 
Sitzes der übertragenden Gesellsmaftist ferner 
eine Bilanz der übertragenden Gesellsmaft bei­
zufügen, die für einen hömsten sems Monate vor 
der Anmeldung liegenden Zeitpunkt aufgestellt 

, worden ist (Smlußbilanz). Für diese Bilanz gelten 
die Vorsmriften über die Jahresbilanz sinn­
gemäß; sie braucht nimt veröffentlimt werden. 

§ 226. Ei n t rag u n g der Ver s c h m e 1-
z ung. 

(1) ,Wird Zur Durchführung der Versmmelzung 
das Grundkapital erhöht, so darf die Versmmel­
zung nimt eingetragen werden, bevor die Durch­
tUl!lung oer .erhöhung des Grundkapitals der 
übernehmenden Gesellsmaft im Handelsregister 
eingetragen worden ist. 

(2) Die übertragende Gesellsmaft hat einen 
Tt;euhänder für den' Empfang der zu gewähren­
den Aktien zu bestellen. Die Verschmelzung darf 
erst eingetragen werden, wenn der Treuhänder 
dem Gerimt angezeigt hat, daß er im Besitz der 
Aktien ist. 

(3) Mit der Eintragung der Versmmelzung in 
das Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaft geht das Vermögen dieser Gesell­
smaft einsmließlim' der Smulden auf die über­
nehmende Gesellsmaft über. Treffen dabei aus 
gegenseitigen Verträgen, die zur Zeit der Ver­
smmelzung von keiner Seite vollständig erfüllt 
sind, Abnahme-, Lieferungs- oder ähnlime Ver­
pflimtungen zusamme~, die miteinander unver­
einbar sind oder die beide zu erfüllen eine 
schwere Unbilligkeit für die übernehmende Ge­
sellschaft bedeuten würde, so bestimmt sich der 
Umfang der Verpflimtungen nach Billigkeit 
unter Würdigung der vertraglimen Remte aller 
Beteiligten. 

(4) Mit der Eintragung der Versmmelzung in 
das Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellsmaft erlischt diese. Einer besonderen 
Löschung der übertragenden Gesellsmaft bedarf 
es nimt. 

(5) Der Mangel der notariellen Beurkundung 
des Verschmelzungsvertrags wird durch die Ein­
tragung geheilt. 

(6) Das Gerimt des Sitzes der übertragenden 
Gesellsmaft hat von Amts wegen die bei ihm 
aufbewahrten Urkunden und sonstigen Smrift­
stü<ke nach der Eintragung der Verschmelzung 

. dem Gericht des Sitzes der übernehmenden Ge­
sellschaft zur Aufbewahrung zu übersenden. 

(7) Für den Umtausm der Aktien der über­
tragenden Gesellsmaft gilt § '67, bei Zusammen­
legung von Aktien § 179 über die Kraftlos­
erklärung, von Aktien sinngemäß; einer Ge­
nehmigung des Gerimts bedarf es nimt. 

§ 227. GI äub i ger s c hut z. 

(1) Den Gläubigern der übertragenden Gesell­
smaft ist, wenn sie sich binnen sems Monaten 
nam der Veröffentlimung de'r Eintragung der 
Verschmelzung in das Handelsregister des Sitzes 
der übertragenden Gesellsmaft zu diesem Zwecke 
melden, Simerheit zu leisten, . soweit sie nimt 
Befriedigung verlangen können. Die Gläubiger 
sind in der Veröffentlimung der Eintragung auf 
dieses Remt hinzuweisen. 

(2) Das Remt, Simerheitsleistung zu verlangen, 
steht solchen Gläubigern ni mt zu, die im Fall 
des Konkurses ein Remt auf vorzugsweise Be­
friedigung aus einer nam gesetzlimer Vorschrift 
zu ihrem Smutz errichteten und behördlich 
überwamten Deckungsmasse haben. 

§ 228. Wer t ans ätz e der übe rn e h­
m end enG ,e seIl s c h a f t. 

(1) Die in der Smlußbilanz der übertragenden 
Ges,ellschaft angesetzten Werte gelten für die 
J ahresbilanz,en der übernehmenden Gesellschaft 
als Anschaffungskosten im Sinne des § 133 Z. 1 
bis 3. 

(2) übersneigt der Gesamtnennbetrag odel;" 
der höhere Gesamtausgabebetrag der für die 
Veräußerung des Vermögens der übertragenden 
Gesellschaft gewährten Aktien di.e in der Schluß­
bilanz , angesetzten Werte der einzelnen Ver­
mögensgegenstände, so darf der Unterschied, je­
doch nur gesondert, unter die Posten des An­
lagevermögens aufgenommen werden; der ein­
gesetzte Betrag ist durch angemessene jährlime 
Absmreibungen zu tilgen. 

§ 229. Sc ha den e r s atz p f1 ich t der 
Ver wal tun g s t r ä ger der übe r t r a­

gen den G e seil s c h a f t. 

(1) Die Mitglieder des Vorstands und des Auf­
sichtsrats der übertragenden Gesellsmaft sind als 
Gesamtschuldner zum Ersatz des Smadens ver­
pflichtet, den diese Gesellschaft, ihre Aktionäre 
und Gläubiger durch die Versmmelzung erlei­
den. Mitglieder, die bei der Prüfung der Ver­
mögenslage der Gesellschaften und beim Ab­
schluß des Verschmelzungsvertrags ihre Sorg­
faltspflimt beobamtet haben, sind von der Er­
satzpflimt befreit. 

(2) Für diese Ansprüch1e sowie weitere An­
sprüme, die sim für und gegen die übertragende 
Gesellschaft nam den allgemeinen V orsmriften 
auf Grund der' Versmmelzung ergeben, gilt die 
übertragende Gesellsmaft als fortbestehend. 
Forderungen und Schulden vereinigen sich inso­
weit durm die Versmmelzung nimt. 

(3) Die Ansprüme aus Abs. 1 verjähren in fünf 
Jahren seit Eintragung der Verschmelzung in das 
Handelsregist,er des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaft. 
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§ 230. Dur c h f ü h run g des S c h a cl e n­
e r s atz ans p r u c h s. 

(1) Die Ansprüche nach § 229 Abs. 1 und 2 
können nur durch einen besonderen Vertreter 
geltend gemacht werden. Das Gericht des Sitzes 
der übertragenden Gesellschaft hat einen Ver­
treter auf Antrag eines Aktionärs oder eines 
Gläubigers dieser Gesellschaft zu bestellen. An­
tragsberechtigt sind nur solche Aktionäre, die 
ihre Aktien bereits gegen Aktien der über­
nehmenden Gesellschaft umgetauscht haben, und 
nur solche Gläubiger, die von der übernehmen­
den Gesellschaft keine Befriedigung erlangen 
können. 

(2) Der Vertreter hat unter Hinweis auf den 
Zweck seiner Bestellung die Aktionäre und die 
Gläubiger der übertragenden Gesellscqaft aufzu­
fordern, die Ansprüche nach § 229 Abs.' 1 und 2 
innerhalb einer angemessenen Frist, die min­
destens einen Monat zu betragen hat, anzu­
melden. Die Aufforderung ist in den Bekannt­
machungsblättern der übertragenden Gesellschaft 
Zu veröffentlichen. 

(3) Den Betrag, der aus der Geltendmachung 
der Ansprüche der übertragenden Gesellschaft 
erzielt wird, hat der Vertreter zur Befriedigung 
der Gläubiger der übertragenden Gesellschaft zu 
verwenden, soweit diese nicht durch die über­
nehmende Gesellschaft befriedigt oder sicherge­
stellt sind. Der Rest wird unter die Aktionäre 
verteilt, für die Verteilung gilt § 212 Abs. 2 
und 3 sinngemäß. Gläubiger und Aktionäre, die 
sich nicht fristgemäß gemeldet haben, werden 
bei der Verteilung nicht berücksichtigt. 

(4) Der besondere Vertreter hat Anspruch auf 
Ersatz der notwendigen baren Auslagen und auf 
angemessene Entlohnung für seine Mühewaltung. 
Diese Beträge bestimmt das Gericht. Es bestimmt 
nach den gesamten Verhältnissen des einzelnen 
Falls, in welchem Umfang die Auslagen und die 
Entlohnung von beteiligten Aktionären und 
Gläubigern zu tragen sind. Gegen die Entschei­
dung kann Rekurs erhoben werden, gegen die 
Entscheidung des Gerichts zweiter Instanz ist 
der Rekurs ausgeschlossen. 

§ 231. Sc h ade n e r s atz p fl ich t der 
Ver wal tun g s t r ä g er der übe r n e h­

m end enG e seil s c h a f t. 

(1) Die Ersatzpflimt der Mitglieder des Vor­
stands und des Aufsichtsrats der übernehmenden 
Gesellschaft richtet sich nach den §§ 84, 99 und 
den anderen Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts. 

(2) Die Verjährung der Ersatzansprüme nach 
den §§ 84, 99 beginnt mit der Eintragung der 
Versdlmelzung in das Handelsregister des Sitzes 
der übernehmenden Gesellschaft oder, wenn die 

Verschmelzung in das Handelsregister der über­
tragenden Gesellschaft später eingetragen worden 
ist, erst mit dieser Eintragung. 

§ 232. A n f e c h tun g des Ver s c h m e 1-
zu n g s b e s chi u s ses der übe r t rag e n­

den Gesellschaft. 

Nach Eintragung der Verschmelzung in das 
Handelsregister des Sitzes der übertragenden Ge­
sellschaft ist eine Anfechtung des Verschmel­
zungsbeschlusses dieser Gesellchaft gegen die 
übernehmende Gesellschaft zu richten. 

Z we i t e rUn t e r a b s c h n i t t. 

Verschmelzung durch Neubildung. 

§ 233. (1) Bei Verschmelzung von Aktiengesell­
schaftendurch Bildung einet neuen Aktiengesell­
schaft gelten sinngemäß § 220 Abs. 1, Satz 1, 
Abs. 2 Satz 1, § 221, § 224 Abs. 2, § 225 Abs. 2 
und 3, § 226 Abs. 2, 5 bis 7, §§ 227 bis 230, 
§ 232; jede der sich ver,einigenden Gesellschaften 
gilt als übertragehde und die neue Gesellschaft 
als übernehmende; außerdem gelten die folgen­
den Vorschriften: 

(2) Wird der Verschmelzungsvertrag in den 
ersten zwei Jahren seit der Eintragung einer der 
beiden Gesellschaften ins Handelsregister ge­
schlossen, so gelten § 45 Abs. 2 und 3, § 46 
Abs. 1 bis 4 sinngemäß. 

(3) Die Satzung der neuen Gesellschaft und die 
Bestellung ihrer Aufsichtsratsmitglieder bedürfen 
der Zustimmung der Hauptversammlung der sich 
vereinigenden Gesellschaften. 

(4) Für die Bildung der neuen Gesellschaft 
gelten die Gründungsvorschriften der §§ 17, 21, 
22, 23, 32, 34 Abs. 1 sinngemäß. Festsetzungen 
über Sondervorteile, Gründungsaufwand, Sach­
einlagen und Sachübernahmen (§§ 19, 20), die in 
den Satzungen der sich vereinigenden Gesell­
schaften enthalten waren, sind in die Satzung 
der neuen Gesellschaft zu übernehmen. § 145 
Abs. 3 über die Änderung dieser Festsetzungen 
bleibt unberührt. 

(5) Die V orstände de~ sich vereinigenden Ge­
sellsmaften haben die neue Gesellschaft bei dem 
Gericht, in dessen Sprengel sie ihren Sitz hat, 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumel­
den. Die Verschmelzung darf nicht eingetragen 
werden, bevor die neue Gesellsdllft eingetragen 
worden ist. Mit der Eintragung der neuen Gesell­
schaft geht das Vermögen der übertragenden 
Gesellschaften einschließlich der Schulden auf die 
neue Gesellschaft über. Treffen dabei aus gegen- • 
seitigen Verträgen, die zur Zeit der Verschmel­
zung von keiner Seite vollständig erfüllt sind, 
Abnahme-, Lieferungs- oder ähnliche Verpflich­
tungen zusammen, die miteinander unvereinbar 
sind oder die beide zu erfüllen eine smwere Un­
billigkeit für die qbernehmende Gesellsmaft be-
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deuten würde, so bestimmt sich der Umfang der 
Verpflichtungen nach Billigkeit unter Würdigung 
der vertraglichen Rechte aller Beteiligten. 

(6) Mit der Eintragung der neuen Gesellschaft 
erlöschen die übertragenden Gesellschaften. Einer 

· besonderen Löschung der übertragenden Gesell­
schaften bedarf es nicht. 

(7) In die Veröffentlichung der Eintragung der 
neuen Gesellschaft sind außer deren Inhalt aufzu­
nehmen: 

.1. der Name, die Beschäftigung und der Wohn­
ort der Mitglieder des ersten Aufsichtsrats, 

· 2. die Bestimmungen des. Verschmelzungsver­
trags über die Zahl und, wenn mehrere Gattun­
gen bestehen, die Gattung der Aktien, die die 
neue Gesellschaft den Aktionären der übertragen­
den Gesellschaften gewährt, und über die Art 
und den Zeitraum der Zuteilung dieser Aktien. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Verschmelzung einer Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung mit einer Aktiengesellschaft. 

§ 234. (1) Eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung kann mit einer Aktiengesellschaft durch 
Veräußerung des Vermögens der Gesellschaft 
als Ganzes an die Aktiengesellschaft gegen Ge­
währung von Aktien dieser Gesellschaft ver­
schmolzen werden. 

(2) Für die Verschmelzung gelten, soweit sich 
aus Abs. 3 und 4 nichts anderes ergibt, die §§ 220, 
221, 223 bis 227, §§ 231;. 232 sinngemäß; an die 
Stelle des Vorstands und der Hauptversammlung 
der übertragenden Aktiengesellschaft treten die 
Geschäftsführer und die Generalversammlung der 
Gesellschafter der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung. 

(3) Der Verschmelzungsbeschluß der General­
versammlung der Gesellschafter bedarf einer 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen. . Der Gesellschaftsvertrag kann diese 
Mehrheit durch eine größere ersetzen und noch 
andere Erfordernisse aufstellen. Der Beschluß 
muß notariell beurkundet werden. 

(4) Wird der Verschmelzungsvertrag in den 
ersten zwei Jahren seit der Eintragung einer der 

· beiden Gesellschaften ins Handelsregister ge­
schlossen, so gelten § 45 Abs. 2 und 3, § 46 
Abs. 1 bis 4 sinngemäß. 

(~) Die Geschäftsführer und, wenn ein Auf­
siclltsrat bestellt ist, die Aufsichtsratsmitglieder 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung sind 
als Gesamtschuldner zum Ersatz des Schadens ver­
pflichtet, den die Gesellschaft, ihre Mitglieder und 
ihre Gläubiger durch die Verschmelzung erleiden. 
Gesd1äftsführer und Aufsichi:sratsmitglieder, die 
bei Prüfung der Vermögens lage der Gesellschaf­
ten und bei Abschluß des Verschmelzungsvertrags 
die Sorgfalt eines ordentlimen Geschäftsleiters 

angewendet haben, sind von der Ersatzpflicht 
befreit. § 229 Abs. 2 und 3, § 230 gelten, sinn­
gemäß. 

ZEHNTER TEIL. 
Vermögensübertragung. Gewinngemeinschaft. 

. § 235. Ver s t a a t I ich u n g. 

(1) Eine Aktiengesellschaft kann ihr Vermögen 
als Ganzes unter Ausschluß der Abwicklung auf 

. den Bund, ein Bundesland oder eine Gemeinde 
übertragen. . . 

(2) Für die übertragende Gesellschaft gelten 
§ 240 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, §§ 221, 225, 
226 Abs. 3 bis 5, §§ 227 bis 230 und 232 S1On­
gemäß. 

§ 236. Ver m ö gen s übe r t rag u n gau f 
ein e n' Ver sie her u n g s ver ein auf 

G e gen s ei t i g k e i t. 

(1) Eine Aktiengesellschaft, die den Betrieb von 
Versicherungsgeschäften zum Gegenstand hat, 
kann ihr Vermögen als Ganzes unter Ausschluß 
der Abwicklung auf einen Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit übertragen. 

(2) Für die Vermögensübertragung gelten, so­
weit sich aus den folgenden Vorschriften nichts 
anderes ergibt, § 220 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Satz 1, §§ 221, 225, 226 Abs. 3 bis 5, §§ 227 
bis 232 sinngemäß. 

(3) Der Beschluß der obersten Vertretung des 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit bedarf 
einer Mehrheit die mindestens drei Viertel der 
abgegebenen Stimmen umfaßt. Die Satzung kann 
diese Mehrheit durch eine größere ersetzen und 
noch andere Erfordernisse aufstellen. ' 

(4) Die übertragende Gesellschaft hat einen 
Treuhänder für den Empfang des Entgelts zu 
bestellen. Die Vermögensübertragung darf erst 
eingetragen werden, wenn der Treuhänder dem 
Gericht anzeigt, daß er' im Besitz des Entgelts ist. 

(5) Der die Vermögensübertragung genehmi­
gende Bescheid der Versicherungsaufsichtsbehörde 
ist zum Handelsregister einzureichen. 

§ 237. Ver m ö gen s übe r t rag u n gin 
a n der e r W eis e. 

(1) Eine übertragung des ganzen Gesellschafts­
vermögens einer Aktiengesellschaft, die nicht 
unter die §§ 219 bis 236 fällt, ist nur auf Grund 
eines Beschlusses der Hauptversammlung zulässig. 
Der Bechluß bedarf einer Mehrheit, die min­
destens drei Viertel des bei der Beschlußfassung 
vertretenen Grundkapitals umfaßt; die Satzung 
kann diese Mehrheit durch eine größere Kapital­
mehrheit ersetzen und nom andere Erfordernisse 
aufstellen. . 

(2) Der Vertrag, durch den sim die Gesellschaft 
zur Vermögensübertragung verpflichtet, bedarf 
der notariellen Beurkundung. 
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(3) Wird aus Anlaß der übertragung des Ge­
sellschaftsvermögens die Auflösung der Gesell­
schaft beschlossen, so gelten die §§ 205 bis 214; 
die Abwickler sind zu den Geschäften und 
Rechtshandlungen befugt, die die Ausführung der 
beschlossenen Maßregel mit sich bringt. Der An­
meldung der Auflösung der Gesellschaft ist der 
Vertrag in Ausfertigung oder öffentlich beglau­
bigter Abschrift beizufügen. 

§ 238. G e vi i n n gern ein s c h a f t. 

(1) Ein Vertrag, durch den sich eine Aktien­
gesellschaft verpflichtet, an eine andere Person 
ihren Gewinn ganz oder teilweise abzuführen, 
bedarf zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung 
der Hauptversammlung, wenn die Gesellsruaft 
nach diesem Vertrag allein oder in Zusammen­
hang mit anderen Verträgen mehr als drei Viertel 
ihres gesamten Gewinns abzuführen hat. 

(2) Der Zustimmung der Hauptversammlung 
bedarf auch ein Vertrag, durch den eine Aktien­
gesellschaft einem anderen den Betrieb ihres Un­
ternehmens verpachtet oder sonst überläßt oder 
in dem sie ihr Unternehmen für Rechnung eines 
anderen zu führen übernimmt. 

(3) Die Beschlüsse bedürfen einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei der Beschluß­
fassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. Die 
Satzung kann diese Mehrheit durru eine größere 
Kapitalmehrheit ersetzen und noch andere Er­
fordernisse aufstellen. 

ELFTER TEIL. 
Umwandlung. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Umwandlung einer Aktiengesellschaft in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

§ 239. Vor aus set z u n gen. 

(1) Eine Aktiengesellschaft kann durch Be­
schluß der Hauptversammlung in eine Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung umgewandelt 
werden. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei der Beschluß­
fassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. Die 
Satzung kann diese Mehrheit durch eine grö­
ßere Kapitalmehrheit ersetzen und noch andere 
Erfordernisse aufstellen. 

(3) Im Beschluß sind die Fi~ma und die weiteren 
zur Durchführung der Umwandlung nötigen 
Sa tzungsänderungen festzus·etzen. 

(4) Der Nennbetrag der Geschäftsanteile kann 
abweichend von dem Nennbetrag der Aktien 
festgesetzt werden, der abweichenden Festsetzung 
muß jeder Aktionär zustimmen, der durch sie 
gehindert wird, dem Gesamtnennbetrag seiner 
Aktien entsprechend sich zu beteiligen. 

§ 240. Anmeldung des Umwan"d-
1 un g s b e s chI us ses. 

(1) Zugleich mit dem UmwandlungsbesChluß 
sind die Geschäftsführer zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. Der Anmeldung 
muß eine von den Anmeldenden" unterschriebene" 
Liste der Gesellschafter beigefügt sein, aus der 
ihr Name, ihre Beschäftigung, ihr Wohnort 
sowie der Betrag der Stammeinlage eines jeden 
Gesellschafters ersichtlich ist. Soweit Aktionäre 
unbekannt sind, ist dies unter Bezeichnung der 
Aktienurkunde und des auf die Aktie entfallen­
den Geschäftsanteils anzugeben. 

(2) Der Anmeldung ist die Bilanz beizufügen, 
die der Umwandlung zugrunde gelegt ist. 

§ 241. Wir k u n g der Ein t rag u n g. 

Von der Eintragung der Umwandlung an be­
steht die Gesellschaft als Gesellschaft mit be~ 
schränkter Haftung weiter. Das Grundkapital ist 
zum Stammkapital, die Aktien sind zu Geschäfts­
anteilen geworden, die an einer Aktie bestehen­
den Rechte Dritter bestehen an dem Geschäfts­
anteil weiter, der an ihre Stelle tritt. Sieht der 
Gesellschaftsvertrag einen Aufsichtsrat vor, so 
bleiben die Mitglieder des bisherigen Aufsichts­
rats als Mitglieder des neuen Aufsichtsrats im 
Amt, wenn die Hauptverammlung nichts anderes 
beschließt. 

§ 242. U m tau s c h der Akt i e n. 

Für den Umtausch der Aktien gegen Geschäfts­
anteile gilt § 67, bei Zusammenlegung von Aktien 
§ 179 über die Kraftloserklärung von Aktien 
sinngemäß; einer Genehmigung des Gerichts be­
darf es nicht: 

§ 243. G 1 ä u b i ger s c hut z. 

Den Gläubigern der Gesellschaft, deren For~ 
derungen vor der Veröffentlichung der Eintra" 
gung der Umwandlung in das Handelsregister 
begründet sind, ist, wenn" sie sich binnen sechs 
Monaten nach der Veröffentlichung der Eintra­
gung zu diesem Zwecke melden, Sicherheit zu 
leisten, soweit sie nicht Befriedigung verlangen 
können. Die Gläubiger sind in der Veröffent­
lichung auf dieses Recht hinzuweisen. 

§ 244. W i der s p r e ehe n d e G e" s e 11-
sc h a f t e r. 

(1) Jeder Aktionär, der gegen die Umwandlung 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat, kann 
seinen Geschäftsanteil der Gesellschaft zur Ver­
fügung stellen. Die Geschäftsführer können den 
Gesellschaftern hiefür eine Ausschlußfrist von 
mindestens drei Monaten setzen. Die Fristsetzung 
ist erst nach der Eintragung der Umwandlung 
zulässig. Sie ist, wenn der Gesellschafter bekannt 

301 der Beilagen X. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)48 von 80

www.parlament.gv.at



301 der Beilagen 49 

ist, ihm besonders mitzuteilen, sonst ist sie drei- § 247. G r ü n dun gs p r ü fun gun d V e r-
. mal in den Bekanntmachungsblättern zu ver- a n t w 0 r t 1 ich k e i t der G e s e 11-
öffentlichen. . sc ha f t e r. 

(2) Die der Gesellschaft zur Verfügung gestell­
ten Geschäftsanteile sind durch die Gesellsdlaft 
für Rechnung des Gesellschafters durch öffentliche 
Versteigerung zu verkaufen. § 179 Abs. 3 Satz 2 
bis 6 gilt sinngemäß. 

(3) Durch Abs. 1 und 2 wird das Recht des 
Gesellschafters, seinen Geschäftsanteil selbst zu 
veräußern, n:icht berührt. 

. (4) Satzungsmäßige Verfügungsbeschränkungen 
stehen einer Veräuß'erung nach Abs. 2 und 3 nicht 
entgegen. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Umwandlung einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung in eine Aktiengesellschaft. 

§ 245. Vor aus set z u n gen. 

(1) Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
kann durch Beschluß der Generalversammlung 
in eine Aktiengesellschaft umgewandelt werden. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes über Gesell­
schaften mit beschränkter Haftung betreffend 
Abänderungen "des Gesellschaftsvertrages sind 
anzuwenden. Ist die . Abtretung der Geschäfts­
anteile von der Genehmigung einzelner Gesell­
schafter abhängig, so bedarf der Umwandlungs­
beschluß zu seiner Wirksamkeit ihrer Zustim­
mung. Sind Gesellschaftern außer der Leistung 
'Von Kapitaleinlagen noch andere Verpflichtungen 
gegenüber der Gesellsroaft auferlegt und können 
diese Verpflichtungen wegen der einschränkenden 
Bestimmung .des § 50 bei der Umwandlung nicht 
aufrechterhalten werden, so bedarf der Umwand­
lungsbeschluß zu seiner Wirksamkeit der Zu­
stimmung dieser Gesellschafter. 

(3) Im Beschluß sind die Firma, die Art der 
Zusammensetzung des V orstands u~d ,des Auf­
sichtsrats und die weiteren zur Durchführung 
der Umwandlung nötigen Abänderungen des 
Gesellschaftsvertrags festzusetzen. 

§ 246. Dur c h f ü h run g der 
U m w a n d I u n g. 

(1) Die Gesellschafter, die für die Umwandlung 
gestimmt haben, sind in der Niederschrift 
namentlich anzuführen. 

(2) Die Gesellschafter haben den ersten Auf­
sichtsrat zu bestellen; die Bestellung bedarf nota­
rieller Beurkundung. Wenn ein Aufsichtsrat schon 
für die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
bestand, können sie seine Mitglieder im Amt 
bestätigen. 

(:3) Die Geschäftsführer haben eine Bilanz auf­
zustellen, die den §§ 129, 13i und 133 über den 
Jahresabschluß entsprechen muß. 

(1) Für die Umwandlung gelten, soweit sich 
aus den folgenden Vorschriften nichts anderes 
e.rgibt, die §§ 19, 20,24 bis 27, §§ 31, 39 bis 47 
smngemäß; den Gründern stehen gleich die Ge­
sellschafter, die für die Umwandlung gestimmt 
haben. 

(2) Im Bericht nach § 24 sind der Geschäfts­
verlauf und die Lage ·der Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung darzulegen und die Bilanz 
des § 246 Abs. 3 zu. erläutern. " 

(3) Die Prüfung durch einen oder mehrere be­
sondere Prüfer nach § 25 Abs. 2 hat ~n jedem 
Fall stattzufinden. Sie hat sich namentlich darauf 
zu erstrecken, ob die Bilanz den gesetzlichen Vor­
schriften entsprechend aufgestellt ist. 

(4) Die Frist'von zwei Jahren nach§ 45 Abs. 1 
wird von der Eintragung der Umwandlung in 
das Handelsregister gerechnet. 

§ 248. A n m eid u n g des U m w a n d I u n g s­
b e s chi u s ses. 

(1) Zugleich mit dem Umwandlungsbeschluß 
sind die ;Y orstandsmitglieder zur Eintragung in 
das Handelsregister anzumelden. Eine Ausferti­
gung oder öffentlich beglaubigte Abschrift der 
Urkuriden über die Bestellung des Vorstands 
und des. Aufsichtsrats ist beizufügen. Der An­
meldung sind ferner die Prüfungsberichte der 
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
sowie der Prüfer nebst ihren urkundlichen 
Grundlagen beizufügen. 

(2) Der Anmeldung ist die Bilanz des § 246 
Abs. 3 beizufügen. 

§ 249. lnh"alt der Veröffentlichung 
der Ein t rag u n g. 

In die Veröffentlichung der Eintragung der 
Umwandlung sind außer deren InhaIt der Name, 
die Beschäftigung und der Wohnort der Mit­
glieder des ersten Aufsichtsrats aufzunehmen. 
§ 33 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 250. Wir k u n g der Ein t rag u n g. 

Von der Eintragung der Umwandlung an be­
steht die Gesellschaft als Aktiengesellschaft wei­
ter. Das Stammkapital ist zum Grundkapital, 
die Geschäftsanteile sind zu Aktien geworden; 
die an einem Geschäftsanteil bestehenden Rechte 
Dritter bestehen an der Aktie weiter, die an 
seine Stelle tritt. 

§ 251. Ver ö ff e n t1 ich u n g der B i I a n z. 

Unverzüglich nach der Eintragung hat der 
"Vorstand jn den Bekanntmachungsblättern die 
Bilanz des § 246 Abs. 3 zu veröffentlichen. 

4 
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§ 252. U m tau s c h der G e s c h ä f ts­

an t eil e. 

Für den Umtausch der Geschäftsanteile gegen 
Aktien gilt § 67, bei Zusammenlegung von Ge­
schäftsanteilen § 179 über die Kraftloserklärung 
von Aktien sinngemäß; einet Genehmigung des 
Gerichts bedarf es nicht. 

§ 253. W i der 5 p r e c h end e G e s e 11-
sc h a f t e r. 

(1) Jeder Gesellschafter, der gegen die Umwand­
lungWiderspruch zur Niederschrift erklärt hat, 
kann seine Aktie der Gesellschaft zur Verfügung 
stellen. Der Vorstand kann den Aktionären hie­
für eine Ausschlußfrist von mindestens drei 
Monaten setzen. Die Fristsetzung ist erst nach 
der Eintragung der Umwandlung zulässig. Sie 
ist, wenn der Aktionär bekannt ist, ihm beson­
ders mitzuteilen, sonst ist sie dreimal in den 
Bekanntma'chungsblättern zu veröffentlichen. 

(2) Die der Gesellschaft zur Verfügung ge­
stellten Aktien sind durch die Gesellsrltaft für 
Rechnung des Aktionärs zum Börsenpreis, beim 
Fehlen eines solchen durch öffentliche Versteige­
rung zu verkaufen; § 179 Abs. 3 Satz 2 bis 6 
gilt sinngemäß. 

(3) Durch Abs. 1 und 2 wird das Remt des 
Aktionärs, seine Aktien selbst zu veräußern, 
nicht berührt. 

(4) Satzungsgemäße Verfügungsbeschränkungen 
stehen einer Veräußerung nach Abs. 2 und 3 
nicht entgegen. 

ZWöLFTER TEIL. 
§ 254. Z u 1 ass u n gau s 1 ä n dis c her 

Akt i eng e seIl s c h a f t e n. 

Die Zulassung einer ausländischen Aktiengesell­
schaft zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit im 
Inland bedarf, unbeschadet zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen, der Bewilligung des nach dem 
Gegenstand des Unternehmens zuständigen Bun­
desministeriums. 

DREIZEHNTER TEIL. 
Strafvorschriften. 

§ 255. Akt i e n r e c h t 1 ich e U n t r e u e. 

Wer als Mitglied des Vorstands oder des Auf­
sichtsrats oder als Abwickler vorsätzlich 'zum 
Nachteil ,der Gesellschaft handelt, macht sich 
eines' Verbrechens schuldig und wird mit Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahr, bei cr~ 
schwerenden Umständen bis zu fünf Jahren be­
straft; wenn jedoch der Schaden 10.000 S über­
s'teigt, ist die Strafe schwerer Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren. 

§ 256. U n r ich t i g e Dar s tell u n g. 

Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichstrats 
oder Abwickler, die 

1. in ihren Darstellungen, in ihren übersichten 
über den Vermögensstand der Gesellschaft, in 
den den Abschlußprüfern oder sonstigen Prüfern 
gegebenen Auskünften oder ~n Vorträgen und 
Auskünften in der Hauptversammlung die Ver­
hältnisse der Gesellschaft unwahr darstellen oder 
verschleier:n, 

2. im Geschäftsbericht über die Tatsachen des 
§ 128 Abs. 2 Z. 1 bis 9 falsche Angaben machen 
oder erhebliche Umstände verschweigen, 

machen sich eines Vergehens schuldig und wer­
den hiefür, unbeschadet der Ahndung der Tat 
nach einem anderen Gesetz, mit Geldstrafe bis 
zu 100.0.00 S oder mit Arrest von sechs Monaten 
bis zu einem Jahr, bei sehr erschwerenden Um­
ständen bis zu zwei Jahren bestraft. 

§ 256 a. S tim in re c h t s m i ß b rau c h. 

Eines Vergehens macht sich schuldig und wird 
hiefür, unbeschadet der Ahndung der Tat nach 
einem anderen Gesetz, mit Geldstrafe bis zu 
100.000 S oder ~it Arrest von sechs Monaten 
bis zu einem Jahtr, bei sehr erschwerenden Um­
ständen bis zu zwei Jahren bestraft: 

1. wer die Aktien eines anderen, zu dessen 
Vertretung er nicht hefugt ist, ohne dessen Ein­
willigung zur Ausübung des Stimmrechts in der 
Hauptversammlung oder, zur Ausübung eines 
der in den §§ 106, 112, 118, 122, 125 Abs. 7, 
§§ 136, 195, 206, 216, 230 genannten Rechte 
benutzt; 

2. wer Aktien, für die er das Stimmrecht nach 
§ 114 Abs. 4 bis 7, § 118 Abs. 1 Satz 2 nicht 
ausüben darf, einem anderen zum Zwecke der 
Ausübung des Stimmrechts überläßt, sowie wer 
solche Aktien zur Ausübung des Stimmrechts 
benutzt. 

§ 256 b. Ver 1 e-t z u n g der V e r­
s c h wie gen h e i t s p f 1 ich t. 

Eines Vergehens macht sich schuldig und wird 
hiefür, unbeschadet der Ahndting der Tat nach 
einem anderen Gesetz, mit Geldstrafe bis zu 
10'0.000 S oder mit Arrest von sechs Monaten 
bis zu einem Jahr, bei sehr erschwerenden Um­
ständen bis zu zwei Jahren bestraft: 

1. wer als Prüfer oder als Gehilf,e eines Prüfers 
seine Pflicht zur Verschwiegenheit verletzt oder 
unbefugt Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, die 
er bei W;thrnehmung seiner Obliegenheiten er­
fahren hat, veJ;'wertet; 

2. wer als Vorsitzender des Aufsichtsrats einer 
Prüfungsgesellschaft oder als sein Stellvertreter 
die durch Einsicht eines Berichts erlangten Kennt. 
nisse verwertet, ohne daß es die Erfüllung der 
überwachungspflicht des Aufsichtsrats fordert. 

§ 257. Zwangsstrafen. 

(1) Die Vorstandsmitglieder oder die Abwickler 
sind, unbeschadet der allgemei.nen handelsrecht-
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lichen Vorschriften, zur Befolgung der § 33gungsurkunde ist gemäß § 148 Abs. 1 der An­
Abs. 3, §§ 81, 89 Abs. 1, § 95 Abi. 2 und 3, meldung zur Eintragung in das Handelsregister 
§ 104 Abs. 2, § 112 Abs. 3, § 121 Abs. 1 bis 3, beizufügen. Die aufsichtsbehördliche. Genehmi­
§ 125 Abs. 1, 4 bis 6, §§ 126, 127, 128 Abs. 4, gung ist zU erteilen, wenn das öffentliche Inter­
§ 136 Abs. 1 und 4, §§ 138, 144, 197 Abs. 5, esse nicht entgegensteht. Formelle Änderungen 
§ 207 Abs. 1, § 211 Abs. 1 und 2, § 214 Abs. 2 (§ 145 Abs. 1 Satz 2) bedürfen keiner aufsichts­
vom Gericht durch Zwangsstrafen bis zu behördlichen Genehmigung; sie sind jedoch der 
10.000 S anzuhalten. Das gleiche gilt für die Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Für die Genehmi­
Aufsichtsratsmitglieder hinsichtlich § 128 Abs. 4 gung der Satzung der im Abs. 2 genannten 
und § 144. Aktiengesellschaften gilt § 26 Abs. 1 und 5 des 

(2) Die Anmeldungen zum Handelsregister nach Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60. . 
den §§ 28, 38, 45, 148 Abs. 1, §§ 151, 155, 162, 
176 192 Ab 4 §§ 215 225 Ab 1 § 233 Ab 5 (4) An den Versammlungen und Sitzungen der , s. , , s. , s. , 
§§ 240, 248 werden nicht erzwungen; Für die Organe von im Abs. 1 genannten Aktiengesell­
Einreichung der der Zahl der Zweigniederlassun- schaften können Vertreter der Aufsichtsbehörde 
gen entsprechenden Stückzahl der Anmeldungen teilnehmen. Sie überwachen die Einhaltung der 
gelten die allgemeinen handelsrechtlichen Vor- Rechtsvorschriften und der sich aus den Ge­
schriften. nehmigungen und der Satzung ergebenden Ver-

VIERZEHNTER TEIL 
Sonderbestimmungen für öffentliche Verkehrs­

unt.ernehmungen, Unternehmungen des. Post­
und Fernmeldewesens, gemeinnützige Bauver­
einigungen und Unternehmungen, die Bank- oder 
Sparkassengeschäfte betreiben (Kreditunterneh­
mungen). 

§ 258. (1) Für Jahresabschlüsse von Aktien­
gesellschaften, bei denen die Erwerbung oder Aus­
übung einer eiseribahnredttlichen Konzession zum 
Gegenstand des Unternehmens gehört oder die 
Unternehmungen auf dem Gebiet ·der Schiffahrt 
betreiben, gelten, wenn diese Geschäftszweige den 
Hauptbetrieb darstellen, unbeschadet einer weite­
ren Gliederung die §§ 131 und 132 nur insoweit, 
als nicht in der Anlage 1 für sie besondere Form­
blätter vorgesehen sind; § 133 gilt sinngemäß. 

(2) Bei Aktiengesellschaften, bei denen die Er­
werbung oder Ausübung einer eisenbahnrecht­
lichen Konzession zum Gegenstand des Unter­
nehmens gehört, kann, wenn dieser Geschäfts­
zweig den Hauptbetrieb darstellt, die Hauptver­
sammlung beschließen, daß die aktienrechtliche 
Abschlußprüfung durch die aufsichtsbehördliche 
Prüfung des Jahresabschlusses ersetzt wird. Diese 
hat sinngemäß nach Maßgabe der §§ 134, 138, 
139 und 140 zu erfolgen. Diese Bestimmungen 
finden auch Anwendung auf Aktiengesellschaften, 
für die das Bundesministerium für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft hinsichtlich des Post- und 
Fernmeldewesens Aufsichtsbehörde ist. 

(3) Die im Abs. 1 genannten Aktiengesell­
schaften dürfen nur dann in das Handelsregister 
eingetragen werden, wenn die aufsichtsbehörd­
liche Genehmigung der Satzung erfolgt ist. Diese 
Genehmigung tritt an die Stelle der im § 29 
Abs. 2 Z. 5 für den Gegenstand des Unter­
nehmens vorgesehenen Genehmigung. Bei solchen 
Aktiengesellschaften ist auch zur Eintragung 
einer Änderung der Satzung die aufsichtsbehörd­
liche Genehmigung erforderlich. Die Genehmi-

pflichtungen. Für die im Abs. 2 genannten 
Aktiengesellschaften gilt § 13 des Eisenbahn­
gesetzes 1957. 

(5) Die im Abs. 2 genannten Aktiengesell­
schaften, die dem Heimfallsrecht unterliegen und 
deren Aktienkapital satzungsgemäß innerhalb 
der Konzessionsdauer zu tilgen ist, haben in die 
Satzung alle für die Einziehung der Aktien maß­
gebenden Bestimmungen aufzunehmen. Hiebei 
sind folgende Vorschriften zu beachten: 

1. Die Einziehung der Aktien hat nach den 
Vorschriften über die Kapitalherabsetzung zu er­
folgen, wobei das Grundkapital nicht unter 
100.000 S herabgesetzt werden darf; 

2. die Einziehung der Aktien darf nur gegen 
Gewährung des Nennbetrages der Aktien ge­
schehen; 

3. in die Satzung sind der Zeitpunkt des Be­
ginnes der Einziehung und die Art und Weise, 
wie die einzuziehenden Aktien bestimmt werden. 
aufzunehmen; 

4. die Satzung kann bestimmen, daß zur 
Durchführung der Einziehung alljährlich ein be­
stimm ter Betrag einem besonderen Vermögens­
stock zuzuweisen ist. Diese Zuweisungen dürfen 
nur aus dem Gewinn oder aus freien Rücklagen 
der Gesellschaft oder aus solchen Mitteln ge­
schehen, die der Gesellschaft zu diesem Zweck 
von anderer Seite zur Verfügung gestellt werden. 
Die dem Vermögensstock zugewiesenen Beträge 
sind von dem sonstigen Betriebsvermögen abzu­
sondern und in einer ihrem Zweck entsprechen­
den Weise anzulegen. Die Einziehung von Aktien 
aus den Mitteln des Vermögensstockes steht einer 
Einziehung nach § 192 Abs. 3 Z. 2 gleich; 

5. die Satzung kann ferner bestimmen, daß 
den Inhabern der einzuziehenden Aktien ein 
Anspruch auf weitere Teilnahme am Gewinn der 
Gesellschaft und im Falle ihrer Auflösung ein 
Anteil an dem nach der Rückzahlung des Aktien­
kapitals verbleibenden Vermögen der Gesellschaft 
zu gewähren ist. 
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.§ 259. (1) Die Jahresabschlüsse von Aktien­
gesellschaften, die auf Grund der hiefür gelten­
den gesetzlichen Bestimmungen als gemeinnützige 
Bauvereinigungen anerkannt sind, sind unbescha­
det einer weiteren Gliederung nach dem in der 
Anlage 2 enthaltenen Formblatt aufzustellen. 

(2) Für die im Abs. 1 genannten Aktiengesell­
schaften gilt § 133 sinngemäß, die §§ 134 bis 141 
gelten nicht. 

S 260. Für Aktiengesellschaften, die Bank- oder 
Sparkassengeschäfte betreiben (Kreditunter­
nehmungen), gelten § 131 Abs. 1, 4 und 6 und 
§ 132 Abs. 1 nicht. Für die Gliederung der 
Jahresbilanz sowie der Gewinn- und Verlustrech­
nung gelten die allgemeinen Bestimmungen über 
die Gliederung der Jahresabschlüsse der Kredit­
unternehmungen. 

F-qNFZEHNTER 'q,IL. 
Obergangs- und Schlußbestimmungen. 

ERSTER ABSCHNITT. 

o§ 261. In kr a f t t r e t end e s Akt i eng e­
set z e s 1963. Auf lös u n g von Akt i e n­

g e seIl s c h a f t e n von Amt s weg e n. 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1965 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in 
Kraft. 

(2) Soweit die Satzung einer Aktiengesellschaft 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht 
entspricht, ist die Anpassung der 'Satzung zu be­
schließen und bis zum 30. September 1965 zum 
Handelsregister einzureichen. Für den Beschluß 
genügt die einfache Mehrheit des bei der Be­
schlußfassung vertretenen Grundkapitals; § 145 
Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. Sofern gemäß 
§ 1 Abs. 3 und § 19 des Schillingeröffnungs­
bilanzengesetzes, BGBI. Nr. -190/1954, für die 
Umstellung ein späterer Termin als ,der vorbe­
zeichnete bestimmt ist, ist die Anpassung der 
Satzung binnen einem Monat nach diesem Ter­
min zum Handelsregister einzureichen. 

(3) Gesellschaften, die eine den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes entsprechende Satzung nicht 
rechtzeitig eingereicht haben, ist eine Nachfrist 
von sechs Monaten mit der Androhung zu setzen, 
daß sie nach fruchtlosem Ablauf der Nachfrist 
aufgelöst werden. Die Auflösung darf nur wegen 
solcher Mängel erfolgen, die im Beschluß, mit 
dem die Nachfrist gesetzt wurde, bezeichnet 
worden sind. Aktiengesellschaften, deren zum 
Handelsregister innerhalb der Nachfrist einge­
reichte Satzung nicht den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzesentsprieht oder deren, wenn auch 
an dieses Bundesgesetz angepaßte Satzung nicht 
innerhalb der Nachfrist zum Handelsregister ein­
gereicht wird, sind vom Gericht von Amts wegen 
aufzulösen. Die Auflösung tritt mit dem Tag 
ihrer Eintragung in das Handelsregister in Wirk­
samkeit; 

N ach dem S chi II i n ger ö ff nun g s­
bilanzenge_setz umgestellte und 
nie h turn g e s tell t e G e seil s c h a f t e n. 

§ 262. (1) Der Mindestnennbetrag des Grund- 0 

kapitals einer nach Abschnitt III des Schilling­
eröffnungsbilanzengesetzes umgestellten Aktien­
gesellschaft beträgt 500.000 S, falls nicht gemäß 
§ 30 Abs. 2 des Schillingeröffnungsbilanzen­
gesetzes ein niedrigerer Betrag festgesetzt worden 
ist. Wenn im Zug der Umstellung -oder einer 
gleichzeitigen oder späteren Kapitalerhöhung das 
Grundkapital mit einem Betrag unter 1,000.000 S 
festgesetzt worden ist oder wird, so gilt dieser 
Betrag als der Mindestnennbetrag des Grund­
kapitals; wenn in diesen Fällen das Grundkapital 
mit einem Betrag über 1,000.000 S festgesetzt 
worden ist, gelten §§ 7 und 181 Abs. 1. 

(2) Desgleichen bleibt ein gemäß § 16 Abs. 4 
des Schillingeröffnungsbilanzengesetzes mit 200 S 
festgesetzter oder ein gemäß § 30 Abs. 2 des 
Schillingeröffnungsbilanzengesetzes genehmigter 
Aktiennennbetrag gültig. 

§ 263. Auf Aktiengesellschaften, die nicht nadl 
Abschnitt III des Schillingeröffnungsbilanzen­
gesetzes umgestellt sind, finden bis -zu ihrer Um­
stellung oder Auflösung nach § 51 des Schilling­
eröffnungsbilanzengesetzes die bisher für sie gel­
tenden Vorschriften Anwendung. Das gleiche gilt 
für Aktiengesellschaften, für die die Bestimmun­
gen des nach § 272 Z. 1 zur Aufhebung gelangen­
den Aktiengesetzes gemäß § 7 Abs, 4, § 8 Abs. 3 
oder § 12 der Zweiten Verordnung zur Ein­
führung handelsrechtlicher Vorschriften vom 
2. August 1938, DRGBl. I S 988, noch nicht im 
vollen Umfang in Geltung getreten sind. 

§ - 264. Xo m man d i t g e s e 11 s c h a f t e n 
auf Aktien. 

Bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes be­
stehende Kommanditgesellschaften auf Aktien 
sind mit 31. März 1965 aufgelöst, sofern sie 
nicht früher nach Maßgabe der Bestimmungen 
des bisherigen Aktiengesetzes verschmolzen, um­
gewandelt oder aufgelöst oder nach denen des 
Umwandlungsgesetzes, BGBI. Nr. 187/1954, um­
gewandelt worden sind. Bis dahin sowie bei der 
Abwicklung im Fall der Auflösung gelten für 
sie die Bestimmungen des bisherigen Aktien­
gesetzes. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Frühere Berechtigungen. 

§ 265. F i r m a. 

Solange eine Aktiengesellschaft die von ihr 
schon vor dem 1. Januar 1900 geführte Firma, 
in der die Bezeichnung "Aktiengesellschaft" nicht 
enthalten ist, in ihren wesentlichen Bestandteilen 
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unverändert beibehält, braucht sie diese Bezeich­
nung in die Firma nicht aufzunehmen, es sei 
denn, daß die Firma aus Personennamen zusam­
mengesetzt ist und nicht erkennen läßt, daß eine 
Aktiengesellschaft ihre Inhaberin ist. 

§ 266. Aus I ä n dis c h e Akt i e n­
gesellschaften. 

Ausländische Aktiengesellschaften, die am 
1. Jänner 1939 und am 1. Jänner 1956 eine Er­
werbstätigkeit im Inland zulässigerweise ausgeübt 
haben, bedürfen der im § 254 vorgesehenen Be­
willigung nicht. 

§ 267. H ö c h st z a h I der Auf si c h t s­
rat s mit g I i e der. 

Von der Vorschrift des § 86 Abs. 1 ausgenom­
men sind Aktiengesellschaften, insoweit sie nach 
den bisherigen Bestimmungen berechtigt waren, 
in ihrer Satzung eine höhere Zahl der Aufsichts­
ratsmitglieder festzusetzen. 

§ 268. Ver I ä n ger u n g von F r ist e n. 

War einer Aktiengesellschaft bei Inkrafttreten 
. dieses Bundesgesetzes eine Frist nach § 104 
Abs. 1, § 125 Abs. 1 oder 5, § 126 Abs. 1 oder 
§ 127 Abs. 1 bereits zweimal verlängert worden, 
so k;mn sie noch einmal verlängert werden; 

,hiebei sind im übrigen die Vorschriften des § 104 
Abs. 3 zu beachten. 

DRITTER ABSCHNITT. 

Andere Rechtsvorsdtriften. 

§ 269. Durch die Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes werden in anderen Rechtsvorschriften, 
wie insbesondere im Rechnungshofgesetz 1948, 
BGBl. Nr. 144, im Nationalbankgesetz 1955, 
BGBl. Nr. 184, im Betriebsrätegesetz, BGBl. 
Nr. 97/1947, und im Bundesgesetz vom 18. De­
zember 1956, BGBl. Nr. 274, betreffend den 
Verkauf von Aktien verstaatlichter Banken, in 
ihrer geltenden Fassung enthaltene, für Aktien-. 
gesellschaften geltende Bestimmungen, sow.eit sie 
nicht durch § 272 aufgehoben werden, nicht be­
rührt. 

§ 270. Süd b ahn - G e seil s c h a f t. 

Die Bestimmungen des Art. 4 Abs~ 6 des Ab­
kommens über die administrative und technische 
Reorganisation des Netzes der Südbahn-Gesell­
schaft, BGBl. Nr. 546/1923, werden durch die Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes nicht berührt. 

§ 271. Soweit in anderen bundesgesetzlichen 
Vorschriften auf Bestimmungen verwiesen ist, 
die durch dieses Bundesgesetz abgeändert oder 
aufgehoben werden, erhält die Verweisung ihren 
Inhalt aus den entsprechenden Bestimmungen 

dieses Bundesgesetzes. Für Ordnungsstrafen nach 
dem Aktiengesetz festgesetzte Bestimmungen gel­
ten sinngemäß für die Zwangsstrafen (§ 257). 

§ 272. Auf geh 0 ben e Vor s ehr i f t e,n. 

Soweit sich aus den §§ 263, 264 dieses Bundes­
gesetzes nichts anderes ergibt und ihre Bestim­
mungen noch in Geltung stehen, treten mit 
1. Jänner 1965 außer Kraft: 

1. das Gesetz über Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien (Aktien­
gesetz) vom 30. Jänner 1937, DRGBl. I S. 107; 

2. das Einführungsgesetz zum Gesetz über 
Aktiengesellschaften und Kommanditgesell­
schaften auf Aktien (Aktiengesetz) vom 30. Jän­
ner 1937, DRGBl. I S. 166; 

3. die Erste Durchführungsverordnung zum 
Aktiengesetz vom '29. Juni .1937, DRGBl. 1 
S. 1026; 

4. die Dritte Durchführungsverordnung zum 
Aktiengesetz vom 21. Dezember 1938, DRGBl. I 
S. 1839; 

5. die Erste Verordnung zur Einführung han­
delsrechtlicher Vorschriften im Lande österreich 
vom 11. April 1938, DRGBl. I S. 385; 

6. die Zweite Verordnung zur Einführung han­
delsrechtlicher Vorschriften im Lande österreich 
vom 2. August 1938, DRGBl. I S. 988; 

7. die Verordnung über tilgbare Aktien und 
Genußscheine bei Aktiengesellschaften vom 
29. Juni 1939, DRGBl. I S. 1076; 

8. die §§ 1 bis 4, 6 bis 22 und 27 der Ver­
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Rechts der Handelsgesellschaften und der Er­
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom 
4. September 1939, DRGBl. I S. 1694; 

9. die Verordnung zur Begrenzung von Ge­
winnausschüttungen (Dividendenabgabeverord­
nung) vom 12. Juni 1941, DRGBl. I S. 323; 

10. die Erste Verordnung zur Durchführung 
der Dividendenabgabeverordnung (1. DADV.) 
vom 18. August 1941, DRGBl. I S. 493; 

11. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
der Dividendenabgabeverordnung (2. DADV.) 
vom 5. Mai 1942, DRGBl. I S. 261; 

12. der § 2 des Bundesgesetzes vom 12. De­
zember 1946, BGBl. Nr. 31/1947, über die wei­
tereAufhebung von Kriegsrnaßnahmen auf dem 
Gebiet des Handelsrechts. 

VIERTER ABSCHNITT. 

Vollziehung. 

§ 273. Mit der Voll ziehung dieses Bundes­
gesetzes ist, soweit, in ihm nichts anderes be­
stimmt ist, das Bundesministerium für Justiz be­
traut. 
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I. Formblatt für den Jahresabschluß von Ak­
tiengesellschaften, bei denen die Erwerbung 
oder Ausübung einer eisenbahnrechtlichen 
Konzession zum Gegenstand des Unterneh-

mens gehört (§ 258 Abs. 1). 

1. Jahresbilanz. 

A. Auf der Aktivseite: 

LAusstehende Einlagen auf 
das G run d kap it a l. 

II. A n la g e ver m ö gen: 

1. Anlagren des Bahnbetriebes: 
a) Bahnbetriebsgrundstücke, Bahn-

körper und Betriebsgebäude, 
b) Gleisanlagen, 
c) Streckenausrüstung, 

-d) bebaute und unbebaute Grund­
stücke, die ausschließlich Ver­
waltungszwecken oder Werk­
wohnungszwecken dienen, 

e) Betriebsmittel (Fahrzeuge), 
f) Werkstattmasch'inen und maschi­

neHe Anlagen, 
g) Werkzeuge, Geräte, Betriebs­

und Geschäftsausstattung, 
h) sonstige Anlagen; 

2. Anlagen der Nebenhetriebe: 
a) Betriebsgrundstücke und Be­

triebsgebäude, 
h) Str,eckenausrüstung, 
c) bebaute und unbebaute Grund­

stücke, die ausschließlich Ver­
waltungszwecken oder Werk­
wohnungszwecken dienen, 

d) Betriebsmittel (Fahrzeuge), 
e) Werkstattmaschinen und maschi­

nelle Anlagen, 
f) Werkzeuge; Geräte, Betriebs­

und Geschäftsausstattung, 
g) sonstige Anlagen; 

, 3. andere bebaute und unbebaute 
Grundstücke; 

4. sonstige Betriebe; 

5. im Bau befindliche Anlagen; 
6. Anzahlungen auf Anlagen; 
7. Konzessionen, Patente, Lizenzen, 

Marken und ähnliche Rechte; 
8. Beteiligungen, gleichviel ob sie in 

Wertpapieren v-erkörpert sind oder 
nicht. Aktien oder Anteile einer Ka­
pitalgeseHschaft, deren Nennbeträge 
insgesamt den vierten Teil des 
Grundkapitals dieser _ Gesellschaft 
erreichen, gelten im Zweifel als Be­
teiligung; 

Anlage 1 

9. andere Wertpapiere des Anlage­
vermögens. 

III. U m lau f ver m ö gen: 

1. Stoffvorräte (Betriebs-, Bau-, Ober­
bau- und Werkstattstoffe, Ersatz­
teile); 

2. Wertpapiere (soweit sie nicht unter 
II Z. 7 oder 8, III Z. 3, 11 oder 12 
aufzuführen sind); 

3. eigene Aktien oder Aktien einer 
herrschenden Gesellschaft (Nenn­
betrag S ... ); 

4. Hypothekarforderungen; 

5. von der Gesellschaft gegebene Bar­
darlehen; 

6. von der Gesellschaft geleist-ete An­
zahlungen, soweit sie nicht unter II 
Z. 9 aufzuführen sind; 

7. Forderung auf Grund von Lie­
ferungen und Leistungen; 

- 8. Forderungen an Konzernunterneh­
mungen; 

9. Forderungen aus Krediten gemäß 
§ 80; 

10. Forderungen an Aufsichtsratsmit-_ 
glieder, soweit sie nicht aus Ge­
schäften entstanden sind, die der Be­
trieb der Gesellschaft gewöhnlich mit 
sich bringt; 

11. Wechsel; 
12. Schecks; 

13. Kassenbestand, PostscheckguthabCll1 
und Giroguthahen bei der Oester­
reichischen Nationalbank; 

14. andere Guthaben bei Kreditunter­
nehmungen; 

15. sonstige Forderungen. 

IV. Pos t e n, d ,i e de r R e c h nun g s­
a b g r oe n z u n g die n e n. 

V. R ein ver I u s t: 

Verlustvortrag aus dem Vorjahr, 
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr, 
Gewinn 19 .. , 
Verlust 19 .. 

B. Auf der Passivseite: 

L G run d kap i tal: 

die Gesamtnennbeträge der Aktien jeder 
Gattung sind gesondert anzugeben; be­
dingtes Kapital ist mit dem Nennbetrag 
zu vermerken. 
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H. R ü c k lag e n: 
1. Gesetzliche Rücklage; 
2. andere (freie) Rücklagen. 

IU. Wer t b e r ich t i gun gen: 
1. zu Posten des Anlagev,ermögens; 
2. zu Posten des Umlaufvermögens. 

IV. R ü c k s tell u n gen: 
1. für Steuern; 
2. für Ruhe- und Versorgungsgenüsse; 
3. für andere Schulden. 

V. Ern eu e run g s s t 0 c k. 

VI. H e i m fall s t 0 c k. 

VII. Ver bin d 1 ich k ei t e n: 
1. Anleihen (davon sind S ... dinglich 

gesichert) ; 
2. Hypothekarschulden; 
3. Pfandg~lder; 
4. Anzahlungen von Kunden; 
5. Verbindlichkeiten auf Grund von 

Lieferungen und leistungen; 
6. Verbindlichkeiten gegenüber Kon­

zernunt,ernehmungen; 
7. Verbindlichkeiten aus der Annahme 

von gezogenen Wechseln und der 
Ausstellung eige11Jer Wechsel: 
,a) kurzfristige, 
b) langfristige;' 

8. Verbindlichkeiten gegenüber Kredit­
unternehmungen; , 

9. sonstige Verbindlichkeiten. 

VIII. Pos t e n, die der R e c h nun g s­
a b g ren z u n g die n e n. 

IX.Reingewinn: 
Verlustvortrag aus dem Vorjahr, 
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr, 
Gewinn 19 .. , 
Verlust 19 .. 

2. Gewinn- und Verlustrechnung. 

A. Aufwendungen: 

LAufwendungen für den 
Bah,nbetrieb: 

1. Gehälter, Löhne und sonstige B,e­
züge; soweit sie, nicht unter Z. 4 auf­
zuführen sind; 

2. soziale Ausgaben: 
a) soziale Abgaben, 
b) sonstige Ausgaben für Wohl­

fahrtszwecke; 

3. Kosten für die Beschaffung der Be­
triebsstoff'e; 

4. Instandhaltungs- und Erneuerungs­
kosten eins·chließlich der darauf ent­
fallenden Gehälter und Löhne: 
a) der baulichen Anlagen, 
b) der Betriebsmittel (Fahrzeuge), 

der, Werkstattmaschinen und der 
maschinellen Anlagen, 

,c) der Werkzeuge, der Geräte, der 
Betriebs- und Geschäftsausstat­
tung; 

5. sonstige Aufwendungen. 

II. Auf wen dun gen für N e b e n­
be tri e b e: 

1. Gehälter, Löhne und sonstige Be­
züge, soweit sie nicht unter Z. 4 auf­
zuführen sind; 

2. soziale Ausgaben: 
a) soziale Abgaben, 
b) sonstige Ausgaben für Wohl­

fahrtszwecke; 
3. Kosten für die Beschaffung der Be­

triebsstoffe; 
, 4. Instandhaltungskosten einschließlich 

der darauf entfallenden Gehälter 
und Löhne: 
a) der baulichen Anlagen, 
b) der Betriebsmittel (Fahrzeuge), 

der Werkstattmaschinen und der 
maschinellen Anlagen, 

c) der Werkzeuge, der Geräte, 
der Betriebs- und Geschäftsaus­
stattung; 

5. sonstige Aufwendungen. . 

in. Auf wen dun gen für 5 0 n s t i g e 
Be tri e b e. 

IV. A b 5 C h r e i b u n gen und Wer t­
b e r ich t i gun gen: 

1. auf das Anlagevermögen; 
2. auf andere Werte. ' 

V. Ver s ich er u n g s k 0 S t e n. 

VI. Auf w a n d s z ins e n. 

VII. S te ue r n: 
1. vom Einkommen und Vermögen 

(Körperschafts- und Vermögens­
steuer); 

2. vom Ertrag (Gewerbe~ und Grund­
steuer); , 

3. Beförderungssteuer von den Beför­
derungseinnahmen; 

4. sonstige Steuern u'nd öffentliche 
Abgaben. 

VIII. Bei t r ä g e a n B e ruf s ver t r e­
tun gen, wen nd i e Zug eh ö r i g­
k e i tau ,f g es e t z,l ich e r V 0 r­
s c h r i f t b e ruh t. 
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IX. B e t r ä, g e von: 

1. Wertminderungen; 
2. sonstigen Verlusten, zu deren Aus­

gleich die gesetzliche Rücklage ver­
wendet worden ist. 

X. Z u w eis u n gen: 

1. an die gesetzliche Rücklage; 
2. an freie Rücklagen; 
3. an den Erneuerungsstock; 
4. an den Heimfallstock. 

XI. Auf w a n d aus G e w i n n- und 
Ver 1 u s tab f ü h run g s- und 
-ü b ern ahm e ver t r ä gen. 

XII. A u ß e r 0 r den t 1 ich e Auf w e n­
wendungen, soweit sie. nicht 
i n I bis IX s 0 wie XI und XIII 
ent·halten sind. 

XIII. A 11 e ü b r i gen Auf wen du n­
gen. 

XIV. G e w i n n des G e s eh ä f t s j a h r s 
(Gewinnvortrag oder Verlustvortrag 
S ... ). 

B. Erträge: 

I. Ein nah m e n -aus dem B a h n­
b e tri e b: 

1. aus dem Personen- und Gepäckver­
kehr; 

2. aus dem Güterverkehr; 
3. sonstige Einnahmen. 

II. Ei n nah m e n aus den N e b e n­
be tri e ben: 

1; aus dem Personen- und Gepäckver­
kehr; 

2. aus dem Güterverkehr; 
3. sonstige Einnahmen. 

III. E ti n nah m e n aus s 0 n s t i gen 
Be tri e ben. 

IV. E r t r ä g e aus B e t eil i gun gen. 

V.E r t rag s z 1 n se n. 

VI. A u ß e r 0 r den t 1 ich e E r t r ä g e 
ein s chi i e' ß 1 ich der B e t r ä g e, 
die durch die Auflösung von 
Wer tb e r ich t i gun gen, R ü c k-

~s tell u n gen, f r eie n R ü c k-
lagen, des Erneuerungs-
stockes und des H e i m f a 11-
s t 0 c k e s g e w 0 n n e n s i n d. 

VII. Die aus der Auf 1 ö s u n g der 
gesetzlichen Rücklage ge­
w 0 n n e n e n B e t r ä g e. 

VIII. A u ß e r 0 r den t 1 ich e Z u w e n-
dun gen. 

IX. E r t r ä g e aus G e w i n n- und 
Ver 1 u s tab f ü h r u·n g s- und 
-ü b ern ahm e ver t r ä gen. 

X. S 0 n s t i g e E r t r ä g e. 

XLVerlust des Geschäftsjahrs 
(Gewinnvortrag oder Verlustvortrag 
S ... ). 

H. Formblatt für den Jahresabschluß von 
Aktiengesellschaften, die Unternehmungen 
auf dem Gebiet der Schiffahrt betreiben 

(§ 258 Abs. 1). 
1. Jahresbilanz. 

A. Auf der Aktivseite: 

I. A'u s S t ehe n d e E.i n 1 a gen auf 
das Grundkapital. 

11. A nl a g e ver m ö gen: 
1. Sachanlagen und immaterielle An­

lagenwerte der Schiffahrt: 
a) bebaute Grundstücke mit Wohn­

gebäuden 
davon auf fremdem Grund, 

b) bebaute Grundstücke mit Ge­
schäfts- und sonstigen Betriebs­
gebäuden 

davon auf fremdem Grund, 
c) unbebaute Grundstücke, 
d) Schiffspark samt Ausrüstung 

und schwimmende Anlagen, 
_ e) Maschinen und maschinelle An­

lagen, 
f) Werkzeuge, Betriebs- und Ge­

schäftsa ussta ttung, 
g) Anlagen im Bau und Anzahlun­

gen auf Anlagen, 
h) ,Konzessionen, Patente, Lizen­

zen, Marken- und ähnliche 
Rechte; 

2. Sachanlagen und immaterielle An­
lagewerte der Nebenbetriebe: 
a) bebaute Grundstücke mit Wohn­

gebäuden 
davon auf fremdem Grund, 

b) bebaute Grundstücke mit Ge­
schäfts-, Fabriks- und anderen 
Bauten, 

davon auf fremdem Grund, 
c) unbebaute 'Grundstücke, 
d) Maschinen und maschinelle An­

lagen, 
e) Werkzeuge, Betriebs- und Ge­

schäftsausstattung, 
f) Anlagen im Bau und An-zah­

lungen auf Anlagen, 
g) Konzession'en, Patente, Lizen­

zen, Marken- und ähnliche 
Rechte; 
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3. Finanzanlagen: 
a) Beteiligungen, gleichviel ob sie 

in Wertpapieren verkörpert 
sind oder nicht, 

b) Anlagewertpapiere, soweit sie 
nicht zu a gehören, 

e) Hypothekarforderungen, 
d) sonstige Finanzanlagen. 

IH. Um lau f ver m ö gen: 
1. Vorräte: 

a) Fertigungs-, Verbrauchs- und 
Betriebsstoffe, 

b), halbfertige Erzeugnisse, 
e) fertige Erzeugnisse, 
d) geleistete Anzahlungen, soweit 

sie nicht zu iI Z. 1 g beziehungs­
weise II Z. 2 f gehören; 

2. sonstiges: 
a) Forderungen auf Grund von 

Lieferungen und Leistungen, 
b) Forderungswechsel und Schecks, 
c) Kassenbestand, Postscheckgut­

haben und Giroguthaben bei 
der Oesterreichischen National­
bank, 

d) andere Bankguthaben, 
e) Wertpapiere, soweit sie nicht zu 

b oder f oder zu II Z. 3 b ge­
hören, 

f) "eigene Aktien und Anteile an 
einer Obergesellschaft, unter 
Angabe ihres Nennbetrages, ' 

g) Forderungen an Konzernunter­
nehmungen, 

h) sonstige Forderungen. 

IV. Pos t e n, d ie der Re eh nun g s­
a b g ren z u n g die n e n. 

V. B i 1 a n z ver 1 u s t. 

B. Auf der Passivseite: 

I. Ei gen kap i tal: 
1. Grundkapital; 
2. gesetzliche Rücklage; 
3. andere (freie) Rücklagen. 

11. Wer t b e r i c ht i gun gen: 
1. Zu den Posten des Anlagevermö­

gens; 
2. zu den Posten des Umlaufvermö­

gens. 

III. R ü e k s tell u n gen. 

IV. L a n g f r ist i gau f gen 0 m m ,e n e s 
Fr emd kap i tal: 

1. Anleihen, unter Angabe ihrer ding­
, lichen Sicherung; 

2. Hypothekarschulden; 
3. Langfristig aufgenommene Schulden 

bei Kreditinstituten; 

4. sonstiges langfristig aufgenommenes 
Fremdka pital. 

V. A n der e Ver bin d 1 i e h k ei t e n: 

1. erhaltene Anzahlungen; 
2. Verbindlichkeiten auf Grund von 

. Lieferungen und Leistungen; 
3. Schuldwechsel; 
4. Bankverbindlichkeiten, soweit sie 

nicht zu IV gehören; 
5. Verbindlichkeiten gegenüber Kon­

zernunt'ernehmungen; 
6. sonstige Verbindlichkeiten. 

VI. Pos t e n, die der R e e h nun g s­
a b g ren z u n g die n e n. 

VII. B i I a n z g e w i n n. 

2. Gewinn- und Verlustrechnung. . 
A. Aufwendungen: 

LAufwendungen für den 
Sc h i f f a h r t s b e tri e b: 

1. Löhne und Gehälter; 
2. Sozialaufwand: 

a) gesetzlicher, 
b) freiwilliger, 
e) lohn- und gehaltsabhängige Ab­

gaben und Pflichtbeiträge; 
3. Verbrauchs- und Betriebsstoffe; 
4. Instandhaltungsaufwand *): 

a) Flotte, 
b) Maschinen und maschinelle An­

lagen, 
c) Gebäude-, Betriebs- und Ge­

schäftsa ussta ttung; 
5. sonstige Aufwendungen. 

11. Auf wen dun gen fü r N e b e n­
be tri e b e: 

1. Löhne und Gehälter; 
2. Sozialaufwand: 

a) gesetzlicher, 
b) freiwilliger, 
e) lohn- und gehaltsabhängige Ab­

gaben und Pflichtbeiträge; 
3. Fertigungs-, Verbrauchs- und Be-' 

triebsstoffe ; 
4. Instandhaltungsaufwand *): 

a) Maschinen und maschinelle An­
lagen, 

b) Gebäude-, Betriebs- und Ge­
schäftsa ussta ttung; 

5. sonstige Aufwendungen. 

III. A b s ehr e i b u n gen und Wer t­
be r i e h t i gun gen: 

1. auf das Anlagevermögen; 
2. auf das Umlaufvermögen. 

.. ) Aufwand für Eigenleistung ist in Z. 1-3 und 
5 enthalten. 
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IV. Auf w a n d s z ins e n. 

V. S t e u ern: 

1. vom Einkommen, vom Ertrag und 
vom Vermögen; 

2. sonstige Steuern und öffentliche Ab­
gaben. 

VI. Bei t r ä g e a n g e set z 1 ich e B e­
ruf s ver t r e t ti n gen. 

VII. Z u w eis u n gen: 

1. an die gesetzliche Rücklage; 
2. an di·e freie Rücklage. 

VIII. Auf w a n d aus G e w i n n­
Ver 1 u s tab f ü h run g s-
-ü b.e r nah mev e r t r ä gen. 

und 
und 

IX. A u ß e r 0 r den t 1 ich e Auf w e n­
dun gen, s 0 w e i t si e n ich tin 
I his VI sowie in VIII und X 
enthalten sind. 

X. S 0 n s t i g e Auf wen dun gen. 

XI. G e w i n n de s 
(Gewinnvortrag 
S ... ). ' 

B. Erträge: 

Geschäftsjahrs 
oder Verlustvortrag 

I. Ein nah m e n aus dem S chi f f-
fa h r t s b.e tri e b na c hEr 1 ö s-
be r ich t i gun gen: 

1. aus Güterverkehr und Umschlag; 
2. aus' Personenverkehr; 
3. sonstige Einnahmen. 

II.Einnahmen 
be tri e ben: 

aus Ne be n-

1. Umsatzerlös nach 'Erlösberichtigun­
gen einschließlich Bestandserhöhung 
beziehungsweise Bestandsverminde­
rung der halbfertigen und fertigen 
Erzeugnisse; . 

2. aktivierte Eigenleistungen; 

3. sonstige Einnahmen. 

111. E r t r ä g e aus B e te i li gun gen. 

IV. E r t rag s z ins e n. 

V. A u ß e r 0 r den t 1 ich e E r t r ä g e 
(einschließlich der Beträge, die durch die 
Auflösung von Wertberichtigungen, 
Rückstellungen und freien Rücklagen 
entstanden sind). 

VI. E r t r ä g e aus Auf 1 Ö s u n g der 
g e set z 1 ich e n R ü c k 1 a g e. 

VII. A u ß e r 0 r den t 1 ich e 
dun gen. 

Zu w en-

VIII. E r t r ä g e aus Ge w i n n-
Ver 1 u s tab f ü h run g s-
-ü b ern ahm e ver t r ä gen. 

IX. S 0 n s t i g e E r t r ä g e. 

und 
und 

X. V e rl u s t des G e s c h ä ft s j a h r s 
(Gewinnvortrag oder Verlustvortrag . 
S ... ). 

• 
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Formblatt für den, Jahresabschluß von 
Aktiengesellschaften, die nach den hiefür 
geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften 
als gemeinnützige Bauvereinigungen an-

erkannt sind (§ 259). 

1. Jahresbilanz. 

A. Auf der Aktivseite: 

I.Auss~tehende Einlagen auf 
das Grundkapital. 

II. A n lag e ver m ö gen: 

1. unbebaute Grundstücke 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ., .); 

2. Wohngebäude und andere Gebäude 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ... ); 

3. noch nicht abgerechnete Neubauten 
(Zugang ... , Abgang .,., Abschrei­
bung ... ); 

4. Maschinen und maschinelle Anlagen 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ... ); 

5. Werkzeuge, Betriebs- und Geschäfts­
ausstattung 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ... ); 

6. Beteiligungen, gleichviel, ob sie in 
Wertpapieren verkörpert sind oder 
nicht. Aktien oder Anteile einer 
Ka pi talgesellschaft, deren N ennbe­
träge insgesamt den dritten Teil des 
Grundkapitals dieser Gesellschaft er­
reichen, sowie Kuxe einer berg­
rechtlidlen Gewerkschaft, deren 
Zahl insgesamt den dritten Teil der 
Kuxe dieser 'Gewerkschaft erreicht, 
gelten im Zweifel als Beteiligung 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ... ); 

7. andere Wertpapiere des Anlagever- B. 
mögens 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ... ); 

8. sonstiges Anlagevermögen 
(Zugang ... , Abgang ... , Abschrei­
bung ... ). 

III. U m lau f ver m ö gen: 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 
2. zur Übertragung in das Eigentum 

Dritter bestimmte unbebaute 
Grundstücke; 

Anlage 2 

3. zur Übertragung in das Eigentum 
Dritter bestimmte 
a) fertiggestellte Baulichkeiten, 
b) noch nicht fertiggestellte Bau~ 

lichkeiten; 
4. Wertpapiere, soweit sie nicht unter 

II Z. 6 oder 7,' III Z. 5, 12 oder 13 
anzuführen sind; 

5. eigene Aktien und Aktien einer 
herrschenden Gesellschaft unter An­
gabe ihres Nennbetrages; 

6. Hypotheken; 
7. von der Gesellschaft geleistete An­

zahlungen; 
8. Forderungen aus Mieten, Gebühren 

und Umlagen; 
9. Forderungen an Konzernunterneh~ 

mungen; 
10. Forderungen aus Krediten gemäß 

§ 80; 
11. Forderungen an Aufsichtsratsmit­

glieder, soweit sie nicht aus Geschäf­
ten entstanden sind, die der Betrieb 
der Gesellschaft gewöhnlich mit sich 
bringt; 

12. Wechsel; 
13. Schecks; 
14. Kassenbestand einschließlich von 

Guthaben bei der Oesterreichischen 
Nationalbank und beim Osterreichi­
schen Postsparkassenamt; 

15. andere Bankguthaben; 
16. sonstige Forderungen; 
17. sonstiges Umlaufvermögen. 

IV. Akt i v pos t e n, die der R e c h­
nun g s a b g ren z u n g die n e n. 

V. Ver I u s t: 
Verlustvortrag aus dem Vorjahr, 
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr, 
Reingewinn 19' ... , 
Reinverlust 19 .. 

Summe der Aktiva 

Auf der Passivseite: 

L G run d kap i tal; die Ge sam t­
nennbeträge der Aktien 
j e der G a t tun g s in ,cl g e s 0 n­
der t a n zug ,e b e,n, ' b e d i n g t e s 
Kap i tal ist mit dem N e n n­
b e t rag z u ver m e r k e n. 

11. R ü c k 1 a gen: 

1. gesetzliche Rücklage; 
2. andere Rücklagen (freie Rücklagen): 

a) zweckg,ebundene, 
b) nicht zweckgebundene. 
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111. Wer t b e r ich t i gun gen: 

1. zu Posten des Anlagevermögens; 
2. zu Posten des Umlaufvermögens. 

IV. R ü c k s tell u n gen. 

V. Ver bin d 1 ich k ei t. e n: 

1. Anleihen unter Angabe ihrer ding­
lichen Sicherung; 

2. Hypotheken; 

3. Zwischenkredite unter Angabe ihrer 
dinglichen Sicherung; 

4. von Arbeitern und Angestellten 
gegebene Kautionen; 

5. Spareinlagen; 

6. Einlagen der Mieter: 
a) Mieterdarlehen, 
b) Mietsicherheiten; 

7. Verbindlichkeiten gegenüber Eigen­
tumsanwärtern; 

8. Verbindlichkeiten aus' Lieferungen 
und Leistungen; 

9. Verbindlichkeiten gegenüber Kon-
zernunternehmungen; , 

10. Verbindlichkeiten aus der Annahme 
von gezogenen Wechseln und der 
Ausstellung eigener W,echsel: 
a) kurzfristige, 
b) langfristige; 

2. Gewinn- und Verlustrechnung. 

AUFWENDUNGEN: 

1. Abschreibungen und Zuweisungen 
zu Wertberichtigungen; 
a) auf Anlagevermögen, 
b) auf Umlaufvermögen; 

2. Verwaltungskosten: 
a) Löhne, Gehälter und sonstiger 

Personala ufwand, 
b) soziale Abgaben und freiwillige 

soziale Leistungen, 
c) Sachaufwand; 

3. Betriebskosten; 
4. Instandhaltungskosten ; 

5. Zinsen; 
6. Beiträge an Berufsvertretungen, 

wenn die Zugehörigkeit auf gesetz­
licher Vorschrift beruht; 

7. Beträge von 
a) Wertminderungen, 
b) sonstig.en Verlusten, zu deren 

Ausgleich die gesetzliche Rück­
lage verwendet worden ist; 

8. außerordentliche Aufwendungen, so­
weit sie nicht in Z. 1 bis 7 und 9 
enthalten sind; 

9. alle übrigen Aufwendungen; 
10. Reing,ewinn des Geschäftsjahrs 

(Gewinnvortrag oder Verlustvor­
trag S ... ) 

Summe' der Aufwendungen ... 

11. Verbindlichkeiten gegenUber Banken ERTRÄGE: 
und Sparkassen; 1. Mietzinseinnahmen (einschließlich 

12. sonstige Verbindlichkeiten. 

VI. Pas s i v pos t e n, die der R e c h­
nun g s a b g ren z u n g die neo. 

VII. G e w i,n n: 

Verlustvortrag aus dem Vorjahr; 
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr, 
Reinverlust 19 ... , 
Reinverlust 19 .. 

Summe der Passiva 

VIII. Ver bin d 1 ich k e i t e n aus B ü r g­
schaft,en einschließlich 
W e c h s e 1- und S c h eck b ü r g­
s c h a f t e n s 0 wie' aus G e w ä h r­
lei s tun g s ver t r ä gen; sie s i'n d, 
a u c h wen n ihn eng 1 eie h w e r­
t i geR ü c k g r i f f s f 0 r der u n~ 
gen g e gen übe r steh e n, in 
voll e r H ö h e z u ver m e r k e n. 

von Mietzinszuschüssen); 

2. Zinsenzuschüsse; 
3. Entgelte für die Benützung 

Nebenanlagen; 
4. Entgelte aus Verpachtungen; 
5. Erträge aus Beteiligungen; 

,6. Zinsen; 

von 

7. außerordentliche Erträge ein.schließ­
lich der Beträge, die durch die Auf­
lösung von Wertberichtigungen, 
Rückstellungen und freien Rück­
lagen gewonnen sind; 

8. die aus der Auflösung der gesetz­
lichen Rücklage gewonnenen Be~ 
träge; 

9. außerordentliche Zuwendungen; 
10. Reinverlust des Geschäftsjahrs 

(Gewinnvortrag oder Verlustvor­
trag S ... ) 

Summe der Erträge ... 
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Erläuternde Bemerkungen 

I. 
Das in Osterreich für Aktiengesellschaften gel­

tende Recht war bis zum Jahre 1938 im wesent­
lichen durch die Artikel 207 bis 249 des öster­
reichischen Handelsgesetzbuches vom '17. Dezem­
ber 1862, RGBl. Nr. 1/1863, und das Aktien­
regulativ vom 20. September 1899, RGBl. 
Nr. 175, geregelt. Mit der Ersten und der Zwei­
ten Verordnung Zur Einführung handelsrecht­
licher Vorschriften im Lande Osterreich vom 
11. April und vom 2. August 1938, DRGBl. 1 
S. 385 beziehungsweise 988, wurden diese Vor­
schriften durch das in Deutschland. bereits in 
Geltung gestandene Aktiengesetz vom 30. Januar 
1937, DRGBl. I S. '107, und die zu seiner Ein­
führung und Durchführung erlassenen reichs­
rechtlichen Vorschriften ersetzt. 

Diese im Zusammenhang mit der national­
sozialistischen Machtergreifung auf dem aktien­
rechtlichen Gebiet geschaffene Gesetzeslage steht 
in Osterreich, im wesentlichen unverändert, heute 
noch in Geltung. Das Bestreben, auch sie alsbald 
durch Rechtsvorschriften zu ersetzen. die von 
einem ö s t e r r e ich i s c h enGesetzgeber ge­
schaffen und entsprechend der Vorschrift des 
Art. 49 Abs. 1 B.VG. im Bundesgesetz­
b I a t t kundgemacht sind, wird vordringlich ' 
durch die Tatsache, daß wichtige Bestimmungen 
des geltenden Rechts inzwischen u n a n wen d­
bar geworden sind; so die bei bestimmten Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen dem Vorstand und 
den Abschlußprüfern auf die Entscheidung einer 
Spruchstelle weisenden Bestimmungen (§ 135 
Abs. 3 AktG., §§ 27 ff. Erste Durchführungs­
verordnung zum AktG., wonach als Spruchstelle 
des ersten Rechtszugs zuletzt ein Zivilsenat d?S 
Kammergerichts oder des Oberlandesgerichts 
M ü n c h e n bestimmt war). Auch jene Regelung, 
die für die Auflösung der Aktiengesellschaft 
durch den Staat in Wahrung des Gemeinwohls 
(§ 288 ff. AktG.) gilt, ist mangels einer Stelle, 
der diese Funktion des Reichswirtschaftsgerichts 
übertragen wäre, hiezu. zu zählen. Es sind auch 
die Bestimmungen der §§ 131 Abs. 1 A 11 Z. 6, 
251, 278 und 279 des gel t end e n Aktien­
gesetzes zufolge § 142 Abs. 1 Berggesetz, BGBl. 
Nr. 73/1954, inzwischen unanwendbar geworden. 

Dazu kommt noch die weitere Notwendigkeit, 
auch auf dem aktienrechtlichen Gebiet die Ge­
setzeslage von übe r b lei b sei nun ö s t e r­
r·e ich i s c h enG e dan k eng u t e s (so § 70 
Abs. 2 AktG.) sowie von dem österreichischen 
Rechtssystem nicht mehr entsprechenden s t r a f- , 
r e c h t I ich e n Vorschriften, vornehmlich aber 
auch von solchen Bestimmungen zu reinigen, 
gegen deren Vereinbarkeit mit den in Osterreich 
geltenden ver f ass u n g s r e c h t I ich e n 
Vorschriften (B.-VG.) gegründete Bedenken be­
stehen (so § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 2,§ 86; §§ 47, 
142). Notwendig ist es ferner, übe rho 1 t e 
Ausdrücke (wie "Reich", "Reichsminister", 
"Reichspost", "Deutsche Reichswährung", "Deut­
scher Reichsanzeiger"), mit der österreichischen 
Auffassung von Rechtsstaatlichkeit nicht verein­
bare Vorschriften ("soll", "kann"" "in der 
Regel", auch der bisherige § 78 Abs. 2) und der 
österreichischen Rechtssprache fremde termino­
logische Bezeichnungen ("notarisch", "Vorsitzer") 
zu ersetzen. Andere Begriffe wieder wären an das 
geltende österreichische Recht anzupassen ("Kurs­
makler", "sofortige Beschwerde", "Zwangsvoll­
streckung nach der ZPO.", "gerichtliches V er­
gleichsverfahren") und aufgehobene oder sonst 
gegenstandslos gewordene Bestimmungen (,,§ 310 
des BGB." - im bisherigen § 235 Abs'. 1 -, 
"Rentenbankscheine", "Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte") ersatzlos zu streichen. Desgleichen 
ist es nicht mehr länger aufs.chiebbar, Bezugnah­
men auf nicht in Geltung stehende Gesetzes­
stellen (,,§ 17 Abs. 6 des - reichsrechtlichen -
Gesetzes, betreffend di~ Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung - im bisherigen § 269 
Abs. 4") richtigzustellen, inzwischen erfolgteKn­
derungen durch andere Gesetze einzubauen' 
("Gefängnis", "Zuchthaus") sowie schließlich 
auch eine Anzahl von der Praxis begründeter­
maß·en als nachteilig empfundene Regelungen 
durch andere zu ersetzen (so § 216 Abs. 3, 
§ 233 Abs. 2), endlich auch einige "Lücken" des 
Gesetzes ~u schließen (so neu im § 75 Abs. 1, 
§ 86 Abs. 2 Satz 1, § 92 Abs. 5, § 108 Abs. 4, 
§ 136 Abs. 1 und 4, § 195 Abs. 4, § 197 Abs. 6, 
§ 210 Abs. 5). 
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Ir. 
Für die Durchführung aller dieser Aufgaben, 

deren weiterer Aufschub sich nicht mehr länger 
vertreten läßt, kann aber mit dem durch das 
Wiederverlautbarungsgesetz, BGBL Nr. 114/1947, 
gewiesenen Weg einer Wiederverlautbarung mit 
"Kundmachung~' das Auslangen nicht gefunden 
werden. Ihre Verwirklichung bedarf vielmehr 
eines G e set z g e b u n g s akt e s. Das Bundes­
ministerium für Justiz hat im Herbst 1954 alle 
dafür maßgeblichen Stellen, insbesondere auch 
aus Kreisen der Wirtschaft, unter beispielsweis,em 
Hinweis auf versd1iedene gegebene Möglichkeiten 
auch andersartiger Lösungen zur Bekanntgabe 
ihrer Meinungen darüber eingeladen, ob anläß­
lich der bevorstehenden überholung der aktien­
rechtlichen Bestimmungen aud1 Änderungen der 
geltenden Regelung in konstruktioneller Be­
ziehung als zweckmäßig und wünschenswert 
angesehen würden. 

III. 

Diese ministerielle Rundfrage hat eine sehr 
lebhafte und interessierte Beteiligung und, im 
großen und ganzen, einen ziemlich einheitlichen 
Standpunkt der für die Wirtschaft Österreichs 
verantwortlichen Stellen ergeben. Er lautete im 
wesentlichen dahin, daß eine überholung dcs 
Aktienrechtes nicht länger aufgeschoben werden 
dürfe, im Interesse der Weitergesundung und der 
Vermeidung einer Störung der rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kontinuität der österreichischen 
Wirtschaft die neue österreichische Regelung aber 
unbedingt auf den wirtschaftspolitisch bewährten 
Regelungen des geltenden Rechtes, die die im 
Interesse der Gesamtwirtsduft notwendige 
straffe und einheitliche Geschäftsführung der 
Aktiengesellschaften gewährleisten, aufzubauen 
hätte. Die neu e Re gel u n g h ä t t e s'i c h 
d a her g run d sät z I ich auf ein e U m­
arbe it u n g des gel t end e n r e ich s­
r e c h t I ich e n i n ein ö s t e r r e ich i­
sc he s Akt i e n r e c h t zu b es c h r ä n­
k en. 

Was die Regelungen des geltenden Rechtes 
k 0 n s t r u k t i 0 n'e II erB e d e u tun g an­
langt, so hat sich die maßgebliche Mehrzahl der 
Befragten für eine A b ä n der u n g I e d i g­
I ich i n f 0 I gen d' e r Hin s ic h t ausge­
sprochen: 

Vermehrung der Rechte des Aufsichtsrats (so 
nunmehr § 103 Abs. 2, § 108 Abs. 4, § 112 
Abs. 3), Ausschaltung der bisherigen, g 'e set z­
li c h e n "Führer"stellung des Vorsitzenden 
(durchgeführt im § 70 Abs. 2), Eliminierung der 
überwachung der Angemessenheit der Gewinn­
beteiligung des Vorstands und des Aufsichtsrats 
(durchgeführt durch Streichung des bisherigen 
§ 77 Abs. 3 und § 98 Abs. 4); Zuweisung der 
Entscheidung über die Berechtigung der Weige­
rung des Vorstands, einem Aktionär eine ver-

langte Auskunft zu erteilen, an den Aufsid1tsrat 
(durchgeführt im § 112 Abs. 3); Einführung 
einer Minoritätsvertretung im Aufsichtsrat 
(durchgeführt im § 87 Abs. 1); Elimini.erung der 
Verpflichtung zur Angabe der Namen sämtlicher 
Vorstandsmitglieder und des Aufsichtsrats.vor­
sitzenden auf allen Geschäftsbriefen (durchge­
führt durch Streichung des bisherigen § 100 und 
entsprechend des § 209 Abs. 5) sowie der Kom­
manditgesellschaft auf Aktien aus dem Aktien­
gesetz (durchgeführt durch Streichung des "zwei­
ten Buches" - §§ 219 bis 232 - und der ge­
nannten Gesellschaftsform auch in den nach­
folgenden Paragraphen). 

IV. 

Für die Neufassung des Aktiengesetzes, dessen 
Beschließung durch die gesetzgebenden Körper­
schaften im Jahr 1963 (Bezeichnung: "Aktien­
gesetz 1963") und dessen Inkrafttreten daher mit 
1. Jänner 1965 in Aussicht genommen ist (§ 261 
Abs. 1), wurden diese überzeugend begründeten 
Empfehlungen der maßgeblichen Stellen und 
deren in der vorstehenden Wiedergabe präzisier­
ter grundsätzlicher Standpunkt als maßgeblich 
und richtungweisend anerkannt. Es ist demgemäß 
bei der Ausarbeitung der neuen aktienrechtlichen 
Vorschrift das bisherige reichsrechtliche Aktien­
gesetz zur Grundlage genommen und die Um­
arbeitung in konstruktioneller Beziehung grund­
sätzlich auf die oben (III.) umrissenen Richt­
linien beschränkt worden, daneben wurde aber 
auch die Gelegenheit sowohl für den Umbau 
einiger, insbesondere verfassungsrechtlich, nicht 
ganz unbedenklicher Vorschriften als auch für 
den Einbau einer Mehrzahl von Klarstellungen 
und Ergänzungen von unterschiedlicher Wichtig­
keit wahrgenommen, die von der Praxis als 
wünschenswert bezeichnet wurden und gegen 
der~n Aufnahme in das Gesetz, nach erzielter 
Abstimmung aufeinander, keine Bedenken 
bestehen. Es wurden auch einige die Hand­
habung des Gesetzes vereinfachende, systematische 
Umstellungen (§ 2 Abs. 1, § 10 Abs. 3 und 4, 
§§ 195 bis 200) durchgeführt; auch zur Berich­
tigung einiger seinerzeit offenbarer Redaktions­
versehen ergab sich, Gelegenheit (so § 106 Abs. 1; 
§ 122 Abs. 1; § 195 Z. 5 [alt] - jetzt § 199 
Abs. 2; § 301 Abs. 1 [alt] - jetzt § 257 Abs. 1). 

Man hat sich bei der Durchführung dieser 
"kleinen Reform" zwecks leichterer Benützbar­
keit der sohin zum Teil bereits zur Verfügung 
stehenden Motivenberichte sowie der umfang­
reichen aktienrechtlichen Literatur und Recht­
sprechung bemüht, im Entwurf der neuen Rege­
lung die eingelebten Bezifferungen der bisher 
geltenden und belassenen Vorschriften nach Tun­
lichkeit beizubehalten. Dieses Ziel konnte im 
großen 'und ganzen bis einschließlich § 218 ver­
wirklicht werden; die durch den Entfall der bis-
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herigen §§ 17, 21, 47, 66, 100, 134 und 142 Vorschrift gründet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z. 5 
entstandenen Lücken waren durch Abtrennung B.-VG. (Kreditwesen), die letztere auf Art. 10 
und Vorziehung unmittelbar vorausgehender Abs. 1 Z. 2 B.-VG. (äußere Angelegenheiten). 
oder nachfolgender Absätze zu schließen. Die für Es hatte zudem auch die bisherige Regelung dem 
einen nunmehr geteilt!en Paragraphen geltende demokratischen Grundsatz der Allgemeinverbind­
überschrift wurde durch Vor a ns tell u n g lichkeit der gesetzlichen Vorschriften und, indem 
jetzt für die bei den neuen Paragraphen in sie dem behördlichen freien Ermessen Raum gab, 
Geltung gesetzt (so §§ 45, 46; 65, 66). In den auch dem rechtsstaatlichen Prinzip widersprochen. 
§§ 261 ff. wurden zweckentsprechende über- Die Verfassungswidrigkeit der Ermächtigungen 
gangslösungen gefunden, die insbesondere der zur Erlassung gesetz ändernder oder -aufhebender 
Aufrechterhaltung bereits erworbener Berechti- Verordnungen bedarf vollends keiner ausführ­
gungen, soweit sie vertreten werden kann, dienen lichen Begründung. 
sollen; die Aufhebung der dadurch entbehrlich Nach der bisher geltenden Regelung war den 
gewordenen nebengesetzlichen Vorschriften, die Ger ich t e n eine Reihe von Vollziehungs­
zum Teil noch Bestimmungen kriegswirtschaft- akten in einer Weise übertragen, die es unterließ, 
lichen Ursprungs enthalten, soll durch § 272 ver- für diese Vollziehungstätigkeit der Gerichte dem 
fügt werden, so daß mit der neuen Regelung rechtsstaatlichen Prinzip entsprechende materiell­
zusätzlich auch eine K 0 d i f i kat ion der rechtliche Grundlagen festzusetz.en. Zur Stärkung 
aktienrechtlichen Bestimmungen und damit eine der Rechtssicherheit und Einschränkung des 
weitere wichtige Vereinfachung und Entflechtung rechtspolitisch verfehlten, mit dem Rechtsstaats­
der österreichischen Rechtsordnung erreicht prinzip unvereinbaren schrankenlosen Ermessens­
würde. spielraums waren daher an die Stelle der bisheri-

Es ist auch für die Regelung der aktienrecht- gen, österreichischer Gesetzessprache fremder 
lichen Funktionen des Re ich S)V ir t s c h a f t s- "Kann-", "Soll-" und "in der Regel-"Vor­
mi n ist e r s von den beteiligten Bundes- schriften straffe Neuregelungen durch ersatzlose 
ministerien schließlich einv·ernehmlich die zweck- Streichung oder durch Verwendung der binden­
dienliche Lösung gefunden worden, daß die ihm den Begriffe "muß", "ist", "hat", "kann nur" 
übertragenen Aufgaben (Ausnahmeermächtigun- oder "darf aus wichtigem Grund" zu setzen; so 
gen) als entbehrlich und auch mit den öster- in § 4 Abs. 1, § 5, § 25 Abs. 4, § 31 Abs. 2, § 46 
reichischen verfassungsrechtlichen Grundsätzen lAbs. 2, § 88 Abs. 4, § 104 Abs. 3, § 106. Abs. 4, 
unvereinbar nicht zu übernehmen (so in § 7 § 118 Abs. 2, § 136 Abs. 6, § 151 Abs. 3, § 162 
Abs. 2, § 8 Abs.2, § 12 Abs. 2, §§ 47, 65 Abs. 1, lAbs. 3, § 181 Abs. 2, § 188 Abs. 2, § 189 Abs. 2, 
§ 86 Abs. 1, §§ 134, 142,183,187 Abs. 2 AktG.; § 214 Abs. 3. 
§ 2 Abs. 3, § 3 Abs. 3, §§ 9, 29 und 30 EG. 
zum AktG.), in anderen Bezugstellen (§ 174 
Abs. 2, neu § 254) aber durch neu e F 0 r m u­
I i e run gen zu ersetzen wären. 

Die weiteren gegenüber der bisherigen Rege­
lung in Vorschlag gebrachten Abänderungen 
beruhen auf begründeten Empfehlungen und 
Anträgen der witschaftlichen und juristischen 
Praxis. 

V. 

Aus der gleichen überlegung waren auch an 
anderen Stellen des Gesetzes, sofern hiefür ein 
rechtspolitisches Interesse bestand, die für den 
Akt'ionär, den Vorstand, den Auf­
sie h t s rat, die Hau p t ver sam m I u n g 
oder den A b s chI u ß p r ü f e r geltenden 
Wunsch- ("Soll-", "Kann-")Formulierungen, der· 
östereichischen Gesetzessprache entsprechend, 
durch zwingende "Vorschriften" zu ersetzen, so 

. im § 59 Abs. 3, § 77 Abs. 1, § 92 Abs. 2, § 93 
Abs. 1, § 104 Abs. 2, § 105 Abs. 3, § 108 Abs.l, 

Im folgenden findet sich eine übersicht über § 123 Abs. 1, § 125 Abs. 7, § 136 Abs. 1, § 140 
die Abweichungen der als künftige vorgeschla- Abs. 3, § 149 Abs. 4, § 152 Abs. 1, § 159 Abs. 2, 
genen Vorschrift von der gegenwärtig geltenden § 169 Abs.3, § 170 Abs. 2, § 171 Abs. 1, § 172 
(bisherigen) aktienrechtlichen Regelung zusam- Abs. 2. 
mengesteIlt und kurz begründet. Ergänzend wäre zu diesem Punkt noch zu 

Zum Beginn sind die Abänderungen vermerkt, bemerken, daß, wenn auch die bisherigen, jetzt 
die sich, zur Vereinfachung, ersetzten Ausdrücke in der deutschen Rechts-

z usa m me n f ass e n sprache .in einem strengeren Sinn zu verstehen 
ließen: gewesen sein mögen, als er ihnen nach öster-

Die bisher den Bundesministerien eingeräumten I reichischem Sprachgebrauch zukäme, dennoch für 
verwaltungsbehördlichen Ausnahmeermächtigun- die Neufassung die Erwägung bestimmend sein 
gen (so bisher §§ 7, 8, 12, 47, 65, 86, 134, 142, mußte, daß den Inhalt eines Gesetzes grundsätz-
183, 187, 288,289) konnten aus verfassungs recht- lieh bin den d e An 0 r d nun gen des Gesetz­
lichen Gründen insofern nicht wieder aufgenom- gebers zu bilden haben. 
men werden, als nicht, wie in §§ 174, 254, die Aus konformen Erwägungen hatten auch ver­
Bundeskompetenz gegeben war; die erstbezogene schiedene bisher geltende andere Regelungen, wie 
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insbesondere "nam pflimtmäßigem (oder freiem) 
Ermessen" (so § 83 Abs. 1, § 112 Abs. 3. § 118 
Abs. 4, § 121 Abs. 3), als der österreimismen 
Remtsterminologie nimt entsprechend in der 
künftigen Ordnung des Aktienremtes keinen 
Platz. 

Mit der Ersetzung der Ausdrucksweise "staat­
lime" . (Genehmigung) durm "behördlime" (so 
§ 29 Abs. 2 Z. 5, § 37 Abs. 2, § 148 Abs. 1, 
§ 181 Abs. 2, § 188 Abs. 3, § 189 Abs. 2, § 225 
Abs. 2, § 227 Abs. 2) wurde auch der im öster­
reichismen Bundesverfassungsgesetz bestimmten 
Länder-Kompetenz Remnung getragen. 

Die aktienrechtlim der "amtlimen Vertretung 
des Handelsstands" eingeräumten Befugnisse 
(Anhörung, Zufertigung von Berichten: - bis­
her - § 25 Abs.3, § 26 Abs. 3, § 29 Abs. 2 Z. 4, 
§ 33 Abs. 2, § 136 Abs. 3, § 272 neu, § 248 
Abs. 1) wurden als entbehrlich erkannt, ihre 
Streichung erfolgte mit Zustimmung der bisher 
zuständigen Interessenvertretung (Kammern) der 
gewerblichen Wirtschaft. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen sind nunmehr 
auch ausnahmslos alle ziffernmäßigen Zitierungen 
von Paragraphen des Handelsgesetzbumes gestri­
chen worden: Ersetzung allgemein durch "gemäß 
den allgemeinen handelsrem dichen Vorschriften", 
so § 4 Abs. 2, § 33 Abs. 1, § 35 Abs. 3, § 38 
Abs. 2, § 257. Entspr,echend ist auch bei den Be­
zugnahmen auf ,das GesmbHG. verfahren worden. 
Die Bezugnahme auf versicherungsaufsimtsremt­
liche Vorschriften ist unter VI. "Zu· § 64" 
erläutert. 

Durch die Einfügung des Wortes "anderen" 
vor "Vorschriften des bürgerlichen Rechts" (so 
§ 118 Abs. 4, § 123 Abs. 3, § 197 Abs. 4, § 231 
Abs. 1) wird der Tatsache Rechnung getragen, 
daß nach .österreichischer Auffassung auch das 
Aktiengesetz selbst eine b ü r ger I i c h-recht­
liche Vorschrift ist. 

Der Ausdruck "von Amts wegen" wurde als 
überflüssig gestrichen, weil dies ohnedies schon 
zu folge des anzuwendenden Verfahrens außer 
Streitsachen vorgeschrieben ist: so § 35 Abs. 5, 
§ 38 Abs. 2. 

Dem österreichismen Sprachgebrauch ent­
sprechend wurden in der zur Beschlußfassung 
vorgeschlagenen Gesetzesformulierung die Aus-
drücke . 

"Vorsitzer" durch "Vorsitzender" (so § 42 
Abs. 3, § 70 Abs. 2 § 75 Abs. 3 und 4), 

"innegehalten" durch "eingehalten" (so § 175 
Abs. 4 Z. 2), 

"Hebung" durch "Behebung" (so § 76), 
"verwandt"durch "verwendet" (so § 28 

Abs. 2, § 77 Abs. 2, § 130 Abs. 3, § 184, 
§ 190 - nicht jedoch in § 78 Abs. 1 und § 128 
Abs. 2 Z. 7), 

"angewandt" dunD. "angewendet" (so § 84 
Abs. 2, § 234 Abs. 5), 

"ordnung.smäßig" durch "ordnungsgemäß" (so 
§ 28 Abs. 2, § 111 Abs. 3, § 133 Z. 2, § 202 
Abs. 1), 

"satzungsmäßig" durm "satzungsgemäß" (so 
§ 253 Abs. 4), 

"pflichtmäßig" durch "pflimtgemäß" (so 
§ 140 Abs. 1), 

"Rückgewähr" durm "Rückzahlung" (so § 52, 
§ 84 Abs. 3 Z. 1), . 

"Inpfandnahme" durch "Erwerb des Pfand­
rech ts" (so § 66), 

"eidesstattlime" durm "eidesstättige" (so § 118 
Abs. 2, § 123 Abs. 2), 

"aufgeführt" durch "angeführt" (so § 30 
Abs. 9, § 111 Abs. 3, § 131 Abs. 4 bis 6), 

"Auslegung" durm "Auflegung" (so § 104 
Abs. 2, § 110, § 125 Abs. 6), 

"Darstellung von den Verhältnissen" durch 
"Darstellung der Verhältnisse" (§ 140 Abs. 3), 

"in Höhe" durch "in der Höhe" (so § 83 
Abs. 1, § 115 Abs. 2), 

"hierbei" durm "hiebei" (so § 87 Abs. 2), 
"hierdurm" durm "hiedurm" (so § 126 Abs. 3), 
"fordern" durm "erfordern" (so § 70 Abs. 1, 

§ 112 Abs. 3, § 128 Abs. 3), 
"wie" durm "als" (so § 112 Abs. 3, § 128 

Abs.3, § 159 Abs. 1), 
"über ... hinausgehend" durm "übersteigend" 

(so § 183), 
"zusammen" durm "gemeinsam" (so § 181 

Abs. 2, § 189 Abs. 2) 
ersetzt. 

Der Vollständigkeit halber sei an dieser Stelle 
auch vermerkt, ·daß der neueren Gesetzessprache 
entsprechend das in österreim weniger gebräum­
liche Dativ - E im Wort "Tage" -,- wie in der 
Neufassung des Wechselg,esetzes (1955) - ge­
strimen wurde (so § 107 Abs. 1 und 3, § 108 
Abs. 2, § 123 Abs. 1). 

Osterreichischer Legistik entspremend wurde 
ferner an Stelle der Zitierung "Nummer" (Nr.) 
der Ausdruck "Ziffer" .(Z.) gewählt (so § 30 
Abs. 3, § 122 Abs. 1, § 131 Abs. 6). 

Ver z 1 c ht e t wurde dagegen auf die Rück­
kehr zur früheren österreimischen Ausdrucks­
weise in jenen Fällen, in denen sim die derzeit 
geltenden Ausdrücke bereits eingelebt haben und 
die gültige Einsmränkung ihrer Verwendbarkeit 
auf das aktienremt1iche Gebiet zwecks Verdeut­
limung der Assoziationsform praktisch ist; es 
trifft dies beispielsweise bei den Ausdrücken 
"Hauptversammlung", "Abwickler", "Verschmel­
zung" zu. 

Der geltenden österreimismen Rechtslage 
wurden angepaßt die Begriffe: 

"Deutsmer Reimsanzeiger" als Bekannt­
machungsblatt (Ersetzung gemäß § 1 Abs. 2 des 
Verlautbarungsgesetzes, StGBl. N r. 184/1945, 
durch "Wiener Zeitung"), so §§ 18 und 36; 
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"Kursmakler" (Ersetzung durch die laut dem Weiters war, so in § 16 Abs. 1, §§ 22,. 23 
Börsesensalegesetz, BGBl. Nr. 3/1949, geltende Abs. 1, § 221 Abs. 1 und §246 Abs. 2, auf die 
Bezeichnung "Börsensensal"), so § 179 Abs. 3, kaum praktisch gewoi-deneMöglichkeit einer 

"Konkursverwalter" (Ersetzung durch den dem gerichtlichen Beurkundung Verzicht zu leisten 
österreichischen Insolvenzrecht entsprechenden und somit der Ausdruck "gerichtliche oder 
Begriff "Masseverwalter"), so § 56 Abs. 2, § 78 notarische Beurkundung" durch "notarielle 
Abs. 2, § 84 Abs. 5 und § 101 Abs. 1; Beurkundung" zu ersetzen; dementsprechend 

"Konkursverfahren" (Ersetzung durch "Kon- sind auch (so § 111 Abs. 1, § 118 Abs. 2, § 123 
kurs" entsprechend § 1 Abs. 1 KO.), so § 56 Abs. 2, § 189 Albs. 1, § 206 Abs. 2) die Formu­
Abs. 2,§ 78 Abs. 2, § 83 Abs. 2, § 84 Abs. 4 lierungen "gerichtlich oder notarisch ... ", 
und 5, § 101 Abs. 1, §' 203 Abs. 1, §§204, "vor einem Gericht oder Notar ... ", "dem Rich-
205 Abs. 1, §209 Abs. 2 und§ 215 Abs. 2; ter oder Notar" ersetzt durch "durch einen 

"Zwangsvergleich" (durch "Zwangsausgleich"), Notar", "vor einem Notar" bz~. "dem 
so § 215 Abs, 2; Notar", schließlich "gerichtlich oder notarisch 

"geri.chtliches Vergleichsverfahren" (durctt beglaubigt" durch "öffendich beglaubigt", womit 
"Ausgleichsverfahren"), so § 83 Abs. 2 und § 209!'jetzt zweckmäßig erweise auch die Beglaubigun" 
Abs.2; 0 'I gen durch österreichische Vertretungsbehörden 

"rechtsanhängig" (entsprechend § 41 Abs. I! im Ausland und - unter bestimmten Voraus­
JN. durch "anhängig"), so § 181 Abs. 2, § 188 setzungen (Gegenseitigkeit, erforderlichenfalls 
Abs. 3, § 189 Abs. 2; diplomatische Beglaubigung) -:- durch ausländi-

."Stand" (durch "Beschäftigung"), so § 30 Abs. 2 sche Behörden erfaßt sind. 
Z. 3, § 33 Abs. 1 Z. 3 und 4, § 61 Abs. 1, § 240 Eine von der Praxis befürwortete Klarstellung 
Abs. 1, § 249. Dem Begriff "Stand" kommt nach durch die sinngemäße Ersetzung des Ausdruckes 
neuerer österreichischer Rechtssprache eine andere "Konzernunternehmung" durch "Konzernunter­
Bedeutung zu {lediger, ehelicher Stand, Standes- nehmung e n" wurde in § 112 Abs. 1 und § 128 
beamter, Personenstandsgesetz); der vom Gesetz-! Abs. 2 Z. 8 durchgeführt. Konform auch (die) 
geber gewollten Bedeutung dagegen wird durch "Unternehmung e n" in § 131 Abs. 1 A III Z. 9 
den Begriff "Beschäftigung" Ausdruck verliehen;' und B V Z. 6 und § 159 Ab~. 2. , . 
vgl. § 340 Abs. 1 ZPO.; Die Einteilung in "Bücher" wurde zufolge der 

"mündliche Verhandlung" (durch "erste Tag- Eliminierung der Kommanditgesellschaft auf 
satzung"),' so § 197 Abs. 3 und 5; Aktien, für' deren Gesellschaftsform in öster-

"Reichswährung" durch "geltende Währung"), reich kein wirkliches Bedürfnis besteht, auf-
so § 6 Abs. 2; g.egeberi, und die Einteilung des Bundesgesetzes 

"Bezirk" (durch "Sprengel"), so § 37 Abs. 1, in "Teile" dafür laufend durchgeführt. 
§ 233 Abs. 5; Durch Knderungen der §§-Bezifferungen ver-

"Steuern und Gebühren" (durch "Abgaben, 
Gebühren und Kosten"), so § 28 Abs .. 2, § 29 urs achte U~timmi@keiten in den Be z u g-

. nah m e n auf aktienrechtliche Bestimmungen 
A~:R~i:nsmark" (durch "Schilling"), so §§ 7, 8 innerhalb des Aktiengesetzes s.elbst wurden 

b b b berichtigt, so in § 29 Abs. 2 Z. 1, § 30 Abs. 2 
A s. 1, § 42 Abs. 2, § 86 A s. 1, § 141 A s. 2; Z d Ab § Ab Z § Ab 4 

"dieses Gesetzes" (durch "dieses Bundes- . 2 un s. 10, 33 s. 1 . 1, 35 s., 
gesetzes"), so § 12 Abs. 1, §§ 14, 56 Abs. 1, § 84 § 37 Abs. 2, § 46 Abs. 4 und 5, §§ 52, 66 Abs. 2, 
Abs. 3; § 122 Abs. 1, § 188 Abs. 2, § 191 u. a. m. 

"gemeiner Nutzen von Volk und Reich" Ge s tri ehe n . wurden folgende Bestim-
(durch "das öffentliche Interesse"), so § 70 Abs. 1, mungen (§§-Bezeichnungen hier nach dem ge 1-
§ 112 Abs. 3, § 121 Abs. 3, § 128 Abs. 3; te nd e n, ehemals re-ichsrechtlichen Aktien­

"Belange" (durch "Interes~en"), so § 100 gesetz): § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 2, § 37 Abs. 4, § 38 
Abs. 3, § 112 Albs. 3, § 121 Abs. 3, § 128 Abs. 3, Abs. 3, §§ 47, 66, 77 Abs. 3, § 78 Abs. 2, § 98 
§ 138 Abs. 3; A!bs. 4, §§ 100, 134, 142, 155 Abs. 4, § 209 

"für geeignet erklärte Wertpapiersammelbank" Abs. 5, §§ 219 bis 232, 248, 250 bis 252, 257 
(durch "Hauptniederlassung -einer in der Rechts- bis 262, 269 Abs. 4, §§ 278 bis 291, 293, 295, 
form einer Aktiengesellschaft betriebenen inlän- 296 Abs. 1 Z. 3 bis 6, 297 bis 299, 300 Z. 2 
dischen Bank"), so § 107 Abs. 2; und 4, 301, 302 Z. 1 und 304. 

"Forderungen gegen die Reichspost" (durch Zur Gänze u n ver ä n der t übernommen 
"Forderungen gegen das österreichische Post:- wunden die §§ (n e u) 3, 9, 11, 13, 24, 32, .39 
sparkassenamt") in § 49 Abs. 3; bis 41, 43, 44, 50, 51, 53 bis 55, 60, 68, 69, 72, 

"Reichsihankguthaben" (durch "Girogutha1ben 74, 79 bis 82, 85, 90, 96, 97, 99, 102, 113, 116, 
bei der Oesterreichischen Nationalbank") in 117, 120, 124, 139, 145, 147, 150, 154, 156, 158, 
§ 131 A III Z. 14; 160, 161, 166, 167, 177, 178, 185, 193, 212, 218 

"deutsche Börse" (durch "inländische Börse") bis 220, 224, 229, 232, 239, 241, 242, 250 
in § 105 Abs. 3. und 252 .. 

5 

-------------------------~--------------------------------------------------------
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VI. 

Im folgenden zusätzEche Erläuterungen 

ein~elner 

weiterer Albänderungen, soweit nicht die Text­
fassungen selbst schon über Zweck un.! Bedeu­
tung ausreichend Aufschluß gehen. Die Gründe, 
die für die im wesendichen u n ver lt n der t 
übe r n 0 m ~ e n e n Vorschriften maßgeblich 
waren, entsprechen sinngemäß den in der s e i­
n erz e i t i gen Amtlichen Begründung ver­
merkten. _ 

Zu § 1 

wurde die - überschrift abgeändert, weil die 

Die in §§ 7 und 8 getroffenen Anordnungen 
werden im übrigen ausnahmsl.os allgemeine und 
l?neing.eschränkte Geltung haben. Auf die Er­
mächtigung zu künftiger Ausnahmegewährung 
war aus den zu Beginn des Abschnittes V ver­
merkten Gründen zu verzichten. -Durch die 
zwecks Ermöglichung -einer breiteren Streuung 
der Aktien im Interesse einer Beleihung des 
österreichischen Kapitalmarktes und der Mobili­
sierung zusätzlicher Barmittel für den wirt­
schaftlichen Aufbau verfügte gesetzliche Zulas­
sung von Aktien mit erheblich geringer,em 
Nennbetrag als dem bisherigen fehlt für weitere 
Ausnahmen auch die Ver.anlassung. übergangs­
vorschriften in § 262. 

bisherige ("Wesen der Aktiengesellschaft") zur 
mißverständlichen Auslegung Anlaß gab, daß In § 10 
sich der "erste" Nichtigkeitsgrund des § 195 findet sich aus dem bereits zu § 2 vermerkten 
(neu 199 Abs. 1) Z. 3 und des § 202 Ahs. 1 Z. 2 systematischen Grund der bisherige § 17 vor­
nur auf jene Fälle heschränke, in ,denen die gezogen und als Abs. 3 und 4 (neu) einge­
ßesch'lüsse beziehungsweise Jahresabschlüsse ~u baut. Im Abs. 3 ist nunmehr in Umkehr der 
den im § 1 genannten Beg r i f f s me r k- bisherigen Regelung (§ 17 Abs. 1) der Tatsache 
mal e n der Aktiengesellschaft im Widerspruch Rechnung getragen, daß in österreich die 
stehen. Namensaktien die Ausnahme bilden. Bei Schwei-

In § 2 
gen der Satzung ist daher den Inhaberaktien von 
Gesetzes wegen der Vorzug gegeben. Die Wei­

wurde systemgemäß die bisher in § 21 
Bestimmung als Abs. 1 eingebaut. 

enthaltene tergeltung hestehender Sondervorschriften, wie 
beispielsweise der in § 7 Abs. 2 der Wirtschafts­

Durch die Herabsetzung der MindestanQ:ahl 
von Gründern (bisher 5) im neuen Abs. 2 wird 
unter Wahrung des gesellschaftlichen Prinzips 
bei der Gründung einem berechtigten Wunsch 
der Praxis Rechnung getragen. Der bisher gefo.r­
derten Mindestzahl von fünf Gründern war 
bloß formale Bedeutung zugekommen' und die 
gesetzliche Vorschrift vielfach durch "Str.oh­
mann-Grüh·dungen" umgangen worden; na c h 
ihrer Registrierung konnte die AktiengeselIl­
schaft erlaubterweise eine -Einmann-Gcsellschaft 
wel'den.-

Zu § 4: 

Die für "alte" Aktiengese\tlschaften bisher 
gemäß § 2 Abs. 2 der Zweiten Einführungs­
Hrordnung, DRGBl. 1938 I S. 988, bestandene 
Ausnahmeregehmg hat in § 265 Berücksichti­
gung gefunden. 

Zu §§ 7 und 8: 

Hinsichdich der Höhe des Mindestbetrages 
des Grundkapitals wurde der d-urch § 54 Abs. 1 
Schillingeröffnungsbilanzengesetz, BGBL Nr. 190/ 
1954, getroffenen Anof1dnunog Rechnung getra­
gen. Ebenso ist die gemäß § 16 Abs. 1 und 4 
SchiHingeröffnungshilanzengesetz für die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des SchiUing­
eröffnungsbilanzengesetzes (27. August 1954) 
registrierten Aktiengesellschaften geltende Rege­
lung vorläufig durch § 262 in Geltung belassen 
worden. 

treuhänder-Berufsoronung, BGBI. Nr. 125/1955, 
enthaltenen, ist durch § 269 gew1ahrt. 

Zu § 12: 

Der nunmehr grundsätzlich maßgeblichen 
kllgemeinverhindlichkeit von Vorsch riften 
Rechnung tragend, hat auch die Möglichkeit der 
ausnahmsweisen Zulassung von Mehrstimm­
rechtsaktien in Fortfal:l zu kommen. Der bisher 
lediglich v-erheißene, Zeitpunkt des Außerkraft­
tretens ihres Vorzugs (§ 9 EG. AktG., § 10 
Zweite EinfV.) ist nunmehr laut § 261 Abs. 1 
festgesetzt. In österreich fehlt für Mehrstimm­
rechtsaktien ein gesetzlich anzuerkennendes Be­
dürfnis. 

Die Ausübung mehrerer Stimmrechte mittels 
Erwerbs der entsprechenden Mehrzahl von 
Aktien ist zugelassen (§ 114 Abs. 1); es ist nur 
veriDoten, den Aktien der einen Gattung ein 
höheres StimmreCht beizulegen als denen. der 
anderen (stimmrechtliche Bevorzugung). Eine in 
Abs. 2 vorgenommene Abänderung (nunmehr 
"Mehrstimmrechtsaktien" ansteHe von "Mehr­
stimmrechte") soll diesbezüglicher Klarstellung 
dienen. 

Zu § 14: 
Die Regelung entspricht inhaltlich der gelten­

den. Es wurde lediglich für die Formulierung 
die Ausdrucksweise der österreichischen Juris­
diktionsnorm und Zivi)prozeßordnung über­
nommen. Es bedarf daher keiner weiteren Be­
gründ:ung, daß die Vorschrift des § 14, wie bis­
her. nur das "Gericht" als R e gis t e r gericht 
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betrifft, dort aber n ich t einzugreifen hat, wo 
das Aktiengesetz aktienrechrliche Funktionen 
(Entscheidungen über K 1 a gen) dem Pro z e ß.­
gericht zuweist. Es wird nunmehr auch an dieser 
SteHe völ1ig klargestellt, daß das Verfahren vor 
dem Registergericht durch die für Verfahren 
außer Streitsachen geltenden Bestimmungen 
geregelt ist. Für die Besetzung d:es Gerichts gilt 
demnach § 7 Abs. 1 JN. (drei Berufsrichter), 
jedoch unter Bedachtnahme auf § 37 Z. 12 GOG. 
§ 7 Albs. 2 JN. (Beiziehung der Laienrichter) 
findet nur bei den bürgerlichen Rechts s t I' e i­
t i g k e i t e n Anwendung, wie beispielsweise 
n·ach §§ 197 und' 201 AktG. 

Dementsprechend auch Möglichkeiten zu Kür­
liimgen um dadurch nunmehr entbehrlich gewor­
dene Formulierungen, so in § 28 Abs. 1. . 

Zu § 17: 

Der A'bs. 3 des bisherigen § 16 erhi.elt die Be­
zifferung des nunmehr in den § 10 übernomme­
nen, bisherigen § 17. Klarstellung in Z.5 gemäß 
der herrschenden Lehre, in Z. 6 Anpassung der 
Ausdrucksweise an § 18. 

Zu§ 18: 

Da für die "Wiener Zeitung" als amtliches 
Organ, gl.eidl wie für' das als . Bekanntmachungs­
blatt verwendete ,;Zentralblatt für die Eintra­
gungen in das Handelsregister für die Republik 
österreich", die bisherige Bezeimnung als "Ge­
sellschaftsblatt" nicht am Platz ist, wurde diese 
durch "Bekanntmamungsbhtt" ersetzt. Aus 
sprachlichen Gründen hätte dann . aber dem­
gemäß an die SteHe des bisherigen (selbständigen) 
Ausdrucks "BekanntmadlUng" die in §§ 10, 11 
HGB., § 12 GesmbHGes. und auch schon bisher 
in § 144 Abs. 1 AktG. verwendete Bezeichnung 
"Veröffentlimung" zu treten.' Dieser Umformu­
lierung ist aum in den übrigen Bestimmungen 
des Gesetzes Rechnung getragen worden. 

Die Ein!beziehung der Vorsmrift des bisheri­
gen Abs. 3 des § 20 in dessen Abs. 2 entsprimt 
der für § 19 gehenden Konstruktion. 

Die durm den Eillibau der Bes·tim;mung des 
bisherigen § 21 in den § 2 (Abs. 1) entstandene 
Lücke wird durch eine Teilung des bisherigen 
§ 22 in zwei getrennte Paragraphen geschlossen. 

Zu § 23: 

Durch d'ie . in Abs. 1 getroffene Neuregelung 
wird nunmehr bestimmt, daß die Gründ'er auch 
die ersten Abschlußprüfer zu bestel'len haben. 
Es soll dadurch die Notwendigkeit e~spart 
werden, aussmließlich für den bezeimneten 
Zweck eine Hauptversammlung einberufen oder 
deswegen gemäß § 136 Abs. 4 an das Gericht 
herantreten zu müssen. F{)lgerichtig ist aber der 
Hauptversammlung die Beremtigung einzuräu-

men, die von den Gründern bestellten Abschluß­
prüfer abzuberufen und auch für d'aserste Voll­
oder Rumpfgesdläftsj~hr neue zu wählen (§ 136 
Abs.6). 

Zu § 25: 

In A'bs. 2 einem Wunsche der Praxis entspre­
dlend klarstellende Ergänzung: Angleichung 
hinsidltlim des Umfanges der Prüfung an Abs. 1. 

Abs.4: 

Umformung entsprechend den Vorschriften 
des Wirtschaftstreuh~n,der - Kammergesetzes, 
BGBl. NI'. 20/1948, und der Wirtsdlaftstreu­
händer-Berufsordnung, BGBl. NI'. 125/1955_ 
Die Bestellung zum Gründungsprüfer (§ 25), 
damit auch zu den Prüfungen nadl §§ 173 und 
247, setzt nunmehr die Zugehörigkeit zur Kam­
mer der Wirtsdlaftstreuhänder als ordentliches 
Mitglied voraus. Dadurdl war auch ermöglicht, 
auf eine Befragung der "amtlidlen Vertretung 
des Handelsstands" zu verzidlten (Abs·. 3)-. 

Zu § 27: 

Für die hier vorgesehenen VoHziehungsakte 
des Geridlts fehlten bisher dem Redltsstaats­
prinzip gemäße materiellrechtliche Ridltlinien_ 
Die Bestimmung war demgemäß in Abs. 1 durch 
etne inhaltlidl 'ergänzende Vorschrift aus­
zugestalten. 

Die Neuformulierung des Abs. 2 erfolgte in 
Anpassung an die österreidli'sdle Redltsordnung_ 
Zur Feststellung der Wirksamkeit des Kosten­
bestimmungslbeschlusses als Exekutionstitel ,ge­
nügt § 1 Z. 6 EO. Diese Feststellung gilt in glei­
dler Weise für § 136 Albs. 5 und § 230 Abs. 4_ 

Zu § 30:· 

Die Ergänzung in Abs. 4 entspricht der im 
§ 23 Abs. 1 erfolgten, die in Abs. 7 sO'll der 
Klarstellung dienen. 

Zu § 33: 

Mit der Anfügung des Abs. 3 wird dem Publi­
zitätsprinzip in stärkerem Maß als bisher Redl­
nung getragen. Für Eröffnungsbilanzen, deren 
Prüfung ohnedies 'bereits durch § 25 Abs. 2 Z. 4 
vorgesdlrieben war, gelten besorudere Vorsdlrif­
ten; sie unterliegen nunmehr audl der Veröffent­
lidlungspflidlt. 

§ 34 Abs. 1: Bei unverändertem Inhalt An­
passung der Formulierung an § 2 Abs. 2 (öster­
reidlisdles) CesmbHG. 

In § 36 Abs. 3 und 4 Streichung entbehr­
lid1er Veröffentlidlungsvorsdlriften zur Verein­
fadlung. 

§ 37. Streidlung des Abs. 4 als .gleichfalls ent­
behrliche Veröffentlichungsvorsdlrift. Es' kann 
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auch der das ausländische Recht beziehende Vor­
behalt, (Neqensatz "soweit nicht .•. erforderlich 
macht" in Abs . .2 und 4) gestrichen werden; die 
ohnedies bereits geltende Vorschrift zu "sinn­
gemäßer" Gesetzeshandhabung (Abs. 4) kann 
hier für ausreichend angesehen werden. . 

§ 38. Streichung der Vorschrift des Abs. 3 als 
praktisch entbehrlich. 

In § 42 Abs. 2 die Ge1dwertänderung berück­
sichtigende Erhöhung des Haftungshöchst­
betrages; ebenso in § 141 Abs. 2. 

Zu § 43: 

In der Vergleichmöglichkeit ist hier, gleidl­
wie in § 84 Abs. 4, die Mö'glichkeit eines 
Zwangsausgleichs (§§ 140 ff. KO.) enthalten. 

Zu § 47: 

Die bisher ohnedies niemals ausgenützte Ver­
ordnungsermächtigung wäre als entbehrlich und 
überdies in der geltenden Fassung auch verfas­
sungsrechtlich bedenklich zu streichen. Die 
dadurch in der §§-Bezifferung entstehende Lücke 
kann durch eine Teilung des bisherigen § 45 
geschlossen werden. 

Die Bestimmung des 

§ 48 Abs.l 

anteile an einer Gesellschaft mhH. geltenden, 
zweckentsprechenden Regelungen(§ 76 Abs. 4,' 
§ 77 GesmbHG.) zu ergänzen. 

In § 63 Abs. 3 wurde Satz 2 der österreichi­
schen Regelung des Verlassenschaftsverfahrens 
~mgepaßt. 

Zu § 64: 

Die Bezugnahme auf den -voraussichtlich 
alsbald durch eine entsprechende österreichische 
Bestimmung zu ersetzenden - § 14 des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten' Versiche­
rungsunternehmungen und Bausparkassen vom 
6. Juni 1931, DRGBl. I S. 315, in österreim 
durm die Verordnung vom 28. Februar 1939, 
DRGBl. I S.365 (GBlO. Nr. 624/1939), ein ge­
'führt, wäre durm eine Formulierung zu ersetzen, 
die inhaltlim der vorbezeichneten geltenden, 
gleichzeitig aber auch der künftigen versime­
rungsremtlimen Regelung angepaßt sein soll; 
gleimlautend auch in § 236 Abs. 5. 

Die zufolge Aufhebung des § 66 durch 
Artikel II der Kraftloserklärungsnovelle 1950, 
BGBL Nr. 90, entstandene Lücke wurde durch 
eine Teilung ,des § 65 gesmlossen. Hiebei war 
aus systematischen Gründen die bisherige Bestim­
mung des § 65 Abs. 7 als Abs. 5 des neuen § 65 
vorzuziehen. 

war als Wiederholung der in § 1 bereits enthal- Zu § 67 Abs. 1 ~ 
tenen zu streichen. Demgemäß auch neue über- Die im ersten Satz dieser Bestimmung enthal-
schrift. tene Genehmigungskompetenz des Gerichts 

Zu § 49 Abs. 3: 

Hier soll anstelle des Ausdruckes "Reichspost" 
der geltende Begriff "Osterreichisches Postspar­
kassenamt" verwendet werden;durm die Wahl 
dieses Begriffes wären allerdings Bar-Geldüber­
weisungen im Wege der Postverwaltung nicht 
mehr durm die Bestimmung des letzten Satzes 
d.:!s Paragraphen erfaßt, was aber praktism kaum 
von Bedeutung ist. 

Zu § 57 Abs. 2: 

übernahme der geltenden Regelung gemäß, 
§ 352 HGB. 

Zu § 59 Abs. 3: 

Anpassung an § 179 Abs. 3 AktG. und § 376 
Abs. 3 HGB. 

Zu § 61 Abs. 2: 

Die Zitierung des Wechselgesetzes war in Be­
dadltnahme auf Art. 99, BGBL Nr. 49/1955, zu 
berimtigen. 

Zu § 62: 

Die die übertragung einer Namensaktie regeln­
den V orsmriften wären durch sinngemäße über­
nahme der für gebundene (vinkulierte) Gesmäfts-

steht mit dem Rechtsstaatsprinzip in Wider­
spruch, weil für ihre Handhabung keinerlei 
materiellrechtlichen Richtlinien gegeben sind. Der 
angeführte vierte Satz enthält diese notwendige 
inhaltliche Ergänzung. 

Zu § 70: 

In Eliminierung nationalsozialistischen Gedan­
ken- und Sprachgutes hätten nunmehr auch die 
Interessen der Akt ion ä r e die gebührende 
Berücksichtigung z,u finden. Bei den Entschei­
dungen des Vorstands wird jene Lösung zu finden 
sein, die aUen bezeimneten, wenn auch viel!eicht 
nicht immer völlig gleimgerichteten, vorge­
smriebenen Rücksimtnahmen möglimst gerecht 
wird. Es kommt insbesondere hiebei, ebenso 
auch bei aUen anderen 'gleichlautenden Bezug:' 
nahmen, der gebotenen Rücksimtnahme auf das 
ö f f e n t I ich eIn te res s e besondere. Be­
deutung zu. 

Die bisher dem Vorsitzenden im Vorstand 
gemäß dem nationalsozialistischen "Führer"­
Prinzip kraft Gesetzes eingeräumte Stellung kann, 
demokratischer Rechtsordnung angepaßt, nur 
mehr im Weg der vereinbarten Satzung verliehen 
werden. In der gesetzlichen Regelung ist an die 
Stelle der Meinungsverschiedenheit-Voraussetzung 
der Fall der Stimmengleichheit gesetzt worden. 
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Zu § 71 Abs. 3: 

Es ist hinfort die ·Möglichkeit der Bindung 
je des einzelnen Vorstandsmitglieds, des ga n­
zen Vorstands, an die. Mitwirkung eines Proku­
risten in unbedingter Verwirklichung des Grund­
satzes der selbständigen Vertretungsmacht des 
Vorstands wirksam verhindert. 

Zu § 75: 

Die Ergänzungen und Umstellungen in.dieser Vor­
schrift tragen berechtigten Wünschen der Praxis 
nach bisher vermißter Klarstellung der Rechtslage 
Rechnung. Dies gilt insbesondere auch für die 
nur durch die bisherige Reihung begründete Aus­
legung, daß etwa an sich die "Anstellung" einer 
juristischen Person möglich wär,e. Auch durch die 
Vetneinung der Befähigung einer Personengesell­
schaft des Handelsrechts zum Vorstandsmitglied 
wird eine Unklarheit im Gesetz beseitigt (ver­
gleiche auch zu § 86). Ferner hätte nunmehr die 
allerdings nur aus sachlichem. Grund erfolgte 
Entziehung des Vettrauens durch .di,e Hauptver­
sammlung, wie dies grundsätzlich auch schon in 
der seinerzeitigen "Amtlichen Begründung zum 
Aktiengesetz" zum Ausdtudt gebracht War, kraft 
ausdrücklicher g es e t z 1 ich e r A n 0 r d n ti n g 
als ein "wichtiger Grund" des Widerrufs zu 

Die Vorschrift des bisherigen 

Abs.2 in § 78 

entspricht nicht dem rechtsstaatlichen Prinzip der 
Vertragstreue. Sie war daher zu streichen .. 

§ 83 Abs. 2wurcle den für Österreich geltenden 
insolvenzrechtlichen Bestimmunrgen angepaßt. 

§ 86. Das für die Höchstzahl der Aufsichtsräte 
maßgebliche Grundkapital hätte, auch der inzwi­
schen erfolgten Geldwertänderung in einem ver­
·tretbaren Ausmaß Rechnung tragend, eine 
entsprechende Erhöhung (Abrundung) zuerfah­
ren. Die den Ministerialbehörden bisher einge­
räumten Ausnahmeermächtigungen, an deren 
Weiterbestand im übrigen auch ein öffentliches 
Interesse fraglich wäre, sind aus den in Ab­
schnitt V vermerkten Gründen in Wegfall ge­
kommen. Bei Betrauung ein e 'r Person mit 
einer g r ö ß e ren als der' gesetzlich festgesetz­
ten Höchstzahl von Aufsichtsratsmandaten ist 
eine dem Sinn des Aktiengesetzes entsprechende 
überwachungstätigkeit nicht mehr· gewährleistet. 
Nunmehr auch klarstellende Ver n ein u n g 
der Befähigung der Pesonengesellschaften ·zum 
Aufsichtsrat durch den Ges,etzgeber, konform 
§ 75 Abs. 2. übergangsbestimmung in § 267. 

gelten. Die Prüfung der das Zustandekommen Zu § 87: 
eines solchen Hauptversammlungsbeschlusses be- , , 
stimmenden Gründe bleibt, wie bisher, dem Auf- In Abs. 1 ist, in BerÜck.sidttigu,ng der SteUung-
sichtsrat überlassen: Er dar f, muß aber nahmen der Wirtschaft und der Praxis, nunmehr 
nie h t von dem ausschIießlichs ei n erZ u- die Minoritätsvertretung des früheren österreichj­
s t ä n d i rg k e i t zugewiesenen Widerrufsr,echt j sch~~ Aktienrechts (§ 37. Abs. 6 Aktienregulativ , 
Gebrauch machen. Damit i.st vorgesorgt, daß RGBl. Nr. 175/1899) emgebaut. 
schädliche Auswirkungen de'r durch Zufallsmajo-\' Es wurde für die neue Vorschrift in einigen 
ritäten in der Hauptversammlung zustandege-I bedeutsamen Punkten eine maßhaltende und 
kommenen Beschlüsse in dieser Richtung vermie- den bisherigen, ~lare~ Aufbau der Ge~~llschafts­
den werden können. ' organe auch weiterhm wahrendeS t a r ku n g 

Mit dem letzten Satz in Abs. 4 wird der gel- der Stcllu?g des geseIlscI:aftlichen Kontrollorgans, 
~ende Rechtszustandin Weitergeltung belassen. des· Aufslcht~rats, alsemer zweck~oll aus.ge,,:oc 

.Der Widerruf der Bestellung zum Vorstandsmit- genen Verteilung .. der Organfunktlonen.dlenhch 
glied bedeutet danach nicht notwendig auch die erkannt, so gegenuber der Hau p :,v e r sam m­
Beendigung des Anstellungsvertrages . gleichlau- I u n g, neben der oben "Zu §. 75 behandelten 
tend auch § 206 Abs. 2. ' Kontrollfunktion, auch in § 1~8 Abs. 4 Satz 2, 

Zu § 77: 

DIe überwachung. der Angemessenheit der 
Gewinnbeteiligung des . Vorstands durch die 
Staatsanwaltschaft (bisher Abs. 3) hätte als der 
österreichischen Rechtsordnung fremder Ausdruck 
nationalsozialistischer Denkungsart in Wegfall 
zu kommen; es ist' auch ein praktisches Bedürfnis 
für eine solche überwachung. bisher nicht be­
kanntgeworden. Die Regelung der Gewinnbetei­
li~ung des Vorstands wär~ dem herufenen Gesell­
schaftsorgan (§ 78 Abs. 1) zu überlass~n. Es i~t 
;tuch "die Förderung der Wohltätigkeit nicht Auf­
gabe d~es Aktiengesetzes. Die, Wa4rnehmung der 

. Intei:essen der Arbeiter und der ~ngestellten der 
Gesellschaft ist im Betriebsrätegesetz . geregelt. 

gegenüber dem Vor s t a nd m § 103 Abs. 3, 
§ 169 Abs. 3, §171 Abs. 1 und auch gegenüber 
dem Akt ion ä rin § 112 Abs. J;. es kommt 
daher der neuen Regelung seiner Zusam­
mensetzung erhöhte Bedeutung zu, in, gleicher 
Weise auch d~r seiner Beschlußfähigkeit und des 
Vertretungsrechts (§ 92 Abs. 5, § 95 Abs. 6). 

Im Abs. 3 findet sich der nach österreichischem 
Sprachgebrauch in anderer Bedeutung gebrauchte 
Ausdruck "Wahlzeit" durch den in Art. 60 
Abs. 6 B.-VG. und § 30 Abs. 2 GesmbH. vC'r­
wendeten -,;Funktionsperiode" ersetzt. 

Zu § 89 Abs. 1: 

Hier wurde im ersten Wort eine gr:imma~j­
kalische Ungenauigkeit berichtigt. 
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Zu § 92 Abs. Sund 9S Abs. 6: nahme von der Vorschrift des ersten Satzes, in 
Mit der neuen Regelung der Beschlußfähigkeit einem neu angefügten zweiten Satz das Vertre­

des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sowie tungsrecht den Bedürfnissen der Wirtschaft 
der Vertretung werden von der Praxis nachteilig entsprechend g~regelt. Aus der Formulierung der 
empfundene Lücken des Gesetzes geschlossen., neuen Bestimmung ergibt sich auch klar, daß eine 
Zur Gültigkeit des in einer S i tz u n g gefaßten Vertretung im Fall der schriftlichen Abstimmung 
BesclIlusses ist grundsätzlich die faktische, pe r- (§ 92 Abs. 3) nicht zulässig ist. ' 
s ö n I ich e Anwesenheit von mindestens drei In § 98 Abs. 3 nunmehr Klarstellung in der 
-(n ich t vertretenen) Aufsichtsratsmitgliedern Formulierung zur Verhinderung einer mißver­
erforderlich; einerhölteren Anzahl nur dann, ständlichen Auslegung. Für die StreiclIung der 
wenn dies die Satzung bestimmt. Diese Vorschrift die Gewinnbeteiligung von Aufsichtsratsmitglie­
ist für bestehende Ausschüsse sinngemäßver-' dern regelnden Bestimmung (bisher Abs. 4) gilt 
äridert., ' sinngemäß das zu § 77 Au~geführte. 

Den in den Aufsichtsrat vom B.etriebsrat ent-
~andten Mitgliedern stehen bereits nach den 
gel t end e n Bestimmungen, gleich wie allen 
Aufsichtsratsmitgliedern überhaupt, grundsätzlich 
das Recht auf Te iJ nah m e an allen Sitzungen 
von Ausschüs&en und das Recht auf Aus ku n f t 

über di,e Beschlüsse aller Ausschüsse zu. Durch die 
an den § 92 Abs. 5 als letzter Satz angefügte Be­
stimmung sollen nun diese, Rechte der Betriebs­
ratsvertreter im Aufsichtsrat, zur Stärkung der 
betrieblichen Mitbestimmung der Arbeitnehmer­
schaft, durch die Einräumung auch des S tim m­
r e c h t e s (in j e dem, Ausschuß) vervollstän­
digt werd~n. Da der § 99 im Ausnahmenkata­
log des § 14 Abs. 2 Z. 4 Betriebsrätegesetz nicht 
genannt ist, unterliegen folgerichtig auch die 
Betriebsratsvertreter . im Aufsichtsrat der gleichen 
Verschwiegenheitsverpflichtung (§§ 99, 84) wie 
alle übrigen Aufsichtsratsmitglieder, wobei im 
Falle einer Interessenkollision die VerpfliclItung 
zur Wahrung der VertrauliclIkeit der Verhand­
lungen des Aufsichtsrats überwiegt. 

Zu § 93 Abs. 4: 

Als abweichende gesetzliche Vorschriften kom­
men hier derzeit insbesondere § 4 Z. 3 Hypothe­
kenbankgesetz, ,DRGBl. 1899 S. 375, und § 32 
lit. b Gesetz über das Kreditwesen, DRGBl. 1939 
I S. 1955, in Betrach~. 

Zu § 95 Abs; 2:' 

Die Ergänzung des letzten Halbsatzes bezweckt 
gleichfalls 'eine von der Praxis als wünschenswert 
bezeichnete Stärkung der Oberwachungsfunktion 
des Aufsichtsrats. Es soH künftig dem einzelnen 
Aufsichtsratsmitglied erleiclItert werden, seinen 
AufsiclItspfliclIten genügen, und sich hiezu jeder­
zeit über die Angelegenheiten der GesellsclIaft 
informieren Zu können. Es sollen jedoch auch 
überflüssige Berichte durch .das Unterstützungs­
erfordernis verhindert werden. Zwecks Beseiti­
gung der bisherigen aussd"ließlichen, nicht 
unbedingt befriedigenden Schlüssdstellung des 
Vorsitzenden wurde eine seiner Funktion aber 
auch weiterhin Rechnung tragende, zweckvolle 
Lösung gefunden. Ini' Abs. 6 wird, als die Aus-

Zu § 100: 

Die Verpflichtung zur Angabe der Namen 
sämtlicher Vorstandsmitglieder und des Aufsichts­
ratsvorsitzenden auf allen Geschäftsbriefen (laut 
dem bisherigen § 100) wurde als entbehrlich und 
auch unzweckmäßig gestrichen. Für die Publizität 
der Mibglieder der Verwaltungsträger s.orgen die 
Eintragung im Handelsregister, die register­
gerichtliche Bekanntmachung und die Veröffent-
1ichung anläßlich des Jahresabschlusses (§ 144 
Abs. '1) in ausreich·endein Maß. Bei Personen­
wechsel hatte sich die bisherige Vorschrift als 
unverhältnismäßig beschwerlich und verteuernd 
erwiesen. Die durch den Ausfall der bisherigen 
Bestimmung entstandene Lücke ist durch Teilung 
des § 101 geschlossen. 

Mit sinngemäß. gleicher Begründung wurde 
auch die für in Abwicklung befindliche Gesdl­
schaften konforme Bestimmung des § 209 Abs. 5 
gestrichen. 

Zu § 103 Abs. 2: 

Die Erweiterung des Rechts, die Hauptver­
sammlung um eine ,(den Vorstand) bin den d e 
Entscheidung über Geschäfrsführungsfr.agen an­
zurufen, auf den Aufsichtsrat soll, wenn, auch 
der, grundsätzlichen Org~naufgabe entsprechend 
beschränkt, sowohl eine wirksame Verstärkung 
der Aufsichtsfunktion des Aufsichtsrats als auch 
eine 'Erweiterung der direkten Einflußnahme der 
Hauptversammlung auf die Geschäftsführung 
bewirken. Di.e Erweiterung soll jedoch auf jene 
Fälle beschränkt sein, i.n denen dem Aufsichtsrat 
selbst gemäß der schon bis her geltenden Re­
gelung des § 95 Abs. 5 eine Mitbestiminung in 
der Geschäftsführung zukommt. Die Bedeutung 
einer grundsätzlichen' Verschiebung der Organ­
aufgaben (hiezu aber auch "Zu § 87") wird der 
Ergänzung aber kaum beizumessen sein, weil die 
Hauptversammlung s·chon bisher das oberste 
Willensorgan der Aktiengesellschaft gewesen ist, 
indem sie ihren Willen tatsächlich doch immer 
wenigstens auf mittelbarem Weg in allen die 
Aktiengesellschaft betreffenden Frag,en durchzu­
setzen vermochte. 
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Zu § 104 Abs. 1: Zu § 111: 

Durch die verfügte Ergänzung wird die bisher 
umstrittene Frage in dem Sinn entschieden, daß 
über die Entlastung der einzelnen Mitglieder ge­
trennt abgestimmt und beschlossen werden kann. 

In Abs~ 3 grundsätzliche übernahme der als 
zweckmäßig anerkannten Bestimmung des § 3 
der Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge­
biete des Re~ts der Handelsgesellschaften und 
der Erwerbs- und Wirtschafts genossenschaften 
vorn 4. September 1939, DRGBl. I S. 1694. Zur 
Vermeidung von Mißbräuchen ist die Möglich­
keit einer Verlängerung ders,elben Frist' aus­
nahmslos auf eine höchstens zweimalige be­
schränkt. Die gleiche Regelung gilt für die Fristen 
nach § 125 Abs. 1 und 5, § 126 Abs. 1 und § 127 
Abs. 1. übergangsregelung in § 268. 

Die Neuforrnulierung des Abs. 2 trägt den 
Vorschriften des § 87 (Notariatsordnung) in der 
Fassung der Novelle BGBl. Nr. 139/1962 Rech­
nung, wobei zweckmäßigerweise die in aktien­
rechtlicher Hinsicht besonders zu beachtenden 
Punkte durch übernahme der bisherigen Rege­
lung hervorgehoben sind. 

Zu § 112 Abs. 3: 

In § 106 Abs. 1 Beseitigung eines offenbaren 
Redaktionsversehens ("oder" statt "und"; ver­
gleiche in § 105 Abs. 1). 

Die Vorschrift des 

§ 107 

Abs.1 wurde in weiterer Vereinheitlichung der 
Rechtsordnung und Beseitigung nicht zu recht­
fertigend.2r gesellschaftsrechtlicher Abweichungen 
der Formulierung des § 38 Abs. 1 GesmbHG. an­
geglichen. Damit ist auch der Möglichkeit einer 
mehrmaligen Veröffentlichung der Einberufung, 
wenngleich sie in Osterreich bisher kaum prakti­
ziert wurde, Rechnung getragen. Im Abs. 2 wurde 
als ges~tzliche Hinterlegungsstelle anstelle der bis­
herigen Wertpapiersammelbank, wie bis her 
n e ben den Not ar e n, der besonderen recht­
lichen Bedeutung dieser Funktion entsprechend, 
die gegebenenfalls auch eine besondere Erfahrung 
und Vertrautheit mit den akt i e n rechtlichen 
Problemen erfordert, nunmehr auch die in nahe­
zu allen Bundesländern zur Verfügung stehende 
Hauptniederlassung einer Bank - Akt i e n gesell­
schaft bestimmt. Ander,eri, auch ausländischen, 
Kreditunternehmungen kann die gleiche Funk­
tion durch die Satzung übertragen werden. Es 
ist dadurch die Spezialisierung einzelner Kredit­
unternehmungen auf die Probleme einer be­
stimm~en Gesellschaft ermöglicht und erleichtert.' 

Zu § 108 Abs. 4: 

Durch den Einbau dieser Bestimmung werden 
von der Praxis nachteilig empfundene Lücken 
geschlossen. Anderslautende g e set z 1 ich e 
Bestimmungen wären beispielsweise in § 30 
Abs. 9 und § 45 Abs. 4 zu erblicken. Die Rege­
lung des zweiten Satzes gewährleistet, zum Unter­
schied zu eini.gen anderen Lösungsmöglichkeiten, 
eine der Wichtigkeit des G.2genstands ent­
sprechend u n t e r a 11 e n . Ums t ä n den 
zweckvolle Lösung; sie darf daher auch nicht in 
der Satzung durch eine andere, möglicherweise 
ungeeignete ersetzt werden. 

Bei Weigerung des Vorstands, emem Aktio­
pär eine verlangte Auskunft zu erteilen, 'wird 
nunmehr, gemäß dem Votum der Wirtschaft 
(Abschnitt III), auch zur Ermöglichung sofortiger 
Kontrolle des Vorstands, der Auf 5 ich t rat 
zur Entscheidung an~urufen sein. Es wurdehie­
für die Konstruktion des § 95 Abs. 2 letzter 
Halbsatz nachgebildet, die dem einzelnen A u f­
sie h t s rat s mitglied das Recht gibt, vorn Vor­
stand einen Bericht zu verlangen. Die Auskunfts­
pflicht des Vorstands, für die übrigens die 
gleiche Schutzklausel wie in § 128 Abs. 3 gilt, ist, 
bei Unterstützung des Aktionärbegehrens durch 
den Aufsichtsrat - unbeschadet der schon bis­
her zur Verfügung stehenden rechtlichen Klage­
möglichkeiten -, jetzt auch unter Zwangsstraf­
drohung (§ 257 Abs. 1) gestellt, wie sie auch für 
. § 95 Abs. 2 bereits gegolten hatte. 

Stimmen jedoch Vorstand und Aufsichtsrat bei 
der ihrer Sorgfaltspflicht (§§ 70, 84, 95, 9Q) über­
lassenen Beurteilung des Aktionärverlangens 
darin überein, daß dieses Verlangen im Sinn des 
A b s. 1 S atz 1 oder des A b s. 3 S atz 1 m i ß­
b r ä u chi ich ist, dann sind für das Gericht 
durch diese Zwischenschaltung des berufenen ge­
sellschaftlichen Kontrollorgans nach Feststellung 
der übe r ein s tim m end e n Beurteilung die 
dafür maßgeblichen Gründe im Zwangsstrafver­
fahren (§ 257 Abs. 1), wie auch in den Fällen der 
vorbezeichneten Klagen nunmehr unerheblich 
geworden. Das' Gericht, das in vielen Fällen nur 
schwer inder Lage sein wird, die Folgen der Er-
teilung einer verlangten Auskunft richtig zu be­
urteilen, wird also, wenn der Aufsichtsrat der 
ablehnenden Entscheidung des Vorstands beitritt, 
auf die vorn Gesetz als Weigerungsgründe be­
stimmten Tatsachen nicht einzugehen haben. 

Dieser Regelung dürfte für die wirksame Ver­
hinderung von Ausspähungen besondere Bedeu­
tung zukommen. 

Zu § 119 Abs. 1: 

Für die Bestellung der Sonderprüfer durch 
das Gericht, in Beibehaltung der smon bisher 
geltenden Gleichregelung, übernahme der Um­
formulierung im § 25 Abs. 4. 
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Zu § 121: 

Ersetzung dereinei': fremden Ideologie ent­
stammenden Formulierungen durch der öster­
reic;hischen Rechtsordnung entsprechende. 

erhöhte Aussagekraft des veröffentlichten Jahres­
abschlusses.ln Ahwägung der Schutzwürdigkei­
ten der unterschiedlichen Interessengruppen 
wurde hiefür eine maßhaltende Lösung erarbei­
tet, die dabei aber auch eine betriebliche Schädi~ 

Zu § 122 Abs. 1: gung, die durch Ennöglichungeines zu weit ge-
henden Einblicks der Konkurrenz in schutzwür-, 

Bei der Ersetzung von "und" durch "öder" dige betriebliche Einzelheiten entstehen könnte, 
im ersten Satz wurde der 'im zweiten Satz ver- zu vermeiden trachtet. Bei der Festlegung dieser 
wendeten Formulierung gefolgt. Lösung hat auch die Tatsache Berücksichtigung 

Durch die verfügte Einführung der zusätz- gefunden, daß die Publikationspflicht an sich be­
lichen Anspruchsvoraussetzung nichtoffenkundi- reits eine einseitige Belastung der Rechtsform 
ger Aussichtslosigkeit sollen bisher leicht mög- der Aktiengesellschaft im Geschäftsverkehr be­
liche querulatorische, kostspielige Schikanen, deutet. Im besonderen: 
möglichst verhindert und damit auch die gegen 
an sich begründete Minderheitsrechte geltend ge­
machten Bedenken, zumindest zum Teil, verrin­
gert werden. In Abs. 2 die entsprechende Ergän~ 
zung. 

In § 125 Abs: 8, § 126 Abs. 4 und § 127 Abs.3. 

übernahme der grundsätzlich als zweckmäßig 
anerkannten Bestimmung des § 3 der Verord­
nung über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
~echts der Handelsgesellschaften und der Er­
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom 
4. September 1939, DRGBl. I S. 1694, mit den 
in § 104 Abs. 3 festgesetzten Einschränkungen. 
übergangsvorschrift: § 268. 

Zu §§ 128 bis 133: 

Die Bestimmungen über die Rechnungslegung 
(Fünfter Teil) sind, teilweise, unter Berücksichti­
gtmg der österreichischen Verhältnisse und der 
bei den Abschlußprüfungen gemachten prakti­
schen Erfahrungen neu formuliert worden. Ihrer 
Bedeutung ist sch.on' in de~ Textfas~ungen deut­
lich Ausdruck verliehen worden, so daß sich im 
großen und ganzen hier zusätzlich,e Erklärungen 
erübrigen. Im einzelnen könnten aber die folgen­
den Feststellungen, gegebenenfalls, die wün­
schenswerte Klarstellung erleichtern. 

Zu § 128 Abs. 2 Z. 7: 

Die linderung soll durch die hisherige Formu­
lierung ermöglichte Mißverständnisse künft~ 
ausschließen. 

Zu § 131 Abs.l: 

A II Z. 2: Mit Rücksicht darauf, daß den 
Wohngebäuden in versChiedener Beziehung eine 
Sonderstellung zukommt, erscheint es zweckmä­
ßig, sie in einer eigenen Position auszuweisen und 
die Geschäftsgebäude mit den Fabriksbauten zu­
sammenzufassen. Gemischt genutzte Grundstücke 
werden nach ihrem überwiegenden Verwen­

'dungszweck ,einzuordnen sein; die Aufnahme 
einer diesbezüglichen Vorschrift in das Gesetz 
erscheint entbehrlich. 

A 11 Z. 5:.Die Einführung' dieser Position ent­
spricht bereits bestehender übung. 

A II Z. 9: Da sich die Anzahlungen auf An­
lagegüter von den sonstigen Anzahlungen we­
sentlich unterscheiden, war ·die Einführung dieser 
Position innerhalö des Anlagevermögens gebo­
ten; ihr kommt im übrigen auch für die Beur­
teilung der Investitionstendenzen des Unterneh­
mens Bedeutung zu. 

B II Z. 2 lit. b: Die nicht versteuerten Rück­
lagen sind nur bedingungsweise als Eigenkapital 
anzusehen. Da vor der Erfüllung der Bedingung 
(z. Reiner Investitionsverpflichtung) die endgül­
tige volle Steuerfreiheit nicht gewährleistet ist, 
ist die gesonderte Ausweisung derartiger Rück­
lagen notwendig. Der Ausdruck "unversteuert" 
kann durch nähere Bezeichnung, iris.besondere 
einen Hinweis auf q.ie gesetzliche Sonderbe­
stimmung, ersetzt werden. 

B III Z. 1 und 2: Die Erweiterung dieser Po-
Zu § 128 Abs. 2 Z. 8: sition entspricht einer vielfachen übung. Es sei 

Da nur im Fall eines Vertrages, in dem sich die' aber bemerkt, daß Wertberichtigungen auch 
Gesellschaft verpflichtet, ihren Gewinn zu mehr durch direkte Absetzung vorgenommen werden 
als drei Vierteln abzuführen, die Zustimmung 
der Hauptversammlung erforderlich ist, ist es 
gerechtfertigt, wegen der großen wirtschaftlichen 
Bedeutung der Gewinn~ und Verlustübernahme­
verträge eine uneingeschränkte Berichtspflicht 
vorzusehen. 

Zu §§ 131, 132: 

Die Neuregelung der Vorschriften üher die 
Gliederung des Jahresabschlusses bezweckt eine 

können. 

Zu § 132 Abs . .1: 

I. Z 3: Die besondere Erwähnung der Wert­
berichtigungen kann unterbleiben, da sie im Be­
griff "Abschreibungen" enthalten sind. 

I. Z 4 und II Z. 4: Durch die Neufassung 
~ird die Saldierung von Aufwa~ds- und Ertrags~ 
zinsen ausgeschlossen. 
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I Z .. 8: Durch die· Einführung dieser Position 
wird klargestellt, daß die Rücklagendotierung in 
der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen 
werden muß. . 

II Z. 4 lit. abis c: Die schon bisher bestandene 
Ertragsposition wird im Interesse einer deutli­
cheren Ertragsdarstellung 10 drei Unterpositio­
nen aufgegliedert. 

Zu § 133 Z. 1: 

Nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut wäre es 
beispielsweise zulässig, bei sinkender Beschäfti­
gung des Betriebes. höhere Herstellungskosten 
als bei normaler Beschäftigung zu berücksichti­
gen. Die Neuformulierung der, gegenständlichen 
Gesetzesbestimmung soll eine solche mit den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
nicht übereinstimmende Bewertung unterbinden. 

Zu § 133 Z. 4: 

Durch die Neufassung soll einerseits der im 
Gesetz bisher verwendete Ausdruck "Betriebsein­
richtungskosten" durc..h präzisere Begriffe ersetzt 
und anderseits für eine rasche Abschreibung vor­
gesorgt werden. 

Zu § 134 Abs. 1: 

Die nach dem bis her i gen § 134 be­
stehende generelle Ermächtigung des Bundes­
ministeriums für Justiz zur Vorschreibung von 
Formblättern sowie zur Erlassung von Vor­
schriften, die von den gesetzlichen Regelungen 
abweichen oder sie ergänzen konnten, hätte als 
verfassungsrechtlich bedenklich in Fortfall zu 
kommen. Ein teilweiser Ersatz ist für die öffent­
lichen Verkehrsunternehmungen, gemeinnützigen 
Bauvereinigungen und Kreditunternehmungen 
durch die Sonderregelung der §§ 258 bis 260 
geschaffen. Die durch die Streichung entstehende 
Lücke kann durch Vorziehung der Bestimmungen 
der Abs. 1 und 2 des (bisherigen) § 135 geschlos­
sen werden. 

In § 135 wurden die für das bisher vorge­
sehene Verfahren vor einer SpruchsteIle erlas­
senen, unanwendbaren Vorschriften (§§ 27 ff. 
Erste DV. zum AktG.) durch der österreichischen 
Rechtsordnung angepaßte und zweckentspre­
chende Bestimmungen ersetzt. Im Interesse der 
hier besonders wünschenswerten Beschleunigung 
endgültiger Feststellungen wird mit einer über­
prüfung durch zwei Gerichtsinstanzen - wie bis­
her - das Auslangen gefunden. "Authentische 
Interpretation" hinsichtlich des Umfangs der 
Entscheidungsbefugnis; tat säe h I ich e Fest-

"stellungen, wie beispielsweise der Bestand einer 
Forderung, sind auf diesem Weg nicht nachprüf­
bar. 

Zu § 136: 

Anpassung an die österreichischen Verfahrens­
vorschriften. Einbau von der Praxis als erforder­
lich bekanntgegebener Ergänzungsregelungen 
und Klarstellungen. 

Zu § 137 Abs. 1: 

Anpassung an die geltende Bezeichnungsweise. 

Zu § 140: 

Durch die Anfügung der als Abs. 4 bezeich­
neten Bestimmung soll die Feststellung des Zeit­
punkts der Erteilung des Bestätigungsvermerks 
sichergestellt werden. . 

Zu § 141: 

Die Bestimmungen entsprechen inhaltlich 
denen der Wirtschaftstreuhänderberufsordnung, 
BGBI. Nr. 125/1955. Der Geldwertentwicklung 
Rechnung tragend Hinaufsetzung der Haftungs­
höchstgrenze konform § 42 Abs. 2. 

Zu § 142: 

Die bisherigen Ausnahmeermächtigungen wären 
als dem österreichischen Verfassungsrecht 'wider­
sprechend zu streichen. Soweit sie sich als zweck­
mäßig erwiesen haben, findet sich eine ent­
sprechend umgearbeitete Sonderregelung in den 
§§ 258 bis 260 eingebaut. Die entStandene Lücke 
ist durch Vorziehung der Absätze 1 und 3 des 
bisherigen § 143 zu schließen. Der bisherige 
§ 143 Abs. 2 wird § 143. 

Zu § 146 Abs. 1: 

Durch die Ergänzung um das Wort "Kapital­
mehrheit" wird eine KlarsteIlung 1m Sinn der 
herrschenden Meinung getroffen. 

Zu § 153 Abs. 3: 

Von der Erhöhung der für den Bezugsrechts­
ausschluß erforderlichen Mehrheit durch eine 
größere, wie sie von einigen Seiten angeregt 
worden war, wurde zur Förderung weiter 
Streuung der Aktien abgesehen. 

Zu § 155: 

Die Streichung des (bisherigen) Abs. 4 erfolgte, 
weil mit der wörtlich gleichlautenden Vor­
schrift des § 151 Abs. 3 sowie deI' des § 142 
Abs. 1 des reichsrechtlichen Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit (FGG.) vom 17./20. Mai 1898, DRGBl. 
S. 771, das Auslangen zu finden ist. 

Zu§ 174 Abs. 2: 

Die hier enthaltene Regelung entspricht voll 
der geltenden Redmlage und der derzeitigen 
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übung; es haben diese die im Schuldverschrei­
bungsgesetz 1924,BGBl. Nr. 251, getroffene 
Regelung zur Grundlage. 

Nunmehr sind auch hinsichtlich der Genehmi­
gungspflicht die Gewinnschuldverschreibungen 
den Wandelschuldverschreibungen, wie bisher 
schon in allen übrigen Absätzen (1, 3, 4), aus­
drücklich gleichgesetzt worden. 

Zu § 179 Abs. 3: 

Anpassung an die Regelungen der österreichi­
schen Rechtsordnung .(§ 268 EO. -und § 376 
Abs: 3 HGB.). Die hier festgesetzte Regelung 
finöet nach ausdrücklicher Vorschrift sinngemäß 
auch für die Fälle des § 59 Abs. 3 und ,des § 253 
Abs. 2 Anwendung. 

Zu § 182 Abs. 2: 

Klare Abgrenzung der hier geltenden "fol­
genden" Vorschriften. 

Zu §§ 195 bis 202: 

Zunächst wurden, in sonst tunlichst unver­
änderter Belassung der Grundsätze der geltenden 
Regelung, die bisher die Nichtigkeit von Haupt­
versammlungsbeschlüssen und der vom Vorstand 
festgestellten Jahresabschlüsse regelnden Vor­
schriften des Siebenten Teils zur Gewinnung 
besserer übersicht in zwei neue Abschnitte, "An­
fechtbarkeit" (die re I a t i v e Nichtigkeit) und 
"Nichtigkeit" (die ab sol u t e Nichtigkeit), 
zwecks Erzielung besserer Klarheit inhaltlich 
gesondert und demgemäß neu gruppiert. Da die 
Regelung der Nichtigkeitsklage mehrfach auf die 
für die Anfechtungsklage geltende Regelung 
Bezug nimmt (§ 201 Abs. 1), war die letztere 
voranzustellen. Die Anfechtungsgründe sind jetzt 
in § 195, die Nichtigkeitsgründe in § 199 zu 
finden. Im einzelnen: 

Zu § 195 Abs. 4: 

Nach den Erfahrungen der Praxis hat sich die 
Einhaltung der Vorschriften des § 125 Abs. 6 
durch die bloße Ordnungs(Zwangs)strafsanktion 
des bisherigen § 303 allein als nicht ausreichend 
gesichert erwiesen. 

Die Regelung des § 197 entspricht im wesent­
lichen der des bisherigen § 199. Da durch eine 
ersatzlose Aufhebung dieser Bestimmung (§ 272 
Z. 1) die Vorschrift des § 51 Abs. 1 Z. 7 JN. 
wirksam würde, dem jedoch zufolge § 197 Abs.6 
erst n ach der Klagseinbringung festzustellenden 
Wert des Streitgegenstandes kein Einfluß auf die 
sachliche Gerichtszuständigkeit eingeräumt wer­
den soll,' war eine ausdrückliche Vorschrift 
erforderlich, die - in folgerichtiger Abänderung 
der in § 51 Abs. 1 Z. 7 und § 52 Abs. 1 JN. 
getroffenen Regelung - die Streitigkeiten nach 

§§ 197 und 201 AktG. inhaltlich der in § 51 
Abs. 2 JN. getroffenen Regelung unterstellt. 

Für diese Vorschrift war, gleichwie für die des 
Abs. 6, die überzeugung von der Zweckmäßig­
keit der Beibehaltung der bisher geltenden Rege­
lung (§ 199 Abs. 6) maßgeblich, die es dem 
Gericht ermöglicht, den Streitwert in Berück­
sichtigung der Verhältnisse des Einzelfalls der 
Bedeutung des Prozesses, dem Interesse der 
Gesellschaft an der Aufrechterhaltung des Be­
schlusses, aber auch dem des Klägers an der 
Nichtigkeit entsprechend zu bemessen. 

Die Verfahrensvorschriften waren im übrigen 
der österreichischen Rechtsordnung anzupassen. 
Die Besetzung des Gerichts richtet sich nach § 7 
Abs. 2 JN., also Besetzung des Senats mit einem 
fachmännischen Laienrichter aus dem Handels­
stand. 

Die in den §§ 448 bis 453 ZPO. enthaltene 
R,egelung des Verfahrens in Bagatellsachen betrifft 
ein "Verfahren vol," den Be z i r k s gerichten" 
(Oberschrift des Dritten Teils der ZPO.): sie 
hiltte - zufolge § 197 Abs. 1 - auf die Klagen 
nach §§ 197 und 201 AktG. keine Anwendung 
zu finden; Es sind demnach in a-ll e n Verfahren 
über Anfechtungs- (und Nichtigkeits-) Klagen als 
er s t e mündiche Verhandlungen "erste Tag­
saltzungen" gemäß § 239 ZPO. anzuordnen; dem­
gemäß auch die Neuformulierung in Abs. :3 und 
Abs.5. 

Da eine Festsetzung des Wertes des Streit­
gegenstandes auch unterhalb der Bagatellgrenze 
denkbar wäre, war zur verläßlichen Vermeidung 
von Zweifeln im Hinblick auf § 517 ZPO. in 
Abs. 6 der Rekurs ausdrücklich "in jedem Fall" 
für zulässig zu erklären. 

In § 199 Abs. 2 und § 200 Abs. 2 (bisher 
§ 195 Z. 5 und § 196 Abs. 2) war die Zitierung 
der Vorschriften des § 144 Abs. 2 des reichsrecht­
lichen Gesetzes über die Angelegenheiten ,der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG.) vom 17./ 
20. Mai 1898, DRGBl. S. 771, durch eine Formu­
lierung zu ersetzen, die bis zu dem Zeitpunkt, 
in dem an die Stelle dieser Vorschriften öster­
reichische treten werden, die Rechtslage unver­
ändert läßt, zugleich aber auch schon der künftig 
an ihre Stelle tretenden österreichischen Regelung " 
Rechnung trägt; es soll damit eine alsbaldige 
Veralterung dieser Gesetzesstelle vermeidbar 
gemacht werden. 

In der ,gleichen Gesetzesstelle (§ 199 Abs. 2 -
bisher § 195) finden sich in nunmehr klarer 
Formulierung sowohl die bisher im ersten Halb­
satz enthaltenen als auch die bisher als Z. 5 
gereihten Bestimmungen neugereiht. Auf die 
jetzt in den Abs. 2 übernommene Re'gdung 
konnte wegen des ausschließlichen Charakters der 
Vorschrift des Abs. 1 ("nur") nicht verzichtet 
werden. 
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Zu § 203 Abs.1: 

In Z. 4 Anpassung an die geltende insolvenz­
rechtliche Ausdrucksweise (§ 73 Abs. 2 KO.). 

In § 210 Abs. 5 werden nunmehr im Gesetz 
bisher bestandene Unklarheiten, entsprechend 
herrschender Lehre und Rechtsprechung, besei­
tigt. 

Zu § 211 Abs. 3: 

Die rechtsstaatlichen Grundsätzen Rechnung 
tragende Ersetzung der bisherigen Kann~ durch 
eine Muß-Bestimmung läßt im Hinblick auf die 
richterliche Amtshaftung eine stl:affere Regelung 
(Antragserfordernis) angezeigt erscheinen. 

Zu § 214 Abs. 2: 

Mit der Verkürzung der bisher zehnjährigen 
Aufbewahrungfrist auf sieben Jahre wird eine 
für das Gebiet des Handelsrechts allgemein in 
Aussicht genommene Verkürzung bestimmter 
Aufbewahrungsfristen auf dem Gebiet des 
Aktienrechtes vorweggenommen. 

Zu § 215 Abs. 2: 

Anpassung an die österreichischen insolvenz­
rechtlichen Bestimmungen und Ausdrücke (§§ 157, 
166, 167 KO.). 

Zu § 216 Abs. '3: 

Die Herabsetzung der Ausschlußfrist entspricht 
einem· als berechtigt anerkannten Wunsch der 
Praxis und soll der Rechtssicherheit dienen. Er­
setzung der bisherigen Bezugnahme auf die 
Bestimmungen des § 144 Abs. 1 des Gesetzes 
über die' freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG.) vom 
17./20. Mai 1898, DRGBl. 771, durch eine ent­
sprechende Formulierung aus dem schon oben ·zu 
§ 199 Abs. 2 und" § 200 "Abs. i vermerkten 
Grund; im gleichen Sinn Bedachtnahme hier 
auch auf die gegenwärtig nach den Bestimmun­
gen des Gesetzes über die Auflösung und 
Löschung von Gesellschaften und Genossen-

, schaften vom 9. Oktober 1934,DRGBl. I S. 914, 
erfolgenden Löschungen. 

Die Vorschriften des "Zweiten Buches", betref­
. fend die Korrimanditgesellschaft auf Aktien 
(§§ 219 bis 232) wären im Interesse einer Ver­
einfachung der Rechtsordnung zu streichen, weil 

".der bezeichneten Assoziationsforin in österreich 
laut dem Votum der Wirtschaft eine praktische 
Bedeutung nicht zukommt; es werden demgemäß 
auch die" in den folgenden Bestimmungen ent­
hali:enenBezugnahmeri auf die . Kommandit-

. gesellschaft" auf Aktien zu eliminieren sein. Die 
e'ntstandene "Lücke wird durm Vorziehung der 
nachfolgenden Bestimmungen geschlossen. 

Zu§ 221 Abs. 1 

. kann der für österreich bedeutungslose zweite 
Halbsatz (des § 235 Abs. 1 bi s her i ger 
Zählung) ersatzlos gestrichen werden .. 

Zu § 223 Abs. 2: 

Stilistische Neuformierung ohne inhaltliche 
Bedeutung. 

Zu § 230 Abs. 4: 

Anpassung der verfahrensrechtlichenRegelung 
an die österreichische Rechtsordnung, entspre­
chend § 27 Abs. 2. 

Zu § 233 Abs. 2: 

Einem berechtigten Wunsch der Praxis ent­
sprechend Milderung des bisherigen Verbotes der 
Verschmelzung zweier neugegründeter Gesell­
schaften durch Neubildung. Es kann nicht länger 
vertreten werden, daß eine noch nicht zwei Jahre 
im Handelsregister eingetragene Aktiengesell­
schaft sich zwar mit einer anderen Aktiengesell­
schaft unter Beachtung des § 222, also im Weg 
der Verschmelzung durch Auf nah m e, fusio­
nieren darf, dagegen eine Fusionierung der näm­
lichen Gesellschaften im Weg der Verschmelzung 
durchN e u b i I d un g unzulässig wäre. Es kann 
oft im volkswirtschaftlichen Interesse gelegen 
sein, daß sich zwei Gesellschaften zwecks Er­
höhung der Produktivität und Rentabilität 
zusammenschließen. Solche Möglichkeiten wären 
durch das Gesetz nicht zu verhindern. Der Gefahr 
einer Umgehung der strengeren Vorschriften über 
die Nachgründung war, konform § 222, in zweck­
entsprechender Weise zu begegnen. 

Zu § 234 Abs. 2 und 3: 

Verdeutlichende Anpassung an die im (öster­
reichischen) GesmbHG. verwendete Ausdrucks­
weise ("Generalversammlung"). Ebenso in § 245 
Abs.1.. 

Zu § 234 Abs. 4: 

Die für die Aufgabe der im Abs. 2 des (bis­
herigen)§ 247, jetzt 233, enthaltenen Einengung 
oben "Zu § 233 Abs. 2" angeführten Gründe 
waren auch für die konforme Abänderung der 
für die Verschmelzung einer Gesellschaft m. b. H. 
mit einer Aktiengesellschaft geltenden Regelung 
maßgeblich. . 

Zu § 235 Abs. 1: 

Für die Beibehaltung der bisher in gleicher 
Weise auch dem Gemeindeverband eingeräumten 
Begünstigung fehlt in österreich das praktische 
Bedürfnis. " . " 
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Zu § 236 Abs. 5 

gilt das zu § 64 Bemerkte. 

Zu § 237 Abs •. 2 und § 238 Abs. t: 
Bedürfnissen der Praxis nach Klarstellung 

konnte hier durch stilistische Textänderungen 
ohne eine weitere sachliche Bedeutung Rechnung 
getragen werden., 

Abs. 1 Z. 3 bis 6, 297 bis 299, 300 Z. 2 und 4 
,und 302 Z. 1 des geltenden Aktiengesetzes allge­
mein für entbehrlich gehalten werden. Der Grund 
hiefür liegt einerseits darin, daß ein Teil der 
Handlungen, die nach diesen Bestimmungen mit 
Strafe bedroht werden, auch unter Strafdrohun­
gen des allgemeinen Strafgesetzes, vor allem unter 
die Tatbilder des Betruges, der Veruntreuung, 
der Untreue und der vorsätzlichen und fahr-

Zu § 245 Abs. 1 und 2: lässigen Krida, fall~n. Anderseits mangelt 
An die Stelle der Bezugnahmen auf die Vor- es, soweit diese Handlungen nach dem all­

schriften des deutschen Gesetzes, betreffend die gemeinen Strafgesetz nicht strafbar sind, weil 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung vom etwa die Schädigungsabsicht oder die Gewinn-
20. April 1892, DRGBl. S. 477, hätte, in inhalt- sucht fehlen, an einem kriminalpolitischen 
lich unveränderter Belassung der Rechtslage, die Bedürfnis nach einer gerichtlichen Strafdrohung. 
Bezugnahme auf die entsprechenden Bestimmun-. Die angeführten Bestimmungen des geltenden 
gen des geltenden österreichischen Gesetzes über Aktiengesetzes wurden daher in den vorliegenden 
Gesellschaften mit, beschränkter Haftung, RGBl. Entwurf nicht übernommen. 
Nr. 58/1906, zu treten, wobei bei der Ersatz- Etwas schwieriger ist die Frage zu lösen,ob 
formulierung auch wieder auf dessen in Aussicht eine dem § 295 - des geltenden Aktiengesetzes 
genommene überarbeitung und voraussichtlich (Falsche Angaben) entsprechende Bestimmung in 
teilweise Neufassung Bedacht zu nehmen wäre; das neue Gesetz übernommen werden soll. D a­
vergleiche sin.ngemä~ das zu§ 64 und § 199 Z. 2 für würde der Umstand sprechen, daß ähnliche 
B~merkte. DI.e StreIchung des. Abs. 4 war durch I Strafdrohungen in § 122 des Ges~tzes über die 
dIe neue, zWlfl~ende Vorschnft des § 8 Abs. 2 Gesellschaft mit beschränkter Haftung, RGBL 
Satz 1 erforderlIch geworden. Nr. 58/1906, und in § 40 des Kartellgesetzes 1959, 

Zu·§ 248 Abs. t: 

Kürzung des dritten Satzes Zu folge Entfalls der 
Kammerbefugnis (siehe auch unter V). 

Auf eine übernahm'e der Vorschriften der bis­
herigen §§ 288 bis 293 (Auflösung einer Aktien­
gesellschaft durch den Staat wegen Gefährdung 
des Gemeinwohls) war zu verzichten, weil sie in 
dieser Form einen Rest totalitä'rer Ideologie dar­
stellen; Es war dies umso eher möglich, als mit 
den in den' sondergesetzlich,en Vorschriften den 
Aufsichtsbehörden eingeräumten rechtlichen Mög­
lichkeiten zur Erreichung desselben Ziels, näm­
lich der Erzwingung der Beachtung der gesetz­
lichen Vorschriften, das Auslangen gefunden 
werden kann. 

Im § 254 
wurde im wesentlichen die Regelung des bis­
herigen § 292, allerdings in begrifflicher An­
passung an die österreichischen gewerberecht­
lichen Vorschriften, übernommen, § 266 sichr.rt 
die Weitergeltung früherer, nach den bisherigen 
Vorschriften erteilter Genehmigungen unter 
bestimmten Voraussetzungen. Die Bundeskom­
petenz gründet sich hier auf Art. 10 Abs. 1 
Z. 2 B.-VG: (äußere Angelegenheiten). 

Zu §§ 255 bis 257: 
Bei der Ausarbeitung der Strafbestimmungen 

eines neuen österreichischen Aktiengesetzes war 
zu prüfen, welche Tatbilder des geltenden, aus 
der deutschen Rechtsordnung stammenden Ak­
tiengesetzes in das neue Gesetz übernommen wer­
den sollen. Aus dim Kußerungen der interessierten 
Stellen ergab sich, daß die Tatbilder der §§ 296 

BGBL Nr. 272, enthalten sind. D ag e gen ließe 
sich jedoch einwenden, daß bloß unwahre An­
gaben einer Partei gegenüber Behörden ohne 
listige Vorstellungen nach heutiger Auffassung 
nicht gerichtlich strafbar sein sollen, weil es zu 
den Aufga,ben der Behörde gehört, solche An­
gaben zu überprüfen. Diesem kriminal politischen 
Grundsatz entsprechen Lehre und Rechtspre­
chung zum Tatbild des Betruges (§ 197 StG.) 
und auch der von der Kommission zur Schaffung 
eines neuen Strafgesetzes beschlossene Entwurf 
(§§ 130 und 174). Die Ausnahme, die § 40 des 
modernen Kartellgesetzes von diesem Grundsatz 
macht, gründet sich allein auf die besondere 
Gefährlichkeit von Kartellvereinbarungen. Für 
falsche, bisher nach § 295 des Aktiengesetzes 
strafbare Angahen kann j~doch eine solche Aus­
nahme nicht als unbedingt nötig erachtet werden. 
Der vorliegende Entwurf enthält daher keine 
dem § 295 des g,eltenden Aktiengesetzes ent­
sprechende Bestimmung. 

Nach den vorliegenden Stellungnahmen besteht 
jedoch in der Praxis ein Bedürfnis nach der Bei­
behaltung folgender Tatbilder des geltenden 
Aktiengesetzes: § 294 (Handeln zum Nachteil 
der Gesellschaft), § 296 Abs. 1 Z. 1 und 2 (Un­
richtige Darstellung), § 300 Z. 1 und 3 (Stimm­
rechtsmißbtauch), § 301 (Unrichtige Wiedergabe 
des Jahresabschlusses, Unterla'ssen der Namens­
angabe) und § 302 Z. 2 und 3 (Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht). Diesen Bestimmungen 
entsprechende gerichtliche Strafdrohungen wur~ 
den daher aUch in den vorliegenden Entwurf 
(~§ 255-256 br aufgenommen; die § 301 des 
Aktiengesetzes entsprechende Bestimmung wurde 
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jedoch - einer Anregurig des Obersten Gerichts~ Die in diesen Bestimmungen umschriebenen Tat­
hofes folgend - als Zwangsstrafe (§ 257) ge- handlungen, die im wesentlichen in Angaben der 
staltet. Mitglieder des Vorstands, 'des Aufsichtsrats oder 

Die Bestimmung des § 304 des geltenden Ak- der Abwickler bestehen. durch die die Verhält­
tiengesetzes, ,die die Strafbestimmungen sinnge- nisse der Gesellschaft unwahr dargestellt oder 
mäß für die persönlich haftenden Gesellschafter verschle:iert werden, sind geeignet, die Interessen 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien für an-' der Aktionäre zu v.erletzen. Da diese Tathand~ 
wendbar erklärt, wurde dadurch überflüssig, daß lungen nach anderen gesetzlichen Bestimmungen 
die genannte Gesellschaftsform in den vorlie- nicht mit Strafe bedroht sind, muß zum Schutz 
genden Entwurf nicht mehr übernommen wurde. der Aktionäre eine entsprechende Bestimmung 

in den vorliegenden Entwurf aufgenommen 

Zu § 255 (Aktien rechtliche Untreue): 

§ 294 des geltenden Aktiengesetzes enthält 
unter der überschrift "Handeln zum Nachteil 
der Gesellschaft" das Tatbild der aktienrecht­
lichen Untreue, die nach § 4 deS Strafanwen­
dungsgesetzes, StGBI. Nr. 148/1945, teils ein 
Vergehen, teils ein Verbrechen begründet. Das 

werden. 

Während das Tatbild des § 296 des geltenden 
Aktie.ngesetzes nach dem Strafanwendungsgesetz 
als Vergehen und in besonders schweren Fällen 
als Verbrechen eingestuft und die Tat mit Frei­
heitsstrafe bedroht ist, wurde es jedoch als hin­
reichend angesehen, das neue Tatbild des § 256 a 
des vorliegenden Entwurfes bloß als Vergehen 
zu qualifizieren und alternativ Geld- und Frei­
heitsstrafe anzudrohen. 

Nach den Bestimmungen über die Konkurrenz 
strafbarer Handlungen könnte' es dazu kommen, 
daß die Strafdrohung des vorliegenden Delikts 
durch eine strengere, jedoch keine' Geldstrafe 
umfassende Strafdrohung eines anderen konkur­
rierenden Delikts verdrängt würde. Um dem 
Gericht jedoch die Möglichkeit zu geben, in j e­
dem Fall eine Geldstrafe zu verhängen, wurde 
ausdrücklich erklärt, daß bei Zusammentreffen 
mehrerer Strafbestimmungen Doppelbestrafung 
einzutreten habe. 

, Tatbild der aktienrechtlichen Untreue unter­
scheidet sich von § 205 c des geltenden Straf­
gesetzes vor allem dadurch, daß keine gewinn­
süchtige Absicht verlangt wird. Da Mitglieder 
des Vorstands, des Aufsichtsrats oder Abwickler 
jedoch auch dann strafwürdig sind, wenn sie aus 
welchem Motiv immer, daher auch dann, wenn 
sie ohne gewinnsüchtige Absicht der Aktiengesell­
schaft einen Vermögensnachteil zufügen, soll 
schon deshalb eine dem § 294 des geltenden 
Aktiengesetzes nachgebildete Bestimmung als 
§ 255 unter der den Charakter des Deliktes 
besser hervorhebenden Bezeichnung "Aktien­
rechtliche Untreue" in den vorliegenden Entwurf 
aufgenommen werden. Für diese Regelung spricht 
auch der Umstand, daß in Strafgesetzen anderer Zu § 256 a (Stimmrechtsmißbrauch): 
Staaten, wie zum Beispiel in denen der Schweiz § 300 Z. 1 und 3 des geltenden Aktiengesetzes 
und der Deutschen Bundesrepublik, sowie in den' enthält Strafbestimmungen gegen denjenigen, der 
modernen Strafgesetzentwürfen (so im öster- in bestimmten Fällen Aktien zur Ausübung des 
reichischen Strafgesetzentwurf vom Jahre 1927, Stimmrechts benutZ,J:, und zwar ohne Einwilli­
im neuen Entwurf der österreichische'n Straf- gung des Berechtigten oder obwohl er das Stimm­
rechtskommission und im deutschen Strafgesetz- recht kraft gesetzlicher Bestimmungen nicht 
entwurf 1962) im Tatbild der Untreue die ausüben dürfte; weiters ist danach strafbar, wer 
gewinnsüchtige Absicht nicht als Tatbestands- in letzterem Fall solche Aktien einem anderen 
merkmal aufscheint. Würde in den vorliegenden zur Ausübung des Stimmrechts überläßt., Diese 
Entwurf eine dem § 294 des geltenden Aktien- Regelung über den Stimmrechtsmißbrauch soll 
gesetzes entsprechende Bestimmung nicht aufge- im § 256 a im vorliegenden Entwurf übernom­
nommen werden, so träte auf dem Gebiet des men werden. 
Aktienstrafrechts ein,e Milderung gegenüber dem Zur Notwendigkeit ein,er, solchen Strafbestim­
derzeit geltenden Rechtszustand ein, die die mung, der Qualifikation und der vorgesehenen 
aIIgemein feststellbare kriminalpolitische Tendenz Strafdrohung gilt das ,zu § 256 des vorliegenden 
einer strengeren Beurteilun,g des Delikts der Entwurfes Ausgeführte i!l gleicher Weise. 
Untreue ins Gegenteil verkehrte. Solange das 
Tatbestandselement "gewinnsüchtige Absicht" im 
§ 205 c StG. enthalten ist, ist daher eine dem 
§ 294 des geltenden Aktiengesetzes entsprechende, 
Bestimmung nicht entbehrlich. 

Zu § 256 (Unrichtige Darstellung): 

Diese Tatbilder entsprechen denen .des § 296 
Abs. 1 Z. 1 und 2 des geltenden Aktiengese.tzes. 

Zu § 256 b (Verletzung der Verschwiegenheits-
pflicht): ' , ' 

§ 302 Z. 2 und 3 des geltenden Aktiengesetzes 
bedrohen Prüfer, die ihre Pflicht zur Verschwfe~ 
genheit verletzen oder unbefugt Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse, die sie bei Wahrnehmung 
ihrer Obliegenheiten erfahren ,haben, verwerten, 
mit Strafe. 
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Da eine allgemeine Strafbestimtnung gegen die 
Verletzung von Verschwiegenheitspflichten der­
zeit nimt besteht, ist es zum Schutz der Aktien­
gesellschaft und ihrer Aktionäre notwendig, eine 
dem § 302 Z. 2 und 3 entsprechende Strafbestim­
mung in den vorliegenden Entwurf zu über­
nehmen. Das soll durch § 2% b geschehen. ·Zur. 
Qualifikation und zur Strafdrohung kann auch 
hiezu auf die Erläuterungen zu § 256 hinge­
wiesen werden. 

Zll § 257 (Zwangsstrafen): 

schriften treten an die Stelle der bisherigen, mit 
den Bestimmungen des österreichischen Bundes­
verfassungsgesetzes nicht mehr ganz vereinbaren 
Regelungen des § 134 AktG .. und der §§ 23, 25, 
26, 33 und 34 der Ersten DV. z. AktG. Die neue 
Regelung hätte auch andere, gleichzeitig außer 
Kraft tretende Vorschriften zu ersetzen, so die 
in § 272 unter Z. 7 und 12 bezeichneten. Hin­
sichtlich der Eisenbahnunternehmungen wird 
durch sie die seit Jahrzehnten geübte Pr2.xis nun­
mehr gesetzlich verankert. 

. I 
In § 303 des geltenden Aktiengesetzes werden Zu § 259 Abs. 1 

die Vorstandsmitglieder und die Abwickler durch ist zu vermerken, daß für die Anerkennung 
so~(;nannte () r d 11 U n g sstrafen dazu verhalten, als gemeinnützige Bauvereinigung (gemeinnützi­
bestimmte, durch das Aktiengesetz ihnen auf- ges· Wohnungsunternehmen) gegenwärtig das 
erlegte Verpflichtungen zu erfüllen. Gesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungs­
. Eine dieser Bestimmu~g entsprechende Vor- wesen - Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz -
schrift enthält § 257 des vorliegenden Entwurfes. 'YGG. vom 29. Februar 1940, DRGBl. I S. 438, 
Da es sich hier darum handelt, daß eine be- gIlt. 
stimmte Verhaltensweise, die das Gesetz vor-
schreibt, durch eine Strafe erzwungen werden Zu § 260: 
soll, wurde die dem Inhalt der Bestimmung Aus kreditpolitischen Erwägungen sind für alle 
besser gerecht werdende Bezeichnung Kreditunternehmungen unabhängig von Ihrer 
"Z w an g s strafen" gewählt. Rechtsform Formblätter für die Gliederung des 

Weiters soll die Einhaltung der Bestimmungen Jahresabschlusses (der Eröffnungsbilanz) erforder­
des § 128 Abs. 4 und des § 144 des Aktien- I·ich. Deshalb müssen die allgemeinen Bestim­
gesetzes über die Wiedergabe des Jahresab- mungen für die Gliederung der Jahresabschlüsse 
schlusses und die Namensangabe künftig ebenfalls (Eröffnungsbilanzen), wie sie in der Zweiten Ver­
durch Zwangsstrafen nach § 257 erzwungen wer- ordnung über Formblätter für die Gliederung 
den könen; so daß § 301, der die Nichtbeachtung des Jahresabsdllusses der Kreditinstitute vom 
dieser Bestimmungen als gerichtliche übertretung 18. Oktober 19'39, DRGBl. I S. 2079, enthalten 
mit Strafe bedroht, überflüssig wird. sind, so lange in Kraft bleiben, bis sie durch 

Entgegen dem geltenden Redlt, das in· unzu- entsprechende österreichische· Rechtsvorschriften 
reichender Weise nur Ordnungsstrafen bis zu ersetzt werden. 
1000 S vorsieht, sollen nach dem vorliegenden . In den übergangs- und Schluß bestimmungen 
Entwurf Zwangsstrafen bis zu ·10.000 S verhängt (Fünfzehnter Teil; §§ 261-273) soll die Bc­
werden können. In gleicher Weise soll auch die amtung der neuen Vorschrift; aber auch die 
im Handelsgesetzbuch selbst enthaltene Bestim- Weitergeltung bestimmter, bereits erworbener 
mung über Ordnungsstrafen (§ 14) im Zuge der, Berechtigungen (§§ 262, 263; 265, 266, 267), die 
bevorstehenden Umarbeitung des Handelsgesetz- I als berücksichtigungswürdig und vertretbar aner­
buches abgeändert werden. Gleichzeitig sollen kannt wurde, gesiroert werden. 
auch Verfahrensbestimmungen für die Verhän-
gung solmer Zwangsstrafen in das Handelsgesetz- Zu § 2~1: 

. buch aufgenommen werden. 
Die beschleunigte Durdlführu~g der durch die 

Nam geltendem Recht richtet sich die Verhän- neuen zwingenden Vorschriften des Gesetzes, wie 
gung von Ordnungsstrafen nach den Bestimmun-
gen der §§ 132 bis 139 des Gesetzes über die beispielsweise § 8 Abs. 2 S.atz 1, § 86, § 87 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Abs. 1, § 92 Abs. 5, § 95 Abs. 6, § 108 Abs. 4, 

§ 112 Abs. 3, gegebenenfalls erforderlichen 
(FGG.), DRGBl. S. 7711189:8. Dieser Rechtszu- Satzungsänderungen imierhalb einer angemess~­
stand soll durch § 271 des vorliegenden Ent-
wurf.es aufrechterhalten werden. nen Frist wäre - unter ausdrücklicher Wahrung 

de~ für rein formale Abweichungen bestehenden 
Die Vorsmriften des Vierzehnten Teiles vereinfachten (Fassungs)1\nderungsmöglichkeit 

(§§ 258 bis 260) treten an die Stelle der bisher (§ 145 Abs. 1 Satz 2) - unter die dem § 51 
in den §§ 134 bis 142 enthaltenen, im Hinblick. Abs.l Schillingeröffnungsbilanzengesetz entspre­
auf 'das in österreim geltende Verfassungsrecht chende Sanktion der registergerichtlichen . Auf­
:verbesserungsbedürftigen Regelungen (vergleiche lösung der Gesellschaft, hier allerdings nach Ab­
unter V). lauf einer zu gewährenden Nachfrist, zu stellen. 

Die für bestimmte, in der Form von Aktien- Die registergerichtliche überprüfung aller 
gesellschaften betriebene Unternehmungen durch Satzungen auf ihre Gesetzmäßigkeit wird vom 
§§ 258 bis 260 in Kraft gesetzten Sondervor- 1. Qktober 1 %5 an zu erfolgen haben. 
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Zum Unterschied von dieser Regelung kann 
efür die wesentlich einfacher zu beurteilenden und 
vermutlich praktisch nur ganz vereinzelt vor­
kommenden fälle des § 264 - b e s t ehe n d e 
Kommanditgesellschaft auf Aktien - die dem 
bisherigen Aktienrecht nicht fremde (§ 36 Abs. 1 
Umstellungverordnung, DRGBl. 1938 I S. 982) 
e x leg e-Auflösung vorg~schrieben werden; ver­
gleiche auch § 142 Abs. 1 Berggesetz, BGBL 
Nr. 73/1954. 

Zu § 262: 

Die durch § 16 Abs. 1 und 4 und § 30 Abs. 2 
des Schillingeröffnungsbilanzengesetzes gewähr­
ten Begünstigungen bleiben unberührt. Es wird 
klargestellt, daß sie jedoch für nachträgliche 
Kapitalherabsetzungen nicht wieder eingeräumt 
werden. 

Zu § 263 

wird die Regelung vorgeschlagen, daß für 
Gesellschaften, auf die mangels bereits erfolgter 
Umstellung nach dem Schillingeröffnungsbilanzen­
gesetz die Vorschriften des Aktiengesetzes 1963 
nicht anwendbar sein könnten, während der 
Dauer dieses (vorübergehenden) Zustandes die 
bisher für sie geltenden Vorschriften weiter zu 
gelten haben. Demgemäß hätte es auch für die 
(wenigen) Gesellschaften, für die mangels register­
gerichtlicher Eintragung der Anpassung ihrer 
Satzung an das reichsrechtliche Aktiengesetz 
(1937) oder einer gerichtlichen Bestellung der 
Aufsichtsratsmitglieder '(§ 7 Abs. 4 und § 8 
Abs. 3 der Zweiten Einführungverordnung, 
DRGBl. 1938 I S. 988) oder auch zufolge § 12 
leg. cit. teilweise die vor 1,938 geltenden 
ö s t e r r eie his ehe n aktienrechtlichen Vor­
schriften noch bis heute weitergegolten haben, 
konform gleichermaßen bei diesem Rechts­
zustand zu bleiben, dessen alsbaldige Beendigung 
wohl bereits durch die Vorschriften des Schilling­
eröffnungsbilanzengesetzes gewährleistet sein 
dürfte. Die zweckmäßige übergangsregelung der 
Zweiten Einführungverordnung hat sonach audl 
in der Regelung des § 263 Berücksichtigung 
gefunden. Vergleiche auch § 142 Abs. 1 letzter 
Satz Berggesetz, BGBI. Nr. 73/1954. 

Für Kommanditgesdlschaften auf Aktien war 
in österreich kein wirtschaftliches Bedürfnis 
festzustellen; es kann daher auf die Beibehaltung 
dieser Gesellschaftsform im Interesse einer Ver­
einfachung der Rechtsordnung verzichtet werden. 
Das Fehlen entsprechender Regelungen für die in 
der Zeit bis 31. März 1965 noch zulässige f r e i­
will i g e Beendigung dieser bisher zugelassenen 
Gesellschaftsform in den vorstehenden Bestim­
mungen des neuen Aktiengesetzes begründet die 
Anordnung ,der ausnahmsweisen w ei t e ren 
Wirksamkeit der bis her d a für gel t e n­
den Regelung,en, so insbesondere des (bisherigen) 
§ 232. 

Da eine Anwendbarkeit der die bergrechtlichen 
Gewerkschaften betreffenden Bestimmungen der 
§ 131 Abs. 1 A: 11 Z. 6, §§ 251, 278 und 279 des 
bisherigen Aktiengesetzes gemäß § 142 Abs. 1 
Berggesetz, BGB1. Nr. 73/1954, nach dem 31. De­

'zember 1960 nicht mehr in Frage kommt, waren 
sie in die neue Vorschrift nicht zu übernehmen. 

Die Regelung des § 265 ent~pricht der laut § 2 
Abs. 2 der vorzitierten Zweiten Einführungs­
verordnung in Geltung stehenden. 

In § 266 findet sich die Bestimmung des § 1 ~ 
der Zweiten Einführungsverordnung in einer 
Form rezipiert, die auch allfälligen Betriebsunter­
brechungen in der Zeit der deutschen Besetzung', 
dabei aber auch de,r Tatsache Rechnung trägt, 
daß s,ich in verschiedenen Zweigen die wirt-' 
schaftlichen Verhältnisse grundsätzlich geändert 
haben und auch weiterhin ändern dürften; eine 
automatische, vorbehaltslose Wiederzulassung 
a 11 e r ausländischen Aktiengesellschaften, die 
seinerzeit zugelassen waren, zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit im Inland war daher nicht in 
Betracht zu ziehen. 

§ 267 bewahrt, einem al~ berücksichtigungs­
würdig anerkannten Bedürfnis der Praxis Rech­
nung tragend, bereits bestehende Aktiengesell­
schaften vor Schwierigkeiten, die ihnen aus der 
nunmehrigen Regelung laut § 86 Abs. 1 erwach­
sen könnten. 

§ 268 erschien zufolge der Neurege!ung laut 
§ 104 Ahs. 3 als übergangsrege!ung erforderlich. 
Für Aktiengesellschaften, denen vor dem Inkraft­
treten der nunmehr eingeschränkten Vorschrift 
des § 104 Abs. 3 (1. Jänner 1965) be r e i t s 
z w e i mal oder öfter auf Grund des § 3 der 
V. DRGB1. 1939 I S. 1694 Fristenverlängerungen 
bewilligt worden waren und denen zufolge § 104 
Abs. 3 1 e t z t e r S atz eine neuerliche Ver­
längerung daher nicht mehr bewilligt werden 
dürfte - was sie vielleicht nicht rechtzeitig vor­
auszusehen vermochten -, wird diese letzt­
bezeichnete Begrenzungsvorschrift für einen 
ei n.z i gen Anwendungsfall außer Kraft gesetzt. 
Eine nochmalige Verlängerung ist dann jedoch 
keinesfalls mehr möglich. 

§ 269 ist zur Klarstellung erforderlich, um 
der Auslegung zu begegnen, daß die Bestimmun­
gen gesetzlicher S p e z i a 1 vorsdlriften als der 
"f r ü her e n" Gesetze etwa nunmehr durch das 
neue Aktiengesetz derogiert und außer Kraft 
getreten seien. Neben den schon im Gesetzes­
text ausdrücklich aufgezählten Rechtsvorsd1rif­
ten hat dies beispielsweise auch für die von den 
allgemein gültigen abweichenden Vorschriften 
über die Beaufsichtigu.ng der privaten Versiche­
rungsunternehmungen und Bausparkassen, ins­
besondere das Versicherungsaufsidltsgcsetz, 
ferner für die in der Wirtschaftstreuhänder­
Berufsordnung, BGBl. Nr. 125/1955, und auch 
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für die 1m Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz schen Gesetzgeber stammenden aktienrechtlichen 
samt seinen Durchführungsvorschriften ' (ver- Vorschriften können daher numehrzur Gänze 
gleiche "Zu § 259 Abs. 1 ") enthaltenden Sonder- aus der österreichischen Rechtsordnung entfernt 
regelungen zu gelten. Es wird demnach der werden. ' 
gesetzliche Prüfungsverband im Sinn des Woh- Eine zeitlich beschränkte Geltungsdauer muß 
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes insbesondere ihnen aber, aus Ver,einfachungsgründen noch in 
auch, zusätzlich zu den im /§ 25 Abs. 4 auf- den Fällen der §§ 263 und 264 gewahrt bleiben. 
gezählten, für zu Gründungsprüfungen berech- Im einzelnen sei zu der mit 7 bezifferten Auf~ 
tigt zuhalten sein. Für den Bereich des Betriebs- hebung bemerkt, daß ein teilweiser Ersatz für 
rätegesetzes in~besondere gilt auch weiterhin einzelne ihrer Bestimmungen in §., 258 Abs. 5 
unverändert, daß weder die Höchstzahl- des neuen Aktiengesetzes eingebaut wurde. 
-beschränkung des § 86 Ahs. 1 noch die Unver- Mit Z. 8 soll di.e Aufhebung all e r noch gel­
einbarkeitsvorschrift des § 90 .Nbs. 1 zweiter tenden Bestimmunge'n der kriegswirtschaftlichen 
Satz auf die aus dem Kreis der Betriebsrats- Verordnung DRGBl. 1939 I S. 1694 angeordnet 
mitglieder in den Aufsicht~rat gewählten Ver- werden (der § 5 ist bereits durch § 1 der Verord­
treter anzuwenden ist, da g e gen gilt, beispieis- nung BGB1. Nr. 31/1947 aufgeho'ben worden, die 
weise, die Vorschrift ,des § 91 auch für sie. §§ 23 bis 26 beziehen sich nich~ auf österreIch), 

§ 270 beläßt die durch § 26 der Zweiten Ein- obzwar die §§ 10 bis 13- sich auf die Ge s e 11-
führun'gsverordnung, DRGBl. 1938 I S. 988, er- sc h a f t e n mit b es c h r ä n k te r Ha f­
folgte Berücksichtigung der für das Statut der tun g und die §§ 15 bis 19 auf die Er wer b s­
Südbahngesellschaft zwischenstaatlich vereirrbar- und Wir t s c"h a f t s gen 0 s sen s c h a f­
ten Regelung in notwendiger Weitergeltung. te n beziehen. Es wäre jedoch wenig zweck-

mäßig, für die Aufhe'bung dieser wenigen Para-
§ 271 erster Satz en,th'a'lt eI'n,e nach dem Muster b d d graphen allein ein esoneres Bun ,es gesetz zu 

des Art. IX des Bund'esgesetzes vom 6. Dezemlber 1 d f h erlassen, zuma auch ie Ein ü ):"ung' dieser Be-
1955, ,über Änderungen des zivilgerichtlichen stimmungen trotz ihrer unterschiedlichen Gel-
Vel'fahrens, BGBL Nr. 282, formulierte Zweck- f 

k 
tungsbereiche in einer emzlgen Vorschri t, 

mäßig eitsregelung. Zum zweiten Satz siehe das gemeins'am, erfolgt war. 
zu § 257 Vermerkte. Die mit Z. 9 bis 11 bezeichneten Rechtsvor-

Die Bestimmungen der im § 272 genannten schriften bilden trotz mangelnder Anwendbar­
Rechtsvorschriften sind zum Teil in Österreich keit noch immer einen Bestandteil der österrei­
nur beschränkt in Geltung getreten (wie bei- chischen Rechtsordnung. Sie wären daher nun­
spielsweise das mit Z. 2 bezeichnete Einführttngs- mehr auch formell aus dieser auszuscheiden. Ver­
gesetz, vergleiche in Erste EinfV., DRGBl. 1938 gleiche hiezu auch die Kundmachung des Bundes­
-I S. 385), zu einem anderen Teil bereits durch, ministeriums für Finanzen Z. 51.391-17/56 vom 
andere Bestimmungen außer Kraft gesetzt wor- 12. April 1956, ABI. d. öFV. 1956 Nr. 111. 
den. Soweit auf die restlichen nicht verzichtet Die mit Z. 12 bezeichnete Vorschrift ist ent­
werden kann, sind sie in das vorliegende neue behrlich; sie ist inhaltlich bereits in § 258 Abs. 2 
Aktiengesetz eingebaut worden. Die vom deut- enthalten. 
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